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Sehr geehrter Herr Präsident der Abgeordnetenkammer,
sehr geehrter Herr Präsident des Petitionsausschusses,
meine Damen und Herren Abgeordneten,

wir haben die Ehre, Ihnen gemäß Artikel 15 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler
Ombudsmänner den Bericht des Föderalen Ombudsmannes für das Jahr 2007 vorzulegen.

Es ist der elfte Jahresbericht des Föderalen Ombudsmannes. Seit seiner Einsetzung 1997 haben sich mehr
als 39 000 Bürger an die Ombudsmänner gewandt, was jährlich etwa 3 500 Beschwerden und Informa-
tionsanfragen darstellt.

Wenn man von den ersten Tätigkeitsjahren absieht und sich auf die letzten fünf Jahre beschränkt, werden
durchschnittlich etwa 4 700 Akten im Jahr erreicht. Das Jahr 2007 hebt diesen Durchschnitt deutlich an,
denn es sind zum ersten Mal mehr als 5 000 Beschwerden und Informationsanfragen eingegangen.

Die Informationskampagne, die wir 2007 bei den Gemeinden und den ÖSHZ, den belgischen Botschaften
und Konsulaten sowie bei den Strafvollzugsanstalten – unterstützt durch Anzeigen in der Schriftpresse –
durchgeführt haben, hat sicherlich dazu beigetragen.

Wir setzen uns weiter ein, um unsere Institution in der Öffentlichkeit und bei den Bürgern, die immer leichter
Zugang zum Föderalen Ombudsmann finden, bekannt zu machen. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung
für das gute Funktionieren des Dienstes und vor allem die Effizienz seiner Arbeit.

Da der Föderale Ombudsmann am 1. Januar 2007 sein zehnjähriges Bestehen gefeiert hat, haben wir dieses
Jahr einen neuen Teil hinzugefügt mit dem Titel: 10 Jahre Vorschläge und Anregungen. Jedes Jahr werden wird
den allgemeinen Empfehlungen der Ombudsmänner eine besondere Beachtung geschenkt, doch man darf
nicht vergessen, dass zahlreiche, vielleicht weniger sichtbare Dinge in der Praxis verwirklicht wurden. Auf der
Grundlage der Behandlung der Beschwerden von Bürgern werden in enger und fruchtbarer Zusammenarbeit
mit der Verwaltung Maßnahmen ergriffen, um die Qualität der Dienstleistung sowie der Beziehung zwischen
dem Bürger und der Verwaltung ständig zu verbessern.

Im Übrigen ist die Struktur des Jahresberichtes unverändert geblieben.

In der Einleitung berichten wir über die Arbeitsweise und die Verwaltung des Föderalen Ombudsmanns,
darunter insbesondere die im Jahr 2007 in der Organisation der Institution eingetretenen Änderungen. Im
zweiten Teil veröffentlichen wir allgemeine Statistiken und Grafiken: Anzahl der eingegangenen
Beschwerden, Zulässigkeit, Beurteilung, erzieltes Ergebnis, Behandlungsdauer, … In dritten Teil analysieren
wir die behandelten Beschwerden nach dem gleichen Schema wie im vergangenen Jahr: die festgestellten
Probleme werden nach Themen behandelt und durch deutliche Beispiele aus der Praxis veranschaulicht. Der
vierte Teil betrifft die Empfehlungen: einerseits allgemeine Empfehlungen ans Parlament und andererseits
offizielle Empfehlungen, die 2007 unmittelbar an die Verwaltungen gerichtet wurden.

Vorwort



Innerhalb der Institution des Föderalen Ombudsmanns ist die Tätigkeit der Ombudsmänner vor allem
Teamarbeit. Wir danken allen unseren Mitarbeitern, jedem Einzelnen auf seinem Gebiet, für die Einsatzbe-
reitschaft, die Flexibilität und die Motivation.

Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre dieses Berichtes und stehen Ihnen zur Verfügung, um ihn vor
dem Petitionsausschuss vorzustellen.

Hochachtungsvoll,
Die Föderalen Ombudsmänner,

Guido Schuermans Catherine De Bruecker
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Zuhören – Überzeugen - Vermitteln

Der Föderale Ombudsmann ist eine unabhängige Institution, die sich kostenlos für die Bürger einsetzt,
unabhängig davon, ob es sich um natürliche oder juristische Personen handelt, um sie bei der Beilegung
ihrer Streitsachen mit föderalen Verwaltungen zu unterstützen. Er untersucht unparteiisch die ihm
vorgelegten Beschwerden, indem er nachprüft, ob die Dienststelle, die Gegenstand der Beschwerde
ist, nicht nur die Rechtsvorschriften, sondern auch die Grundsätze, die normalerweise die gute Verwal-
tungspraxis anleiten müssen, beachtet hat.

Wenn die Beschwerde sich als begründet erweist, versucht der Föderale Ombudsmann, die
Verwaltung von den notwendigen Korrekturen zu überzeugen. Hierzu verfügt er über eine breite
Empfehlungsbefugnis und kann somit zur Verbesserung der Verwaltungspraxis und der Rechtsvor-
schriften beitragen.

So hat der Föderale Ombudsmann seit seiner Einsetzung 1997 versucht, mehr als 39 000 Bürgern zu
helfen. 91 offizielle Empfehlungen wurden an die Verwaltung gerichtet und 56 allgemeine Empfeh-
lungen dem Parlament unterbreitet.

Nach unserer Einsetzung durch die Abgeordnetenkammer 2005 haben wir den Bürger wieder in den
Mittelpunkt des Handelns des Föderalen Ombudsmanns gestellt, wie es in unserer Aufgabenerklärung
dargelegt wurde.

Als unabhängige Institution ist der Föderale Ombudsmann bemüht:

- Beschwerden der Bürger gegenüber den föderalen Verwaltungsbehörden schnell, gründlich und
unparteiisch zu untersuchen;

- angemessene und angepasste Lösungen anzuwenden;
- transparente, korrekte und dem Kunden gerecht werdende Verfahren zu benutzen;
- den Dienst jedem zugänglich zu machen, der ihn benötigt;
- zur Verbesserung der Arbeitsweise der föderalen Verwaltungsbehörden beizutragen und das Recht

auf eine gute Verwaltung zu fördern;
- die föderalen Verwaltungsbehörden von dem Mehrwert einer fairen Wiedergutmachung im Falle

einer begründeten Beschwerde zu überzeugen.

Diese Aufgabenerklärung stellt nach wie vor den Leitfaden unseres Handelns dar, das auf Qualität,
Wirksamkeit und Effizienz ausgerichtet ist.

Einleitung I
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1. Das Funktionieren des Dienstes

Zugänglichkeit

Die Zugänglichkeit ist eng mit dem Bekanntheitsgrad und der Nähe verbunden. Ein externer Ombuds-
dienst wie der Föderale Ombudsmann kann nur wirksam arbeiten, wenn er umfassend bekannt ist und
für jeden, der ihn benötigt, erreichbar ist. Daher haben wir im Laufe des vergangenen Jahres unsere
Bemühungen zur Verbesserung der Bekanntheit des Dienstes und seiner Erreichbarkeit fortgesetzt.

Der Föderale Ombudsmann hilft Ihnen …

Wir haben dieses Jahr die zeitlich verteilte Informationskampagne fortgesetzt, die wir in unserem
Jahresbericht 20061 angekündigt hatten.

Faltblätter und Plakate mit der Aufschrift „der Föderale Ombudsmann hört Ihnen zu“ beschreiben die
Aufgaben der Institution in einer für alle verständlichen Sprache und erläutern die Bedingungen für das
Einreichen einer Beschwerde. Zunächst wurden diese Faltblätter in großer Zahl2 in allen Gemeinden
und allen ÖSHZ des Landes, den belgischen Botschaften und Konsulaten im Ausland sowie den
Haftvollzugsanstalten verteilt mit der ausdrücklichen Bitte, sie der Öffentlichkeit bereitzustellen.

Im Herbst 2007 haben wir Anzeigen in der Schriftpresse veröffentlicht (Metro, Humo, Télé-Moustique,
Dag Allemaal, Télé-Ciné-Revue). In den Anzeigen wurde ausdrücklich auf die Faltblätter verwiesen, die
der Öffentlichkeit bei den Gemeindeverwaltungen und den ÖSHZ zur Verfügung gestellt wurden.

Diese relativ bescheidene Kampagne war offenbar erfolgreich. Die Gemeinden und ÖSHZ haben
zusätzliche Zusendungen beantragt und beantragen sie weiter, und der Föderale Ombudsmann hat
2007 etwa 700 Akten mehr angelegt als 2006. Dies bedeutet eine Zunahme um 16 Prozent.

Im französischsprachigen Landesteil gehörte zur Informationskampagne des Föderalen Ombudsmanns
auch eine ,Semaine de la médiation’. Sie fand vom 3. bis zum 6. Oktober 2007 statt unter dem Slogan
„Le Médiateur à votre écoute“. In Zusammenarbeit mit der Ombudsfrau der Französischen Gemein-
schaft und dem Ombudsmann der Wallonischen Region hat die föderale Ombudsfrau sich an Bord
eines englischen Doppeldeckerbusses in verschiedene wallonische Städte und nach Brüssel begeben,
um an die Bürger heranzutreten und sie auf diese Weise zu informieren.

1 Jahresbericht 2006, S. 9 ff.
2 Pakete von 100 oder 150 Exemplaren, je nach Einwohnerzahl.

EinleitungI
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An vier Tagen haben die drei Ombudsmänner und ihre Mitarbeiter sich in Lüttich, Charleroi, Mons,
Namur, Nivelles und Brüssel den Bürgern zur Verfügung gestellt, um Fragen zum Ombudsdienst zu
beantworten und Beschwerden entgegenzunehmen. Eine Dokumentation über die Zuständigkeiten
und die Handlungsmöglichkeiten der drei Dienststellen wurde öffentlich verteilt. Diese Zusammen-
arbeit wurde durch die Anwesenheit des Ombudsmanns der Stadt Charleroi und des Ombudsmanns
für Pensionen noch ergänzt.

In Lüttich haben die drei Ombudsmänner live aus dem Bus an der Sendung ,Appelez, on est là’ auf
VivaCité teilgenommen. In dieser Sendung haben sie während anderthalb Stunden die Fragen der
Zuhörer beantwortet.

Lokale Sprechstunden

Durch die Woche des Ombudsdienstes, die im französischsprachigen Landesteil durchgeführt wurde,
sollte auch auf die lokalen Sprechstunden hingewiesen werden, die seit fünf Jahren durch die drei
parlamentarischen Ombudsmänner durchgeführt werden im Bemühen um eine Vereinfachung der

Einleitung I

Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’07 11



Verwaltung und um Erreichbarkeit3. Konkret kann der Bürger an diesem „gemeinsamen Schalter“
mündlich eine Beschwerde gegen eine Verwaltungsentscheidung des Föderalstaates, der Wallonischen
Region oder der Französischen Gemeinschaft vortragen und ist so gewiss, dass sie automatisch durch
den zuständigen Ombudsmann behandelt wird.

2007 hat der Erfolg der lokalen Sprechstunden eindeutig zugenommen, was beweist, dass sie einem
echten Bedarf des Bürgers entsprechen, sobald dieser besser auf dem Laufenden ist. So hat sich die
Zahl der bei den lokalen Sprechstunden eingereichten Beschwerden dieses Jahr mehr als verdreifacht.

Diese Zunahme war insbesondere in Lüttich festzustellen, wo erfolgreiche Beziehungen zu örtlichen
Vereinen und zum Anwaltsstand es ermöglicht haben, die Rolle und die Handlungsmittel des Dienstes
bei diesen Vermittlern besser bekannt zu machen, so dass diese den Bürger an den Ombudsmann
heranführen können.

Im niederländischsprachigen Teil des Landes haben der Föderale Ombudsmann und der Flämische
Ombudsmann ab März 2007 monatlich gemeinsame Sprechstunden in den Räumen der Ombuds-
männer in den Hauptstädten der flämischen Provinzen Antwerpen, Brügge, Gent und Löwen
abgehalten. In Hasselt findet die gemeinsame Sprechstunde in der Provinzialen Bibliothek statt.

Um die Effizienz der Sprechstunden zu verbessern, werden diese künftig auf Terminabsprache bei den
lokalen Ombudsmännern abgehalten. So werden unnötige Fahrten vermieden. Innerhalb von zehn
Monaten sind bei den Mitarbeitern des Föderalen Ombudsmanns 87 Beschwerdeführer bei den
Sprechstunden in Flandern empfangen worden, verglichen mit 50 in einem Zeitraum von 12 Monaten
des Vorjahres in den früheren Räumen. In absoluten Zahlen ist dies keine spektakuläre Zunahme, doch
proportional ist es immerhin eine Steigerung um 75 Prozent. Der erhoffte Aufschwung ist also einge-
treten, und er ist sicherlich großenteils auf den Einsatz unserer örtlichen Kollegen zurückzuführen, die
für die Öffentlichkeitsarbeit und den ordnungsgemäßen Ablauf der Tätigkeit in diesen lokalen Bereit-
schaftsdiensten sorgen.

Überlegungen zur guten Verwaltung in der Europäischen
Union

Das Europäische Verbindungsnetz der Bürgerbeauftragten umfasst nationale und regionale Ombuds-
männer der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sowie seit 2005 diejenigen der sich um den
Beitritt bewerbenden Länder, das heißt mehr als 90 Büros in 31 Staaten. Dieses Netzwerk ist ein
nützlicher Kooperationsmechanismus zur Behandlung der Beschwerden von Bürgern der Europä-
ischen Union über die Anwendung des Gemeinschaftsrechts.

3 Diese Sprechstunden finden derzeit ein bis zwei Mal monatlich in Lüttich, Namur, Mons, Charleroi und Marche-en- Famenne
statt.
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Die nationalen Ombudsmänner der Mitgliedsstaaten kommen alle zwei Jahre zu einem Seminar
zusammen, das gemeinsam durch den Europäischen Bürgerbeauftragten und einen nationale Bürger-
beauftragten organisiert wird. Dieses Treffen trägt aktiv zum Informationsaustausch über das
Gemeinschaftsrecht und zur Förderung der guten Praxis bei.

Wir haben dieses Jahres mit unseren europäischen Kollegen am 6. Seminar der nationalen Bürgerbe-
auftragten der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und der Bewerberländer teilgenommen, das in
Straßburg stattgefunden hat zu dem Thema ,Überlegungen zur guten Verwaltung in der Europäischen
Union’4.

Nach dem Seminar hat das Verbindungsnetz eine Erklärung veröffentlicht, um den ‘Gemeinschafts-
aspekt’ der Arbeit der Bürgerbeauftragten besser bekannt zu machen und ihre Dienste für die Bürger,
Unternehmen und Vereinigungen, die sich mit Beschwerden zu Fragen des Rechts der Europäischen
Union an sie wenden, zu erläutern.

Die zuständigen nationalen und regionalen Ombudsmänner sind nämlich damit beauftragt, die
Beschwerden gegen die Behörden eines Mitgliedsstaates zu behandeln, einschließlich der Beschwerden
zu einer Frage des Rechtes der Europäischen Union. Der Europäische Bürgerbeauftragte behandelt
seinerseits die Beschwerden gegen die Institutionen und Organe der Europäischen Union.

In dieser Erklärung werden eine Reihe von Qualitätsnormen präzisiert, über die sämtliche Mitglieder
des Verbindungsnetzes einig sind, um der Öffentlichkeit einen optimalen Dienst zu bieten: Höflichkeit,
Transparenz, Begründung der Entscheidungen oder Stellungnahmen, Information der Öffentlichkeit,
Zugänglichkeit, schnelle Bearbeitung, Effizienz, ständige Aufmerksamkeit für die Einhaltung der Grund-
rechte.

Im Übrigen können die nationalen und regionalen Ombudsmänner des Verbindungsnetzes künftig
dem Europäischen Bürgerbeauftragten um schriftliche Antworten auf Fragen zum Recht der Europä-
ischen Union und seine Auslegung bitten, einschließlich der Fragen, die bei der Behandlung von
Einzelfällen aufgeworfen werden.

Der Europäische Bürgerbeauftragte als Partner

In der Folge des Seminars von Straßburg haben wir Ende November den Europäischen Bürgerbeauf-
tragten, Herrn Nikiforos Diamandouros, zu einem dreitätigen offiziellen Besuch begrüßt. Bei dieser
Gelegenheit wurden wir durch den Präsidenten der Abgeordnetenkammer und seinen Vizepräsi-
denten empfangen.

4 Informationen zu diesem Seminar sind verfügbar auf der Website http://www.ombudsman.europa.eu

Einleitung I
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(Von l. nach r. C. De Bruecker, H. Van Rompuy, N. Diamandouros, H. De Croo, G. Schuermans)

Der Europäische Bürgerbeauftragte hat bei einer gemeinsamen Sitzung des mit Europäischen Fragen
beauftragten Föderalen Beratungsausschusses und dem Petitionsausschuss der Kammer einen Vortrag
gehalten und in unserer Anwesenheit an einem Meinungsaustausch mit den Mitgliedern der vereinigten
Ausschüsse teilgenommen.5

Auf Einladung des ersten Präsidenten und des Präsidenten des Kassationshofes fand im Hof ein
Arbeitsessen in Anwesenheit des ersten Präsidenten und des Präsidenten des Staatsrates und des
Verfassungsgerichtshofes statt.

Herr Diamandouros hat an der Generalversammlung der SKVO6 teilgenommen, wo er den regio-
nalen, kommunalen und sektoriellen Vermittlern unseres Landes seine Erfahrungen zum Thema
„Förderung der Transparenz und der Verantwortung der öffentlichen Verwaltung“ unterbreiten konnte. Er
ist anschließend mit allen Mitgliedern der SKVO durch den Gouverneur der Provinz Namur empfangen
worden.

In Begleitung der Föderale Ombudsmänner hatte er ebenfalls die Gelegenheit, als Redner zur
Vorlesung für Verwaltungsstreitsachen von Professor Michel Leroy an der Université Libre de Bruxelles
sowie zur Vorlesung von Professor Marleen Brans zu „Beziehung Bürger – Verwaltung“ an der Katho-
lieke Universiteit Leuven eingeladen zu werden.

5 Dok 52 0520/001
6 Ständige Konzertierung der Vermittler und Ombudsmänner.( www.ombudsman.be)
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Arbeitssitzungen fanden statt mit der Justizministerin und dem Außenminister.

Sein Besuch wurde durch einen Meinungsaustausch mit dem Personal des Föderalen Ombudsmanns
abgeschlossen.

Kolloquium ,Ombudsdienste und Ausländer’

In Zusammenarbeit mit dem fachübergreifenden Forschungszentrum über den Ombudsmann (CRIO -
ICOM) und dem Verlag La Charte haben der Föderale Ombudsmann und der Flämische Ombuds-
dienst am 9. Oktober 2007 einen Studientag zum Thema ,Ombudsdienste und Ausländer’ abgehalten.

Das Kolloquium richtete sich an Vermittler, Ombudsmänner und ihre Mitarbeiter, an Beamte
(besonders diejenigen, die das Ausländerrecht anwenden), Universitätsprofessoren und ihre Assis-
tenten, Parlamentarier, Bürgermeister und Gemeindesekretäre, Rechtsanwälte,
Nichtregierungsorganisationen (NGO) und Sozialdienststellen sowie an alle Personen, die sich für die
Problematik des Ausländerrechts und/oder die Funktion des Ombudsmanns interessieren.

❖ Programm

Vormittag
n Vorsitzender: Bernard HUBEAU, Flämischer Ombudsmann
n Begrüßung: Marleen VANDERPOORTEN, Präsidentin des Flämischen Parlamentes
n Einleitung: Bernard HUBEAU, Flämischer Ombudsmann
n Jüngere Entwicklungen im Ausländerrecht, Jean-Yves CARLIER, Université Catholique de Louvain
n Auftreten des Föderalen Ombudsmanns in Ausländerstreitsachen: Typologie der Beschwerden

und Folgen der Arbeit des Ombudsmanns, Catherine DE BRUECKER, Föderale Ombudsfrau
n Das Ausländeramt und der Föderale Ombudsmann, Freddy ROOSEMONT, Generaldirektor des

Ausländeramtes
n Der Standpunkt des Zentrums für Chancengleichheit und für Rassismusbekämpfung, Jozef DE

WITTE, Direktor, Zentrum für Chancengleichheit und für Rassismusbekämpfung
n Ordnungsgemäßer Umgang mit Ausländern. Der Standpunkt des Nationalen Niederländischen

Ombudsmanns, Alex BRENNINKMEIJER, Nationaler Ombudsmann, Niederlande

Nachmittag
n Vorsitzender: Philippe DE BRUYCKER, Université Libre de Bruxelles
n Anmerkungen zu einer neuen Ausländerpolitik. Kurzaufenthalt, Familienzusammenführung,

Aufenthaltsgenehmigung wegen außergewöhnlicher Umstände, Bob BRIJS, Rechtsanwalt
n Die Zugänglichkeit zu den Einrichtungen für ethnische Minderheiten. Entwicklungen, Politik und

Instrumente, Piet JANSSEN, Mitarbeiter, Vlaams Minderhedencentrum
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n Diskussion mit:
„ Rafael RIBO, Sindic de Greuges de Catalunya, Ombudsmann von Katalonien
„ Catherine DE BRUECKER, Föderale Ombudsfrau
„ Guido SCHUERMANS, Föderaler Ombudsmann
„ Rita PASSEMIERS, Ombudsfrau der Stadt Gent
„ Annick GOEMINNE, Europäische Kommission– GD Justiz, Freiheit, Sicherheit – Unit Immig-

ration and Asylum
„ Paul PATAER, Liga für Menschenrechte / Vluchtelingenwerk Vlaanderen
„ Christine FLAMAND, Hochkommissariat der Vereinten Nationen für Flüchtlinge – Regionale

Delegation für die Benelux-Länder und die Europäischen Institutionen
n Allgemeine Schlussfolgerungen, Prof. Robert ANDERSEN, Erster Präsident des Staatsrates

❖ Schlussfolgerungen

In den Schlussfolgerungen von Prof. Robert Andersen stellen wir fest, dass seines Erachtens nichts
dagegen spricht, die Vermittlung parallel zum Beschwerdeverfahren in Gerichts- oder Verwaltungsan-
gelegenheiten laufen zu lassen, und sogar – warum nicht – den Richter oder die über die organisierte
Beschwerde befindende Verwaltungsbehörde mit ihrer Entscheidung warten zu lassen, bis das Vermitt-
lungsergebnis vorliegt. Er hat im Übrigen auf den Pluralismus der Beteiligten verwiesen, die in
irgendeiner Form Beschwerden von Ausländern weitergeben, was unweigerlich zu gewissen Undeut-
lichkeiten hinsichtlich ihrer jeweiligen Rolle führt. Diesbezüglich hat er, wie der Direktor des Zentrums
für Chancengleichheit und Rassismusbekämpfung in seinem mündlichen Vortrag, hervorgehoben, dass
die Rolle des Zentrums in Bezug auf Ausländer nicht mit derjenigen eines Ombudsmanns verwechselt
werden darf; im Unterschied zum Letzteren ist es nämlich keineswegs ein Dritter, der zur Unpartei-
lichkeit und Neutralität verpflichtet ist, sondern es steht auf der Seite der Ausländer. Auch wenn die
Aufgaben dieser beiden Institutionen unterschiedlich sind, schließt dies jedoch keineswegs aus, dass
zwischen beiden regelmäßige Kontakte und wünschenswerte Synergien bestehen.

Die Beiträge dieser Tagung werden Anfang 2008 veröffentlicht.
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2. Die Verwaltung der Institution

Struktur der Organisation

Um die Qualität unserer Arbeit zu optimieren, haben wir im Mai 2007 unsere internen Strukturen neu
organisiert. Es galt, einerseits auf den wachsenden Bedarf nach Aufnahme und Kommunikation einzu-
gehen, und andererseits den Entwicklungen in der Beschaffenheit und dem Volumen der Beschwerden
Rechnung zu tragen.

Dieses neue Organigramm nach der Umstrukturierung enthält zwei Neuerungen: die Abteilungen
Frontoffice und Kommunikation. Die Abteilung Frontoffice kümmert sich um den ersten Kontakt mit
den Bürgern, die sich an den Föderalen Ombudsmann wenden. Sie prüft die materielle Zulässigkeit der
eingehenden Akten, behandelt die Informationsanfragen und verweist nach Möglichkeit die
Beschwerden, die nicht den Föderalen Ombudsmann betreffen, an die zuständige Instanz. Dank der
Zentralisierung dieser Aufgaben kann der Qualität und Einheitlichkeit bei dem ersten Kontakt mit dem
Beschwerdeführer eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Die drei Backoffices behandeln die Beschwerden, die zu ihrem jeweiligen Arbeitsbereichen gehören.
Die Abteilung Kommunikation unterstützt die Kommunikationspolitik der Föderalen Ombudsmänner
und führt sie aus.
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Die Umsetzung der neuen Struktur ging mit der Einsetzung von vier Auditor-Koordinatoren als Leiter
der drei operationellen Abteilungen (“Backoffices”) einerseits und der neuen Abteilung Kommuni-
kation andererseits einher. Die neue Struktur hat keine Auswirkungen den auf gesamten
Personalbestand der Institution.

Personalverwaltung und Personalbestand

Am 1. Januar 2008 hatte die Institution 43 Mitarbeiter, die entsprechend der nachstehenden Tabelle
auf 4 Stufen verteilt waren.

Stufe Sprache Geschlecht Rechtsstatut Personal-
bestand in VZÄ7

Gesamt
StellenplanN F M W Statuta-

risch
Vertraglich

A 13 13 13 13 19(a) 7(b) 26 24

B 7 5 4 8 8 4(c) 12 12 (+2)

C 1 1 2 0 0 2 2 2

D (d) 1 2 0 3 0 3 2,5 (2,5 VZÄ)

Gesamt 22 21 19 24 27 16 42,5 38 (+4,5)

(a) davon 5 Sachbearbeiter mit einem zeitlich begrenzten Auftrag (Verwalter und 4 Auditor-Koordinatoren).
(b) Anwerbung von 2 vertraglichen Attachés als zeitweiliger Ersatz für einen statutarischen Mitarbeiter, der wegen Krankheit in den

einstweiligen Ruhestand versetzt wurde, wegen einer vollzeitigen Laufbahnunterbrechung und einer halbzeitlichen Laufbahnunterbre-
chung im Anschluss an einen Mutterschaftsurlaub.

(c) darunter 1 niederländischsprachiger Assistent für das Frontoffice (Artikel 4 des Stellenplans) (dringender und zeitweiliger Bedarf).
Einstellung eines vertraglichen französischsprachigen Empfangsmitarbeiters im Februar 2008.

(d) Reinigungspersonal, der Stufe D gleichgestellt, Artikel 4 des Stellenplans: 3 Mitarbeiter (2,5 VZÄ)

Die Gesamtzahl der Belegschaft in VZÄ hat im Vergleich zum 1. Januar 2007 um eine halbe Einheit
zugenommen.

Durch die Zusammenarbeit mit dem Selor konnten über die externe Anwerbung 5 statutarische
Stellen als Sachbearbeiter besetzt werden, darunter 1 Verwalter (N) und 4 Auditor-Koordinatoren
(2N und 2F). Das Verfahren zur Anwerbung eines Direktors hat nicht zu einem erfolgreichen
Abschluss geführt und wird 2008 erneut durchgeführt.

Für die ständige Weiterbildung wurde regelmäßig das Ausbildungsinstitut der Föderalen Verwaltung
(AFV) in Anspruch genommen, um den Mitarbeitern die Möglichkeit zur Verbesserung ihrer Verwal-
tungskompetenzen zu bieten, ihre persönliche Effizienz zu optimieren oder ihre
Managementkompetenzen zu entwickeln. Darüber hinaus nehmen die Mitarbeiter regelmäßig an
Studientagen oder an externen Ausbildungen in Bezug auf ihre Zuständigkeitsbereiche teil (Ausländ-
errecht, Sozialrecht, Steuerrecht, öffentliche Verwaltung, Kommunikation, …).

7 Vollzeitäquivalent
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Haushalts- und Finanzgebaren

Die Buchführung, die nach wirtschaftlichen Grundsätzen erstellt wird, ist intern organisiert. Die
Rechnungsführung und der Haushalt werden jährlich einer nachträglichen Kontrolle durch den
Rechnungshof zugeführt.

Die Haushaltsgrunddaten 2006-2008 sind in der nachstehenden Tabelle wiedergegeben.

Haushaltsjahr Jahresabschluss
2006

Angepasster Haushalt8
2007

Haushalt
2008

Ausgaben 3 371 009,46 3 900 000,00 4 093 360,00

Finanzierung
Mittelzuweisung

Überschussvortrag
Sonstige Einnahmen

3 714 371,40
3 427 000,00

271 679,08
15 692,32

3 900 000,00
3 547 000,00

353 000,00

4 093 360,00
3 852 000,00

235 000,00

Saldo 343 361,94

In der Rubrik ‘Jahresabschluss 2006’ ist der Betrag der tatsächlichen Ausgaben angeführt, während in
den Rubriken „Haushalt 2007“ und „Haushalt 2008“ die Beträge der durch die Kammer gewährten
gesamten Ausgabemittel eingetragen sind. Diese Mittel werden durch die eigentliche Zuweisung (das
heißt der im allgemeinen Ausgabenhaushalt des Föderalstaates eingetragene Jahresbetrag), die
Überschussvorträge der Vorjahre und durch die sonstigen Einnahmen finanziert.

Materielle Verwaltung

Wie in vorigen Jahresbericht angekündigt wurde, haben wir ab dem 1. April 2007 das angrenzende
Gebäude in der Rue Ducale 45 angemietet, um dem Raummangel abzuhelfen. Wegen Instandset-
zungsarbeiten durch den Eigentümer konnte dieses Gebäude schließlich aber erst zwei Monate später
bezogen werden. Der Einzug und die Gestaltung dieses zusätzlichen Volumens sowie die Ausstattung
beider Gebäude in Bezug auf Telekommunikation und Sicherheit haben besondere Anstrengungen
erfordert.

Die Aufrechterhaltung einer leistungsstarken Informatikinfrastruktur erfordert nach wie vor große
Aufmerksamkeit. Auch wurde dafür gesorgt, 2007 sämtliche Fotokopiermaschinen und Drucker zu
ersetzen. Durch das Anmieten des angrenzenden Gebäudes musste im Übrigen das bestehende Netz
erweitert werden, und die Server konnten besser angeordnet werden.

8 Der Jahresabschluss 2007 wird im Laufe des Jahres 2008 durch den Rechnungshof geprüft und durch die Abgeordneten-
kammer gebilligt.
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II.
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1. Einleitung
Der Leser findet in diesem Teil eine ganze Reihe von statistischen Angaben, die einen Überblick über
die Anzahl, die Sprache, das benutzte Kommunikationsmittel, den Stand der Bearbeitung, die Zuläs-
sigkeit, die Beurteilung sowie die Dauer der Bearbeitung der Akten geben. Die statistischen Angaben
zu den verschiedenen föderalen Verwaltungen sind im IV. Teil enthalten.9

Der in diesem Jahresbericht 2007 behandelte Zeitraum deckt das Kalenderjahr ab. Die in diesem Teil
angeführten Zahlen erstatten Bericht über die Situation am 31. Dezember 2007.

Um einen korrekten Überblick der im Tätigkeitsjahr 2007 eingereichten Akten zu geben, enthalten die
Tabellen und Grafiken nur die neuen Akten dieses Geschäftsjahres – sofern es nicht ausdrücklich
anders angegeben ist –, damit die Akten der Vorjahre, die noch 2007 in Bearbeitung waren, nicht
erneut in diesen Zahlen berücksichtigt wurden. Die im Laufe der Vorjahre eingereichten Akten werden
noch global im Kommentar erwähnt und ausdrücklich in gewissen Grafiken angegeben, um die globale
Arbeitsbelastung nach Tätigkeitsjahren zu veranschaulichen.

Soweit wie möglich wird mit den allgemeinen Zahlen die Entwicklung zwischen den Jahren 2006 und
2007 verglichen. Die Statistiken dieses Jahresberichtes wurden aber zum ersten Mal auf der Grundlage
der im Jahresbericht 2006 veröffentlichten Bewertungsmethode erstellt.10 Ein vollständiger Vergleich
mit dem Tätigkeitsjahr 2006, in dem eine andere Methode angewandt wurde, ist also bei gewissen
Angaben nicht möglich (Beurteilung der abgeschlossenen Beschwerden, Anwendung der Bewertungs-
kriterien und Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmanns).

2. Allgemeine statistiken

2.1. Neue Akten

Neue Akten – Entwicklung 2006 – 2007

2006
3 554 Beschwerden
78,7%

961 Informationsanfragen
21,3%

Gesamt: 4 515 

2007
Gesamt: 5 257 4 116 Beschwerden

78,3%
1141 Informationsanfragen
21,7%

Beschwerden Informationsanfragen Gesamt

Im Tätigkeitsjahr 2007 betrug die Gesamtzahl der neuen Akten 5 257, darunter 1 141 Informations-
anfragen (gegenüber 4 515 neuen Akten 2006, davon 961 Informationsanfragen). Dies ist die

9 S. 117 ff. der französischen oder niederländische Fassung (www.foderalerombudsmann.be)
10 Jahresbericht 2006, S. 18 ff.
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höchste Zahl neuer Akten seit der Einsetzung des Föderalen Ombudsmanns vor 11 Jahren.
Erwähnenswert ist, dass die bedeutende Zunahme der Anzahl Akten 2007 im Vergleich zu 2006 (+
16,4%) nicht das Verhältnis zwischen Beschwerden und Informationsanfragen geändert hat (78/22).

Neben den Beschwerden und Informationsanfragen erhält der Föderale Ombudsmann auch
zahlreiche telefonische Informationsanfragen, die nicht zu den Akten gezählt werden, da die Antworten
unmittelbar durch das Frontoffice erteilt werden.

Die Beantwortung der schriftlichen oder telefonischen Informationsanfragen stellt einen nicht unerheb-
lichen Teil der Arbeitsbelastung dar. Der Föderale Ombudsmann bemüht sich nämlich dennoch, den
Personen zu helfen, die keine Beschwerde formulieren, sondern um eine Information bitten.

Im Laufe der letzten 11 Jahre sind beim Föderalen Ombudsmann 39 916 Akten eingegangen, darunter
31 413 Beschwerden.

2.2. Neue Akten nach Sprache

Neue Akten nach Sprache: Entwicklung 2006-2007

Beschwerden Niederländisch

Informationsanfragen Niederländisch

Beschwerden Französisch

Informationsanfragen Französisch

Beschwerden Deutsch / andere

Informationsanfragen Deutsch / 
andere

2006 2007

1,1% 1,4%0,1% 0,4%

36,9%

8,9%

40,7%

12,2%

39%

6,3%

37,9%

15%
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2.3. Neue Akten nach Kommunikationsmittel

Das Kommunikationsmittel zeigt an, wie eine Beschwerde oder eine Informationsanfrage eingereicht
wurde. Das Tätigkeitsjahr 2007 bestätigt erneut, dass der elektronische Weg (per E-Mail oder durch
die Website des Föderalen Ombudsmanns) gegenüber dem mit einfacher Post eingereichten Akten
vorherrscht.

Neue Akten nach Kommunikationsmittel

2,026 Akten

1,358 Akten

1,032 Akten

396 Akten

225 Akten

220 Akten

E-Mail

Brief

Telefon

Besuch

Fax

Sprechtage

2007:

2007:

2007:

2007:

2007:

2007:

38,5%

25,8%

19,6%

7,5%

4,3%

4,2%

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

2006:

35,9%

30,4%

21,1%

5,8%

5,2%

1,5%

Wir verweisen den Leser darauf, dass im Vergleich zum Jahr 2006 die Zahl der bei den lokalen Bereit-
schaftsdiensten eingereichten Akten sowohl in absoluten Zahlen als auch in Prozentsätzen
zugenommen hat, während gleichzeitig die Anzahl neuer Akten um 16,4% gestiegen ist. Im französisch-
sprachigen Landesteil wurden die Akten, die während der ,Semaine de la médiation’ eingereicht
wurden, unter den Akten angeführt, die bei den Bereitschaftsdiensten eingereicht wurden. In Flandern
haben wir 2007 eine Mitarbeit mit den lokalen Ombudsmännern aufgenommen.

2.4. Zulässigkeit der neuen Beschwerden

Die unzulässigen oder weitergeleiteten Akten stellen einen nicht unerheblichen Teil der Arbeitsbe-
lastung dar. In der Tat kann die Entscheidung, eine Akte für unzulässig zu erklären oder an einen andern
Vermittlungsdienst weiterzuleiten, erst nach gründlicher Prüfung getroffen werden.

Allgemeine Zahlen II
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Von den 4 116 neuen Beschwerden waren 850 unzulässig; 166 wurden an einen anderen Ombuds-
dienst weitergeleitet. Die verbleibenden 3 100 Beschwerden wurden für zulässig erklärt.

Zulässigkeit der neuen Beschwerden

3,100 Beschwerden

850 Beschwerden

166 Beschwerden

2,768 Beschwerden

652 Beschwerden

134 Beschwerden

Zulässig

Unzulässig

Weiterleitung

2007:

2007:

2007:

75,3%

20,7%

4,0%

2006:

2006:

2006:

77,9%

18,3%

3,8%

2.5. Neue zulässige Beschwerden nach Sprache

Neue zulässige Beschwerden nach Sprache – Entwicklung 2006-2007:

Niederländisch

Französisch

Deutsch/andere

2006 2007

1,4% 1,7%

50,9% 47,7% 53,8% 44,5%
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2.6. Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

Diese Grafik teilt die Zahl der Beschwerden entsprechend den Gründen der Unzulässigkeit auf, wie sie
im Organgesetz und der internen Dienstordnung des Föderalen Ombudsmannes aufgezählt sind. Die
weitergeleiteten Beschwerden werden hier ebenfalls als eine Kategorie unzulässiger Beschwerden
angesehen.

Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

Bestätigung mangels neuer Fakten

Fakten sind älter als ein Jahr

Sonstiges

Offensichtlich unbegründet

Mangels vorheriger Schritte

Weiterleitung

Ratione materiae

Gesamt: 1,016 Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

601 Beschwerden

166 Beschwerden

126 Beschwerden

82 Beschwerden

22 Beschwerden

12 Beschwerden

7 Beschwerden

59,2%

16,3%

12,4%

8,1%

2,2%

1,2%

0,7%

2.7. Weitergeleitete Akten

Wenn die Beschwerde sich auf eine föderale, regionale, gemeinschaftliche oder lokale Verwaltungsbe-
hörde bezieht, die aufgrund einer Gesetzesbestimmung über einen eigenen Ombudsmann verfügt,
wird sie unverzüglich und ohne weitere Formalitäten weitergeleitet und in den Statistiken als weiter-
geleitet geführt. Beschwerden, die sich auf andere Instanzen beziehen, werden für unzulässig erklärt
(auch dann, wenn die Akte an einen Beschwerden- oder Vermittlungsdienst geschickt wird).
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Bestimmung der Weiterleitungen

2007 %

Flämischer Ombudsmann 38 22,9%

Ombudsdienst Pensionen 35 21,1%

Ombudsdienst für Telekommunikation 32 19,3%

Hoher Justizrat 18 10,8%

Ombudsdienst der Post 11 6,6%

Lokale Ombudsdienste 10 6,0%

Ombudsdienst der NGBE 10 6,0%

Ombudsmann der Wallonischen Region 6 3,6%

Ombudsdienst der Französichsprachigen
Gemeinschaft

5 3,0%

P-Ausschuss 1 0,6%

166

2.8. Stand der Bearbeitung der zulässigen Beschwerden zum
31. Dezember 2007

Am 31. Dezember 2006 befanden sich noch 1 784 Akten (die 2006 oder in früheren Tätigkeitsjahren
eingereicht worden waren) in Bearbeitung. 2007 wurden 132 dieser Akten für unzulässig erklärt oder
weitergeleitet. Von den 1 652 zulässigen Beschwerden aus vorangegangenen Tätigkeitsjahren wurden
2007 1 324 abgeschlossen, während 328 sich am 31. Dezember 2007 noch in Bearbeitung befanden.
Von den 3 100 zulässigen Beschwerden, die 2007 eingereicht wurden, befinden sich am 31. Dezember
2007 noch 1 499 in Bearbeitung. Der Bestand der zulässigen Beschwerden, deren Bearbeitung am
Ende des Tätigkeitsjahres noch nicht abgeschlossen war, hat sich somit von 1 784 am 31. Dezember
2006 geringfügig auf 1 827 am 31. Dezember 2007 erhöht (1 499 + 328).

Stand der zulässigen Beschwerden am 31.12.2007

Anhängig
328 1,499 Gesamt: 1,827

Abgeschlossen
Gesamt: 2,925 1,324 1,601

Vorherige Jahrgänge 2007 Gesamt

Eine zulässige Beschwerde wird abgeschlossen, sobald das Ergebnis dem Beschwerdeführer mitgeteilt
wurde (2 828) oder die Untersuchung der Beschwerde ausgesetzt wurde (gerichtliche Beschwerde
oder organisierte Verwaltungsbeschwerde: 97).
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2.9. Neue zulässige Beschwerden nach Verwaltung:
Entwicklung 2006-2007

Die folgenden Tabellen spiegeln die Entwicklung der Aufteilung der neuen zulässigen Beschwerden
nach Verwaltung in den Jahren 2006-2007 wieder. Es wird unterschieden zwischen den „Beschwerden
von Beamten“ und den anderen Beschwerden. Die ersteren betreffen Beschwerden von Beamten
gegen ihre eigene (vorherige, heutige oder künftige) Verwaltung, die sich auf einen Begleit- oder Perso-
naldienst beziehen (Unterstützungsdienst) oder gegebenenfalls einen operationellen Dienst (z.B. eine
Beschwerde gegen den unmittelbaren Vorgesetzten in der Hierarchie), insofern das Verhältnis
zwischen dem Bediensteten und der Verwaltung nicht Bestandteil der Basistätigkeit dieses operatio-
nellen Dienstes ist. In den im IV. Teil angeführten Angaben nach Verwaltung sind die Beschwerden von
Beamten nicht enthalten.

Neue zulässige Beschwerden nach Verwaltung (ohne die Beschwerden von Beamten)

2007 2006
Kanzlei der Premierministers 3 1

Personal und Organisation 29 37

Informations- und Kommunikationstechnologie 0 2

Justiz 87 81

Inneres 1294 1182

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 82 79

Landesverteidigung 5 6

Finanzen 731 606

Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung (ohne die sozialen halbstaatlichen
Einrichtungen)

14 16

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 143 140

Volksgesundheit, sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 40 42

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 19 30

Mobilität und Transportwesen 116 79

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 1 0

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 257 270

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten
Zusammenhang mit den FÖD/FÖP

12 12

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag 204 139

Andere 41 17

3078 2739
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Neue zulässige Beschwerden von Beamten nach Verwaltung

2007 2006
Personal und Organisation 1 1

Justiz 11 12

Inneres 7 5

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 3 5

Landesverteidigung 5 3

Finanzen 32 28

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 1 1

Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 2 3

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 6 1

Mobilität und Transportwesen 1 1

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 3 1

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 12 4

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten
Zusammenhang mit den FÖD/FÖP

11 9

95 74

Da mehrere Verwaltungsbehörden von derselben Beschwerde betroffen sein können, ist die
Gesamtzahl der Beschwerden nach Verwaltung höher als die Anzahl der zulässigen Beschwerden
(3 078 + 95 = 3 173, gegenüber 3 100 neue zulässige Beschwerden im Jahr 2007).

2.10. Neue zulässige Beschwerden nach Sektor

Neue zulässige Beschwerden nach Sektor (ohne die Beschwerden von Beamten)

48,7%

23,8%

20,7%

5,0%

1,8%

Andere

Wirtschaftsbereich

Sozialbereich

Finanzen

Autoritätsdepartemente
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2.11. Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden

Die neue Bewertungsmethode wurde zum ersten Mal im Tätigkeitsjahr 2007 angewandt. Bei dem
Abschluss der Akte vermerkt der Föderale Ombudsmann, ob eine Beschwerde angesichts der 15
Normen der guten Verwaltungspraxis begründet ist.

Die Prüfung einer Beschwerde kann zu einer der vier folgenden Bewertungen führen:

1. begründet: eine oder mehrere Normen der guten Verwaltungspraxis sind nicht eingehalten
worden;

2. unbegründet: die Normen der guten Verwaltungspraxis wurden eingehalten;

3. teilweise begründet:
Dies betrifft drei Situationen:
- die Beschwerde enthält mehrere getrennte Vorwürfe von gleicher Bedeutung, die nicht alle

begründet sind. Wenn es hingegen einen Hauptgegenstand der Beschwerde gibt, erfolgt deren
Bewertung auf der Grundlage dieses Hauptgegenstandes;

- Situationen, in denen eine geteilte Verantwortung zwischen dem Beschwerdeführer und der
Verwaltung besteht;

- Beschwerden, bei denen sich herausstellt, dass die materiellen Prinzipien eingehalten wurden (z.B.
der Beschwerdeführer hat kein Anrecht auf die von ihm beanspruchte Zulage), dass aber die
Verfahrensprinzipien nicht eingehalten wurden (z.B. ein Beschwerdeführer wurde unangemessen
empfangen oder falsch informiert);

4. ohne Bewertung
Dies betrifft vier unterschiedliche Fälle:
- ein Versuch zur Vermittlung wird unternommen bei Beschwerden, bei denen nicht unmittelbar

festgestellt werden kann, ob sie begründet sind oder nicht (Handeln innerhalb des Ermessenspiel-
raums der Verwaltung) oder bei denen schnell ein Ergebnis erzielt werden kann, ohne dass es
noch sinnvoll ist, nach der Verantwortung für das gelöste Problem zu suchen;

- es ist unmöglich, darüber zu entscheiden, ob die Beschwerde begründet ist oder nicht;
- der Beschwerdeführer hat die Informationsanfrage des Föderalen Ombudsmanns nicht beant-

wortet;
- die Beschwerde ist gegenstandslos geworden: der Beschwerdeführer teilt dem Föderalen

Ombudsmann mit, dass sein Eingreifen nicht mehr notwendig ist oder dass das Problem vor dem
Eingreifen des Föderalen Ombudsmanns gelöst worden ist.
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Die folgende Grafik gibt einen Überblick der Bewertung der 2 828 Beschwerden, die 2007
abgeschlossen wurden (ohne die ausgesetzten Beschwerden). Die Beschwerden von Beamten sind in
diesen Zahlen enthalten. Die Anwendung der neuen Bewertungsmethode ermöglicht keinen Vergleich
mit dem Tätigkeitsjahr 2006, in dem eine andere Methode angewandt worden ist. Ab dem Jahresbe-
richt 2008 wird der Vergleich mit dem Vorjahr wieder durchgeführt.

Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden

Gesamt: 2,828 abgeschlossenen Beschwerden

1,140 Beschwerden

655 Beschwerden

343 Beschwerden

690 Beschwerden

40,3%

23,2%

12,1%

24,4%

(Teilweise) begründet

Unbegründet

Vermittlungsversuch

Ohne Bewertung

2.12. Anwendung der Normen der angemessenen Verwaltung

Nachstehend findet der Leser einen Überblick der Normen der guten Verwaltungspraxis, die in den 1
140 im Jahr 2007 abgeschlossenen Beschwerden mit der Bewertung ,begründet’ oder ,teilweise
begründet’ eingetragen wurden. Es kann in ein und derselben Akte gegen mehrere Normen verstoßen
worden sein, und die Norm der ,effizienten Koordination’ geht grundsätzlich mit einer anderen Norm
der angemessenen Verwaltung einher. Dies erklärt, warum die Gesamtzahl der verletzten Normen
(1 287) höher ist als diejenige der abgeschlossenen Akten (1 140).

Die Tätigkeitsjahre 2006 und 2007 werden miteinander verglichen. In der Tabelle ist die neue Norm
der angemessenen Verwaltung ,effiziente Koordination’ angeführt, die 2006 noch nicht angewandt
wurde. Das Kriterium ,aktive und passive Information’, das 2006 Anwendung fand, wurde 2007 aufge-
gliedert (,aktive Information’ und ,passive Information’)
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0732



Normen der angemessenen Verwaltung

Bewertungskriterium 2007 % 2007 2006 % 2006
Angemessene Frist 742 57,7% 932 66,6%

Aktive Information 106 8,2%
101 7,2%

Passive Information 31 2,4%

Sorgfalt 129 10,0% 149 10,7%

Richtige Rechtsanwendung 79 6,1% 68 4,9%

Effiziente Koordination 43 3,3%

Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit 38 3,0% 19 1,4%

Angepasste Zugänglichkeit 32 2,5% 23 1,6%

Berechtigtes Vertrauen 29 2,3% 7 0,5%

Rechtssicherheit 24 1,9% 11 0,8%

Begründung der Verwaltungshandlungen 22 1,7% 16 1,1%

Höflichkeit 6 0,5% 1 0,1%

Gleichheit 5 0,4% 71 5,1%

Verteidigungsrecht 1 0,1% 0 0,0%

Unparteilichkeit 0 0,0% 1 0,1%

1287 1399

Der große Raum, den der Grundsatz ‘angemessene Frist’ bei der Anwendung der Norm der guten
Verwaltungspraxis einnimmt, ist großenteils durch die Bearbeitungsdauer der Anträge auf Geneh-
migung des Aufenthalts beim Ausländeramt zu erklären.

2.13. Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmanns

In der neuen Bewertungsmethode, die zum ersten Mal im Tätigkeitsjahr 2007 angewandt wurde,
berichtet der Föderale Ombudsmann, sobald eine bewertete Beschwerde sich als begründet erwiesen
hat, über das nach seinem Eingreifen erzielte Ergebnis:

a) wenn die Beschwerde begründet oder teilweise begründet ist:
- Korrektur
- teilweise Korrektur
- Korrektur verweigert
- Korrektur unmöglich (es ist materiell nicht oder nicht mehr möglich, die bestehende Situation zu

ändern)
b) wenn er einen Vermittlungsversuch unternommen hat:

- erfolgreich
- misslungen

Wenn die Prüfung der Begründetheit der Beschwerde ergeben hat, dass diese begründet oder
teilweise begründet war, gilt sie als ‘erfolgreich’ abgeschlossen, wenn eine Korrektur oder eine teilweise
Korrektur erfolgt ist. Das Gleiche gilt, wenn ein Vermittlungsversuch erfolgreich war. Auch in diesem
Fall konnte das Problem nämlich positiv gelöst werden.

Allgemeine Zahlen II
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Das Problem wurde hingegen nicht gelöst, wenn die Beschwerde begründet oder teilweise begründet
war, die Korrektur aber verweigert wurde oder ein Vermittlungsversuch misslungen ist.

Wenn die Korrektur unmöglich ist, hätte das Eingreifen des Föderalen Ombudsmanns es nicht
ermöglicht, eine für den Beschwerdeführer zufrieden stellende Lösung zu finden. Diese Bewertung
wird daher nicht berücksichtigt, um das Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmanns zu
beurteilen.

Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmanns

2007
1,073 Beschwerden
75,2%

353 Beschwerden
24,8%

Gesamt: 1,426

Erfolgreich Erfolglos Gesamt

Die Anzahl der erfolglosen Akten ist großenteils zu erklären durch den Ausgang von Beschwerden
bezüglich der Bearbeitungsfrist von Anträgen auf Genehmigung des Aufenthalts durch das Auslän-
deramt. Eine Liste mit den beim Föderalen Ombudsmann eingereichten Akten, bei denen die
angemessene Bearbeitungsfrist abgelaufen ist, wird dem Ausländeramt regelmäßig übermittelt. Wenn
es innerhalb von fünfzehn Werktagen nach dem Versand dieser Liste nicht darauf geantwortet hat,
werden die Akten als (teilweise) begründet - Korrektur verweigert abgeschlossen. Der Anteil der Bewer-
tungen ,Korrektur verweigert’ ist also fast ausschließlich auf das Ausländeramt zurückzuführen.

Die Anwendung der neuen Bewertungsmethode ermöglicht keinen sachdienlichen Vergleich mit dem
Tätigkeitsjahr 2006, in dem eine andere Methode angewandt worden ist. Nach dieser vorherigen
Methode drücken die Bewertungen ,angemessene Verwaltung nach Eingreifen’ und ‘Konsens’ ein erfolg-
reiches Eingreifen des Föderalen Ombudsmanns aus, während die Bewertung ,unangemessene
Verwaltung’ einen Misserfolg ausdrückt. Von 1 716 Beschwerden, die für 2006 berücksichtigt wurden,
waren 1 364 (79,5%) erfolgreich abgeschlossen worden, während es bei 352 (20,5%) nicht gelungen
war.

2.14. Bearbeitungsdauer der abgeschlossenen zulässigen
Beschwerden

Die nachstehende Grafik gibt – in Zeiträumen von 30 Kalendertagen – die Angaben bezüglich der
Bearbeitungsdauer der 2007 abgeschlossenen zulässigen Beschwerden wieder. Sie enthält sowohl die
neuen Beschwerden als auch diejenigen aus früheren Jahren, die sich noch in Bearbeitung befanden.
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Bearbeitungsdauer in Kalendertagen der im Jahr 2007 abgeschlossenen zulässigen Beschwerden

30 Tage

60 Tage

90 Tage

120 Tage

150 Tage

180 Tage

210 Tage

240 Tage

270 Tage

300 Tage

330 Tage

360 Tage

390 Tage

420 Tage

450 Tage

480 Tage

510 Tage

540 Tage

570 Tage

600 Tage

630 Tage

660 Tage

690 Tage

720 Tage

258

283

367

313

228

195

188

130

119

80

94

84

64

52

52

35

34

34

22

27

29

13

12

9
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’07 35



Aus diesen Angaben geht hervor, dass von diesen 2 828 Beschwerden 1 644 (58,1%) innerhalb von
sechs Monaten abgeschlossen wurden (gegenüber 1 317 Beschwerden oder 44,2% im Jahr 2006). 695
Beschwerden (24,6%) wurden im Laufe des Jahres abgeschlossen (822 Beschwerden oder 27,5 % im
Jahr 2006), 271 weitere Beschwerden (9,6%) innerhalb von 18 Monaten (383 Beschwerden oder
12,8% im Jahr 2006) und schließlich 112 Beschwerden (4%) innerhalb von zwei Jahren (256
Beschwerden oder 8,6% im Jahr 2006). Schließlich waren bei 106 Beschwerden (3,7%) mehr als 720
Bearbeitungstage nötig, bevor sie abgeschlossen werden konnten (205 Beschwerden oder 6,9% im
Jahr 2006).

Der Anteil der innerhalb des Jahres abgeschlossenen Akten hat zugenommen (82,7% gegenüber 71,7%
im Jahr 2006). Der Höhepunkt der Kurve liegt nunmehr bei 90 Tagen mit 32,1% der Akten, die
innerhalb dieser Frist abgeschlossen wurden, während der Höhepunkt 2006 bei 120 Tagen lag. Durch
die 2006 unternommenen Aufholbemühungen konnte die Zahl der ältesten Akten verringert werden
(über zwei Jahre).

Für eine lange Bearbeitungsdauer kann es mehrere Gründe geben:

- die Komplexität der Problematik, die verschiedene Verwaltungen, ja sogar verschiedene Macht-
ebenen betreffen kann;

- die langsame Reaktion der Personen, die vom Föderale Ombudsmann während der Untersuchung
der Akte befragt werden, sowohl Beschwerdeführer als auch Verwaltungen;

Seit dem Tätigkeitsjahr 2006 gilt eine Akte als abgeschlossen, wenn dem Beschwerdeführer das
Ergebnis des Eingreifens des Föderalen Ombudsmanns mitgeteilt wurde. Vorher war das Abschluss-
datum der Akte gegenüber der Verwaltung berücksichtigt worden, die bisweilen erst nach der Lösung
des strukturellen Problems einschritt, obschon das individuelle Problem seit langem gelöst war. Der
Schwerpunkt liegt nunmehr auf der Lösung der individuellen Beschwerde, selbst wenn die Suche nach
strukturellen Verbesserungen fortgesetzt wird.
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III.
Analyse der bearbeiteten

Beschwerden
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Einleitung

In diesem Teil des Jahresberichts werden wie im vorangegangenen Jahr die Beschwerden, die wir 2007
bearbeitet haben, entsprechend ihrem Inhalt zusammengefasst. Dieser III. Teil ist eine gekürzte Fassung.
Der vollständige Text ist auf www.foderalerombudsmann.be auf Französisch oder Niederländisch
einzusehen.

Folgende Themen werden entwickelt:

1. Die Verwaltung in Bewegung
2. Die Verwaltung am Ursprung eines Schadens
3. Die Grundrechte
4. Proaktiv als Notwendigkeit
5. Anwendung der Vorschriften
6. Wenn verschieden Ombudsdienste zusammenarbeiten
7. Unzulässige Beschwerden und Informationsanfragen

Alle Themenbereiche werden anhand verständlicher Beispiele illustriert, die sich aus der Bearbeitung
der Beschwerden ergeben haben.

Alle in den Beispielen erwähnten Namen sind rein fiktiv.

Analyse der bearbeiteten Beschwerden III
Einleitung
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1. Die Verwaltung in Bewegung

Im Zuge der Veränderung und Entwicklung unserer Gesellschaft entwickeln sich auch die Erwartungen
des Bürgers an die Qualität des Verwaltungsdienstes. Die Beschwerden sind Ausdruck dieser
Entwicklung und spiegeln insbesondere neue Erwartungen des Bürgers wieder.

Unnötige Einforderungsmaßnahmen vermeiden

Der heutige Bürger erwartet von der Verwaltung, dass sie ihr Handeln rechtfertigt, er macht seine
Rechte geltend, lässt sich nichts gefallen … Das gilt besonders, wenn er mit Maßnahmen zur
Eintreibung seiner Steuer zu tun hat!

Ausgehend von unseren Feststellungen haben wir den Zentraldiensten des FÖD Finanzen ein Bündel
von Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität der Dienstleistung an den Bürger vorgeschlagen.

Unter Berücksichtigung dieser Bemerkungen hat der FÖD im August 2007 seinen Eintreibungs- und
Besteuerungsdiensten ein Rundschreiben über die Optimierung des Dienstes am Bürger zugesandt.

Eine der Anweisungen bezweckt die Vermeidung
unnötiger Eintreibungsmaßnahmen.

Bisweilen ist deutlich, dass bei der Festlegung der
Steuer Irrtümer begangen wurden. Diese Irrtümer
sind leicht pro Heberolle zu korrigieren. Das
Steueramt kann so schnell aus eigener Initiative eine
korrekte neue Besteuerung festlegen, ohne dass eine
formelle neue Beschwerde eingereicht werden muss.
Die erste Besteuerung besteht aber weiter, was
bisweilen zu unnötigen Eintreibungsmaßnahmen
führt. Eine bessere Zusammenarbeit zwischen dem
Steuerdienst und dem Eintreibungsdienst soll es
ermöglichen, solche unnötigen Eintreibungsmaß-
nahmen zu vermeiden. In den Augen des Bürgers
bildet der FÖD Finanzen nämlich ein Ganzes! Er unterscheidet nur selten zwischen dem Steuerdienst
und dem Eintreibungsdienst.

Wenn ein Steuerdienst von einer falschen Eintragung in die Steuerliste Kenntnis erhält, wendet er sich künftig
unverzüglich an den betroffenen Eintreibungsdienst, um sich zu vergewissern, dass die Berichtigung
ordnungsgemäß berücksichtigt wird.

Für das Steuerjahr 2007 schuldet Frau Courtois
eine Steuer von 1 541 Euro. Sie schickt ihrem
Steueramt einen Brief, in dem sie mitteilt, sie sei
überzeugt, dass in der Festlegung ihrer Steuer ein
Irrtum vorliege. Sie ist nämlich Studentin und
versteht nicht, woher ein so hoher Betrag kommt.
Ihr erster Antrag scheint ihr Steueramt nicht zu
erreichen, und bevor ihr zweiter Brief behandelt
wird, hat ein Gerichtsvollzieher bereits eine Siche-
rungspfändung ihrer Güter vorgenommen. Der
Eintreibungsdienst war im Übrigen nicht darüber
informiert, dass Frau Courtois die Besteuerung
angefochten hatte. Um die Pfändung zu vermeiden
und in Erwartung des Ergebnisses der Prüfung ihres
Antrags beginnt Frau Courtois, ihre Steuerschuld zu
zahlen.

Analyse der bearbeiteten BeschwerdenIII
1. Die Verwaltung in Bewegung
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Auf mehr Verwaltungsvereinfachung achten

Angesichts der langen Bearbeitungsfrist für einen
Antrag auf Erstattung der Registrierungsgebühren
durch die Registrierungsämter informieren sich die
Beschwerdeführer regelmäßig über ihr Recht,
Verzugszinsen auf den Betrag zu erhalten, auf den sie
so lange warten mussten.

Die Diskussion mit der Verwaltung betraf die Form
der schriftlichen Mahnung zur Zahlung.

Eine Gerichtsvollzieherurkunde vorzuschreiben, um
Zinsen in Bezug auf Registrierungsgebühren laufen zu
lassen, war offensichtlich allzu formalistisch und
überholt. Dieses Verfahren führt zu unnötigen – aber
nicht unbedeutenden – Kosten, schüchtert den
Steuerpflichtigen ein und entzieht ihm somit eine
Regressmöglichkeit gegen die bisweilen unange-
messen lange Frist für die Behandlung eines
Erstattungsantrags. Die moderne Rechtslehre und
Rechtsprechung gehen davon aus, dass der Brief mit
der Mahnung ausreicht.

Ende 2007 hat die Hauptverwaltung für Registrierung angesichts der Entwicklung der Rechtsprechung
beschlossen, künftig anzunehmen, dass ein Einschreibebrief als Zahlungsaufforderung gilt. So können Zinsen
gewährt werden, wenn die Bearbeitungsfrist unangemessen war.

Die Rechtsprechung einhalten

Mit Ausnahme derjenigen, die ein zu langes Asylverfahren geltend machen können11, wird allen
anderen abgewiesenen Asylbewerbern unverzüglich nach Abschluss des Asylverfahrens eine
Anweisung zum Verlassen des Staatsgebiets zugestellt, selbst wenn das Ausländeramt noch keine
Entscheidung über ihren Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung getroffen hat.

Der Staatsrat hat jedoch in verschiedenen Urteilen deutlich erklärt, dass der Innenminister zunächst
über den Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung entscheiden muss, bevor eine Maßnahme zur

11 Auf der Grundlage eines langen Asylverfahrens können Ausländer eine befürwortende Entscheidung über ihren Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung erhalten. Das Ausländeramt ist der Auffassung, dass ein langes Asylverfahren vorliegt, wenn es für
Familien mit schulpflichtigen Kindern drei Jahre und in den anderen Fällen vier Jahre gedauert hat.

Am 11. September 2003 reicht Frau Wansart
durch notarielle Urkunde einen Antrag auf
Erstattung von Registrierungsgebühren ein. Vier
Monate später mahnt sie per Einschreibebrief das
Registrierungsamt, ihren Antrag zu bearbeiten. Am
10. Februar 2004 erhält sie einen Erstattungsbe-
schluss, ohne dass ihr Verzugszinsen gewährt
werden. Frau Wansart, die Juristin ist, nimmt eine
Diskussion mit der Verwaltung auf. In den Bestim-
mungen über Registrierungsgebühren wird
ausdrücklich auf das Gemeinrecht für die
Gewährung von Zinsen verwiesen. In diesem Fall
kommt ein Einschreibebrief einer Mahnung gleich.
Frau Wansart räumt zwar ein, die Erstattung
innerhalb einer angemessenen Frist erhalten zu
haben, doch sie ist nicht mit dem Standpunkt der
Verwaltung einverstanden, wonach nur eine
Gerichtsvollzieherurkunde als Mahnung gilt. Drei
Jahre später ändert die Verwaltung schließlich ihren
Standpunkt und nimmt einen Einschreibebrief als
Mahnung zur Zahlung an.
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Entfernung vom Staatsgebiet ergriffen wird. Tut er dies nicht, so erklärt der Staatsrat die Anweisung
zum Verlassen des Staatsgebiets für nichtig mit der Begründung, dass sie nicht ordnungsgemäß
begründet wurde.

Der Föderale Ombudsmann hatte bereits im vergan-
genen Jahr dem FÖD Inneres eine Empfehlung
zugesandt, in der er diesen bat, immer über den
anhängigen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung zu
entscheiden, bevor eine Anweisung zum Verlassen
des Staatsgebiets zugesandt wird. 12

Aus Beschwerden, die wir weiter erhalten, geht hervor,
dass diese Empfehlung noch nicht angewandt wurde
und uneingeschränkt aktuell ist.

Wir haben daher das Ausländeramt auf die Recht-
sprechung des Staatsrates verwiesen, diesmal 2007,
die unsere Empfehlung bestätigt13. Ebenso hat der
Rat für Ausländerstreitsachen auf die umfangreiche
Rechtsprechung des Staatsrates Bezug genommen,
um die Beschwerde eines Ausländers gegen die Anordnung zum Verlassen des Staatsgebiets, die ihm
zugestellt worden war, bevor sein Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung behandelt wurde, anzuneh-
men14.

Wir sind der Auffassung, dass Beschwerden gegen diese Praxis des Ausländeramtes begründet sind,
insofern sie eindeutig einen Verstoß gegen die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des berech-
tigen Vertrauens darstellt.

Darüber hinaus vertreten wir den Standpunkt, dass das Ausländeramt in gewissen Fällen, indem es eine
Anweisung zum Verlassen des Staatsgebiets zustellt, bevor der Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung
behandelt wurde, gegen Artikel 8 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
(EKSM) verstößt, denn es ergreift eine Entfernungsmaßnahme, ohne die Elemente geprüft zu haben,
die der Betroffene bezüglich der Gefahr einer Beeinträchtigung seines Privat- und Familienlebens
vorgelegt hat.

12 Jahresbericht 2006, S. 17 ff.
13 S.R., Nr. 169.855 vom 5. April 2007 und Nr. 170.996 vom 10. Mai 2007.
14 Urteil Nummer 844 vom 19. Juli 2007

Am 19. Januar 2004 reicht Frau Baloui einen
Asylantrag ein. Am 3. November 2005 stellt sie
beim Ausländeramt einen Antrag auf Aufenthalts-
genehmigung. Als sie am 20. September 2006
erfährt, dass ihr Asylantrag endgültig abgewiesen
ist, hat sie noch keine Entscheidung über ihren
Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung erhalten. Ihr
Asylverfahren hat 2 Jahre und 8 Monate gedauert.
Am 13. Januar 2007 wird ihr infolge der Ablehnung
ihres Asylantrags eine Anweisung zum Verlassen
des Staatsgebiets zugestellt. Zu diesem Zeitpunkt
hat sie aber immer noch keine Entscheidung über
ihren Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung erhalten.
Sie wendet sich an den Föderalen Ombudsmann.
Das Ausländeramt weigert sich jedoch, die
Anweisung zum Verlassen des Staatsgebiets
zurückzuziehen.
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2. Die Verwaltung am Ursprung eines
Schadens

Der Bürger ist der Auffassung, dass die Verwaltung ihm einen Schaden zufügt, wenn die mangelhafte
Sorgfalt bei der Bearbeitung einer Akte sich auf seine persönliche Situation auswirkt oder wenn er die
Folgen eines Irrtums oder einer Unterlassung der Verwaltung ertragen muss. Dann wendet er sich an
den Föderalen Ombudsmann.

In gewissen Fällen kann der Irrtum berichtigt werden…

Es kommt vor, dass die Verwaltung für Fahrzeugzulassungen zu Unrecht Nummernschilder streicht
wegen des fehlerhaften Funktionierens des elektronischen Lesegerätes für Nummernschilder.

Alle Nummernschilder, die an die Verwaltung für Fahrzeugzulassungen zurückgeschickt werden,
werden im Hinblick auf ihre Streichung in ein optisches Lesegerät gegeben. Die Maschine liest die
Zeichen des Nummernschildes und überträgt diese Daten an die Datenbank der Verwaltung. Das
Nummernschild wird automatisch aus dem Verzeichnis der eingeschriebenen Fahrzeuge gestrichen.
Nach der Streichung wird das Nummernschild automatisch vernichtet.

Das Verfahren scheint jedoch nicht fehlerfrei zu funktionieren. Bisweilen werden Nummernschilder
gestrichen, obwohl sie noch im Verkehr sind und kein Antrag auf Streichung eingereicht wurde. Die
Folgen einer solchen Streichung können schwerwiegend sein für den Bürger, der täglich sein Fahrzeug
benutzen muss. Diese Streichung führt ebenfalls zu erheblichen Verwaltungskomplikationen.

So nimmt die Verwaltung für Fahrzeugzulassungen die Annullierung von zu Unrecht erfolgten Strei-
chungen nur an, wenn eine Bescheinigung der Polizei vorgelegt wird, die bestätigt, dass der Inhaber
weiterhin im Besitz des amtlichen Nummernschildes ist. Dieser zusätzliche Schritt wird durch den
Bürger schlecht aufgenommen.

In den von uns geprüften Situationen hat die Verwaltung für Fahrzeugzulassungen sich schrittweise
einverstanden erklärt, den Irrtum auf Vorlage einer Erklärung auf Ehrenwort mit der Unterschrift des
Inhabers des Nummernschildes zu berichtigen. Wir haben die Verwaltung für Fahrzeugzulassungen
gebeten, diese Möglichkeit in einem solchen Fall sofort anzubieten.

Die Verwaltung könnte vor allem selbst prüfen, ob eine Streichung fälschlicherweise oder zu Recht
vorgenommen wurde, wenn der Betroffene sie über einen Irrtum informiert. Das Eingreifen des
Geschädigten würde dann überflüssig. Wir haben sie ebenfalls gebeten, diese Möglichkeit zu prüfen.

Die beim Föderalen Ombudsmann eingereichten individuellen Akten sind glücklicherweise gelöst
worden. Wir sind jedoch der Auffassung, dass es unerlässlich ist, das bestehende System gründlich zu
prüfen.

Analyse der bearbeiteten Beschwerden III
2. Die Verwaltung am Ursprung eines Schadens
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In anderen Fällen ist es das Ausbleiben einer Entscheidung, das
einen Schaden verursacht.

Im Bericht führen wir Beispiele zur Veranschaulichung dieser Situation an. Während im Steuerwesen
oder im Bereich der sozialen Sicherheit der durch das Ausbleiben einer Entscheidung verursachte
Schaden durch die Gewährung von Verzugszinsen wieder gutgemacht werden kann, ersetzt derzeit
nichts den Schaden eines ausländischen Bürgers, der monatelang oder gar jahrelang auf eine
Entscheidung des Ausländeramt über seinen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung warten muss. Der
Schaden hat aber bisweilen schwerwiegende Folgen. Es kann sich darum handeln, dass es einem Kind
unmöglich ist, an der Schulreise seiner Klasse teilzunehmen, dass eine berufliche Möglichkeit verloren
geht, dass es unmöglich ist, eine angemessene medizinische Behandlung zu erhalten …
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3. Die Grundrechte

Der Föderale Ombudsmann wird regelmäßig mit Beschwerden befasst, die sich direkt oder indirekt auf
Grundrechte beziehen. Es kann sich um Beschwerden in Bezug auf die Rechte des Kindes, die Situation
von Häftlingen oder das Verbot unmenschlicher und entwürdigender Behandlungen handeln. Es gibt
eine Vielfalt von Fällen, in denen die Betroffenen auf Schwierigkeiten stoßen, um ihre Rechte in den
Beziehungen zu der belgischen Föderalverwaltung beachten zu lassen. Bei der Behandlung dieser
Beschwerden nimmt der Föderale Ombudsmann ausdrücklich oder implizit Bezug auf internationale
oder auf nationale Instrumente.

So gibt es den Fall von Katarina, einem Mädchen, das als Minderjährige nach Belgien zu ihrem Vater
gekommen ist, der sich in einem Asylverfahren befand. Vier Jahre später, als die Beziehung zu ihrem
Vater schwer gestört ist, stellt sie fest, dass sie sich illegal aufhält, weil dieser inzwischen eine Legali-
sierung seines Aufenthalts erhalten und auf sein Asylverfahren verzichtet hat. Weder er noch die Asyl-
und Einwanderungsinstanzen haben darauf geachtet, die Interessen der mittlerweile großjährigen
Katarina zu wahren. Unter Bezugnahme auf das Übereinkommen über die Rechte des Kindes hat der
Föderale Ombudsmann die Asylinstanzen daran erinnert, dass die übergeordneten Interessen des
Kindes in allen Entscheidungen, die es betreffen, eine vorrangige Erwägung sein müssen. Der General-
kommissar für Flüchtlinge und Staatenlose hat sich verpflichtet, alle notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen, um das spezifische Interesse der Minderjährigen bei dem Ablauf des Asylverfahrens besser zu
berücksichtigen. Im besonderen Fall von Katarina hat das Ausländeramt nach einer Konzertierung den
Aufenthalt des Mädchens genehmigt.

In zahlreichen Bereichen betrifft das Handeln der Verwaltung die Grundrechte von Kindern. Dies gilt
unter anderem für die Gewährung des Vorteils der sozialen Sicherheit, des Rechtes auf Erwerb einer
Staatsangehörigkeit oder des Schutzes des Familienlebens.

Für Häftlinge denkt man natürlich an das Verbot unmenschlicher und entwürdigender Behandlungen,
doch es kann sich auch um die Aufrechterhaltung einer Eintragung im Bevölkerungsregister handeln.
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’07 45



4. Proaktiv als Notwendigkeit

Proaktiv sein, ist keine Norm der guten Verwaltungspraxis.

Zu versuchen, den Bürger mit der Verwaltung auszusöhnen, ist hingegen integraler Bestandteil des
Auftrags des Föderalen Ombudsmanns. Zu diesem Auftrag gehört die Vermeidung von Beschwerden.

Viele föderale Verwaltungsbehörden verfügen noch nicht über eine organisierte Beschwerdestelle
(erste Anlaufstelle), die es ihnen ermöglicht, ihre eigene Arbeitsmethode zu beurteilen und zu
verbessern, insbesondere in ihren Beziehungen zum Bürger.

Wenn sich die gleiche Beschwerde wiederholt, kann man daraus lernen. Selbst wenn diese
Beschwerden als solche nicht begründet sind – beispielsweise, weil das Gesetz korrekt angewandt
wurde –, können sie auf die Notwendigkeit hindeuten, anders vorzugehen, um die Unzufriedenheit des
Bürgers zu verringern.

Der Föderale Ombudsmann versucht, ausgehend von seiner Analyse der Beschwerden als zweite
Anlaufstelle der Verwaltung zu helfen und sie bei der Annahme von Maßnahmen zur Vermeidung von
Beschwerden zu unterstützen. Dies erfordert natürlich auf Seiten der Verwaltung eine zusätzliche
Anstrengung. Bisweilen kann aber eine vorbeugende Anstrengung größere Probleme im Nachhinein
vermeiden.

Ein Beispiel im Bereich der Registrierungsgebühren

Um den Vorteil der ermäßigten Registrierungsgebühren bei dem Kauf einer bescheidenen Wohnung
zu behalten, ist der Käufer verpflichtet, innerhalb einer Frist von drei Jahren im nationalen Bevölke-
rungsregister an der Adresse der erworbenen Immobilie eingeschrieben zu sein15. Obwohl diese
Bedingung in der Kaufurkunde steht, übersieht der Käufer sie bisweilen. In diesem Fall wird der über
dem ermäßigten Tarif liegende Teil der Registrierungsgebühren verlangt, ebenso wie eine Geldbuße
oder eine Gebührenerhöhung. Nur der Fall höherer Gewalt gilt als befreiend.

Die bei dem Föderalen Ombudsmann eingereichten Beschwerden waren im Allgemeinen bereits
Gegenstand langer Diskussionen auf den verschiedenen Ebenen der betreffenden Verwaltungsdienste,
von den örtlichen Registrierungsämtern bis zur Zentralverwaltung. Die strikte Anwendung des
Gesetzes und insbesondere der Begriff der höheren Gewalt führen zu Kontroversen.

15 Artikel 60 des Gesetzbuches der Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebühren besagt:
“... Der Vorteil der Ermäßigung im Sinne von Artikel 53, 2° bleibt nur erhalten, wenn der Käufer oder sein Ehepartner an der
Adresse des erworbenen Gebäudes im Bevölkerungsregister oder im Ausländerregister eingetragen ist. Diese Eintragung muss
innerhalb einer Frist von drei Jahren ab dem Datum der notariellen Kaufurkunde erfolgen und während einer ununterbro-
chenen Dauer von wenigstens drei Jahren aufrechterhalten werden.
Die Ermäßigung bleibt jedoch erhalten, wenn die Nichteinhaltung dieser Bedingungen auf höhere Gewalt zurückzuführen ist. ”
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Die Verwaltung hat schließlich unseren Vorschlag
angenommen, sechs Monate vor Ablauf der Frist von drei
Jahren den Käufern bescheidener Güter einen Brief zu
schicken, in dem diese an die Verpflichtung erinnert
werden, ihren Wohnsitz an der Adresse der gekauften
Immobilie einzutragen.

Seit Mitte Januar 2008 wird der Brief automatisch den
Personen zugesandt, die eine Ermäßigung der Regist-
rierungsgebühren erhalten haben. So können
unnötige Diskussionen vermieden werden, was der
Verwaltung auch einen erheblichen Zeitgewinn
ermöglicht.

Ein weiteres Beispiel im Bereich
der direkten Steuern

Viele Steuerpflichtige sind überzeugt, dass sie die
geschuldete Steuer nicht zu zahlen brauchen, sobald
sie einen Antrag auf Berichtigung der ihrer Auffassung
nach falschen Steuer eingereicht haben. Sie
übersehen oft, dass Zinsen auf den Teil der Steuer
laufen, der nach der Revision geschuldet ist, wenn
dieser Betrag wenigstens 860 Euro ausmacht.

Der FÖD Finanzen vermerkt künftig den Schwellen-
betrag von 860 Euro auf den Mahnungen zur Zahlung
einer Steuer, für die ein Antrag auf Berichtigung des
Steuerbescheids eingereicht worden ist.

Im April 2003 kaufen Jan und Els gemeinsam ein
Haus in Mechelen. Da es sich um eine bescheidene
Wohnung handelt, zahlen sie nur 5 % Registrie-
rungsgebühren statt der vorgesehenen 10 %.
Sie müssen noch eine Reihe von Arbeiten in ihrem
neuen Haus ausführen, und daher lässt sich Els bei
Jan nieder, der noch bei seiner Mutter wohnt.
Vorläufig behalten sie ihren Wohnsitz bei ihren
jeweiligen Eltern. Die Arbeiten zögern sich hinaus,
und erst im Februar 2006, gerade weniger als 3
Jahre nach dem Kauf ihres Hauses, können Jan und
Els schließlich in ihr neues Haus einziehen. In der
Aufregung vergessen sie, ihren Wohnsitzwechsel
vorzunehmen. Mit Erstaunen erhalten sie im
Mai 2006 eine neue Abrechnung ihres Registrie-
rungsamtes. Sie müssen 5% zusätzliche
Registrierungsgebühren bezahlen – die Differenz
zwischen dem normalen Satz und dem ermäßigten
Satz – sowie eine Geldbuße, weil sie sich nicht
innerhalb der Frist von drei Jahren an der Adresse
ihres neuen Hauses eingeschrieben haben.
Els und Jan müssen jeder einen Betrag von 4.500
Euro bezahlen, d.h. insgesamt 9.000 Euro, nach all
den Arbeiten, die sie in ihrem Haus ausgeführt
haben … Sie geraten in Panik und wenden sich an
ihr Registrierungsamt. Der Einnehmer kann ihnen
nur bestätigen, dass er das Gesetz korrekt
angewandt hat: die Eintragung des Wohnsitzes an
der Adresse der erworbenen Immobilie ist eine
strikte Bedingung, um die Ermäßigung der Regist-
rierungsgebühren erhalten zu können. Der bloße
Umstand, nach dem Einzug ins neue Haus
vergessen zu haben, ihren Wohnsitz an dieser
Adresse einzutragen, ist keine Entschuldigung und
kann keinen Fall höherer Gewalt darstellen.
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5. Anwendung der Vorschriften

Bisweilen ist das Gesetz oder sind die bestehenden Vorschriften nicht deutlich. Ebenso hat ein neues
Gesetz manchmal unvorhergesehene Folgen. Diese Umstände können die Anwendung der beste-
henden Vorschriften erschweren. Es kommt auch vor, dass die bestehenden Regeln klar sind, dass die
Verwaltung sie aber (absichtlich oder nicht) nicht oder nicht korrekt anwendet.

Die Verwaltungspraxis ist illegal oder ungerecht

Wenn in solchen Fällen keine einvernehmliche
Lösung gefunden wird, nutzt der Föderale
Ombudsmann alle ihm zur Verfügung stehenden
Mittel, um die Verwaltung zur Berichtigung ihres
Standpunktes zu veranlassen. Es ist daher keine
Überraschung, wenn unter diesem Thema die drei
offiziellen Empfehlungen dargelegt werden, die 2007
an die Verwaltung geschickt wurden. Zwei sind
bereits vorgekommen. Sie betrafen das LASS und das
Selor. Die letzte stößt noch auf die Verweigerung des
Landesamtes für Familienzulagen für Arbeitnehmer.
Wir werden später im Kapitel der Empfehlungen
darauf zurückkommen.

Glücklicherweise werden zahlreiche Situationen auf
kluge Weise mit der Verwaltung gelöst.

Der Föderale Ombudsmann konnte die Steuerver-
waltung davon überzeugen, dass der Kommentar
zum Steuergesetzbuch strenger als das Gesetz war.
Weder im Gesetz noch in den parlamentarischen
Vorarbeiten dazu war verboten worden, die
Änderung in der Haushaltssituation während des
Einkommensjahres zu berücksichtigen; nichts recht-
fertigte also ein Verbot der gleichzeitigen
Inanspruchnahme beider Vorteile. Diese Analyse
wurde im Übrigen durch die Rechtsprechung bestätigt. Der Föderale Ombudsmann hat daher die
Steuerverwaltung aufgefordert, den Kommentar zum Einkommenssteuergesetzbuch ’92 anzupassen.
Die Steuerverwaltung hat ein neues Verwaltungsrundschreiben herausgegeben, dessen Anwendung
kurz bevorsteht.

2003 trennen sich Herr und Frau Collard. Die
Kinder behalten ihren Wohnsitz bei der Mutter, und
Herr Collard zahlt ab April 2003 Unterhaltsgeld. Er
möchte den Steuerabzug für das zugunsten seiner
Kinder gezahlte Unterhaltsgeld erhalten, denn seit
April 2003 kommt er nicht mehr für ihren Unterhalt
auf. Die Steuerverwaltung verweigert diesen Abzug.
In der gemeinsamen Besteuerung auf den Namen
von Herrn und Frau Collard für das Jahr der fakti-
schen Trennung erhalten sie nämlich bereits einen
Steuerfreibetrag für die (selben) unterhalts-
berechtigten Kinder. Nach Darlegung der
Steuerverwaltung ist eine Zusammenlegung der
beiden Steuervorteile (Steuerbefreiung für unter-
haltsberechtigte Kinder und steuerlicher Abzug des
Unterhaltsgeldes) nicht möglich: Herr Collard kann
im selben Einkommensjahr, nämlich 2003, nicht
sowohl für den Unterhalt derselben Kinder
aufkommen müssen als auch nicht dafür
aufkommen müssen. Nach einer Diskussion mit der
Steuerverwaltung räumt diese ein, dass im Gesetz
nichts die gleichzeitige Gewährung der beiden
Steuervorteile verhinderte. Herr und Frau Collard
können also die Steuerbefreiung für unterhaltsbe-
rechtigte Kinder im Jahr 2003 erhalten, und Herr
Collard kann das Unterhaltsgeld, das er ab April
2003 für seine Kinder gezahlte hat, abziehen. Dies
stellt für die Betroffenen einen Steuervorteil von
768 Euro dar.
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Allen faktisch getrennten Eltern wird künftig für das Trennungsjahr die Möglichkeit zuerkannt, sowohl den
Anteil der Steuerbefreiung für unterhaltsberechtigte Kinder zu erhalten als auch das Unterhaltsgeld von den
Einkünften des Elternteils, der es tatsächlich gezahlt hat, abzuziehen.

Die Verwaltung zieht sich hinter eine einschränkende
Auslegung des Gesetzes zurück.

Seit mehreren Jahren zeigt die Analyse der Beschwerden, dass der FÖD Finanzen eine Reihe von
Bestimmungen über das Beschwerdeverfahren in Bezug auf direkte Steuern (allzu) einschränkend
anwendet. Da die Verwaltung sich hinter dem Buchstaben des Gesetzes zurückzieht, um ihren Stand-
punkt zu rechtfertigen, haben wir beschlossen, dieses Jahr dem Parlament drei allgemeine
Empfehlungen zu unterbreiten, um die strittigen Bestimmungen des Einkommenssteuergesetzbuches
abzuändern.

Die Abweisung der Beschwerde

Artikel 366 des Einkommenssteuergesetzbuches 92 (EStGB92) schreibt vor, dass der Steuerpflichtige,
um eine Beschwerde gegen den Betrag der für ihn festgelegten Steuer einzureichen, sich schriftlich an
den Steuerdirektor des Zuständigkeitsbereichs, in dem die Steuer festgelegt wurde, wenden muss.

Für den Steuerpflichtigen ist es nicht selbstverständlich, die Struktur des FÖD Finanzen zu verstehen.
Ein Steuerdirektor ist nicht sein erster Gesprächspartner. Sein erster Kontakt findet im Allgemeinen mit
seinem Steueramt statt. Wenn er die für ihn festgelegte Besteuerung beanstandet, wendet der Steuer-
pflichtige sich oft zunächst an die Dienststelle, die von ihm die Zahlung fordert, nämlich sein
Einnahmeamt.

Die Steuerpflichtigen richten ihre Beschwerde also bisweilen an eine andere föderale Behörde als
diejenige, die in Artikel 366 erwähnt ist. Werden sie zu spät über ihren Irrtum benachrichtigt, haben sie
bisweilen nicht mehr die Möglichkeit, ihre Beschwerde fristgerecht bei der zuständigen Behörde einzu-
reichen.

Im Anschluss an eine erste Empfehlung zu diesem Thema 2003 hat das Programmgesetz vom 27.
Dezember 2004, das am 1. Januar 2005 in Kraft getreten ist, bereits Artikel 366 abgeändert, indem eine
Beschwerde, die an einen territorial nicht zuständigen Steuerdirektor gerichtet wird, für zulässig erklärt
wird. Dieser übermittelt sie von Amts wegen dem territorial zuständigen Direktor und informiert den
Beschwerdeführer darüber.

Diese Erweiterung lediglich auf die Direktoren der direkten Steuern reicht jedoch nicht aus.
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Artikel 5 der Charta für eine gegenüber den Benutzern offene Verwaltung schreibt vor : « Jeder
öffentliche Dienst, der einen Antrag eines Bürgers oder eines Unternehmens erhält, der ihn nicht
betrifft, leitet ihn an den zuständigen öffentlichen Dienst weiter und informiert den Bürger oder das
Unternehmen darüber».

Derzeit will der FÖD Finanzen nicht auf unseren Vorschlag eingehen. Er macht die öffentliche Beschaf-
fenheit der Steuergesetzgebung geltend. Daher schickt der Einnehmer oder Kontrolleur dem
Steuerpflichtigen die Beschwerde wieder zurück und teilt ihm mit, an welchen Direktor er sie richten
muss, damit sie ordnungsgemäß eingereicht wird.

Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und es gleichzeitig dem FÖD Finanzen zu ermöglichen, der
Charta für eine gegenüber den Benutzern offene Verwaltung zu entsprechen, ist es folglich notwendig,
Artikel 366 anzupassen.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt daher, Artikel 366 des Einkommenssteuergesetzbuches 92
anzupassen, damit eine Beschwerde, die einer an der Festlegung oder Eintreibung der angefoch-
tenen Steuer beteiligten Dienststelle unterbreitet wird, als gültig eingereicht gilt und von Amts
wegen an den zuständigen Direktor weitergeleitet wird, und damit der Beschwerdeführer
ordnungsgemäß darüber informiert wird.

Ab welchem Zeitpunkt wird davon ausgegangen, dass eine
Beschwerde fristgerecht eingereicht wurde?

Artikel 371 des EStGB92 schreibt vor, dass Beschwerden bei Strafe der Hinfälligkeit innerhalb einer
Frist von sechs Monaten ab dem Versanddatum des Steuerbescheids mit Angabe der Beschwerdefrist
eingereicht werden müssen.

Das Versanddatum des Steuerbescheids ist darauf vermerkt. Viele Steuerpflichtige schicken sie oft am
letzten Tag, bisweilen per Einschreibebrief, ab in der Überzeugung, dass ihre Beschwerde innerhalb der
vorgeschriebenen Frist eingereicht wurde. Sie sind nämlich der Auffassung, dass der Poststempel
beweist, dass die Beschwerde tatsächlich innerhalb der vorgeschriebenen Frist eingereicht wurde.

In Bezug auf den Beginn der Beschwerdefrist hat der Verfassungsgerichtshof den Standpunkt vertreten,
dass dessen Bestimmung nicht vom Handeln der Parteien abhängen kann. Gemäß dieser Rechtspre-
chung erkennt der FÖD Finanzen künftig an, dass die Beschwerdefrist am dritten Werktag nach dem in
dem Steuerbescheid vermerkten Versanddatum beginnt, außer bei Beweis des Gegenteils.

Das Ende der Beschwerdefrist kann ebenfalls nicht vom Handeln der einen oder anderen Partei
abhängen. Unter Bezugnahme auf den Begriff « eingereicht » in dem oben genannten Gesetzesartikel
führt der FÖD Finanzen an, das Datum des Einreichens der Beschwerde sei dasjenige ihres Eingangs
bei seinen Dienststellen. Dieser Standpunkt fördert die Rechtsunsicherheit und die Ungleichheit. Der
Steuerpflichtige weiß sehr wohl, an welchem Datum er seine Beschwerde abgeschickt hat, doch er
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kann nicht immer präzise bestimmen, an welchem Datum sie bei dem FÖD Finanzen eingeht oder
dieser davon ausgeht. Das Versanddatum der Beschwerde sollte deshalb als das Datum ihres Einrei-
chens gelten, außer bei Beweis des Gegenteils.

Der Steuerpflichtige muss uneingeschränkt über die durch den Gesetzgeber vorgeschriebene
Beschwerdefrist für die Steuer der natürlichen Personen verfügen können, die derzeit sechs Monate
beträgt.

Nur auf diese Weise kann aber die Frist von sechs Monaten gegenüber allen Steuerpflichtigen unein-
geschränkt eingehalten werden.

Nach der Anhörung über diesen Empfehlungsentwurf hat der FÖD Finanzen keinen grundsätzlichen
praktischen Einwand gegen diese Vorgehensweise erhoben. Er ist hingegen der Auffassung, dass die
derzeitige Formulierung von Artikel 371 es ihm nicht ermöglicht, unserer Empfehlung Folge zu leisten,
es sei denn, dass ein neues Urteil des Verfassungsgerichtshofes die Auslegung von Artikel 371
vorschreibt.

Wir sind der Auffassung, dass es notwendig, ist, proaktiv zu handeln und Artikel 371 in diesem Sinne
abzuändern.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt daher, Artikel 371 des Einkommenssteuergesetzbuches 92
in dem Sinne abzuändern, dass das Versanddatum der Beschwerde als Datum des Einreichens gilt.

Was versteht man unter „unwiderruflich“?

Artikel 375 des EStGB 92 besagt, dass eine per Einschreibebrief zugestellte Entscheidung in Bezug auf
einen Einspruch unwiderruflich ist, sofern nicht eine Klage beim Gericht erster Instanz innerhalb der in
Artikel 1385undecies des Gerichtsgesetzbuches festgelegten Frist eingereicht wird.

Daraus glaubt de FÖD Finanzen schließen zu können, dass die Rücknahme einer Entscheidung über
einen Einspruch unmöglich sei.

Diesem Standpunkt können wir uns nicht anschließen.

Die Verwaltung berücksichtigt nicht die Tatsache, dass seit der Reform von 1999 der Direktor der
Steuerverwaltung als Verwaltungsbehörde über einen Einspruch entscheidet. Dies beinhaltet notwendi-
gerweise, dass die Regeln des Verwaltungsrechts auf seine Entscheidungen anwendbar sind. Gemäß
den Regeln des Verwaltungsrechts kann eine regelwidrige Verwaltungshandlung, aus der Rechte
entstehen, zurückgenommen werden, solange sie durch den Staatsrat – oder in Steuersachen durch
das Gericht erster Instanz – für nichtig erklärt werden kann.
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Der Standpunkt des FÖD Finanzen steht im Widerspruch zu den Regeln des Verwaltungsrechts, wenn
sie anführt, eine regelwidrige Entscheidung des
Direktors der Steuerverwaltung müsse aufrechter-
halten werden, sofern der Steuerpflichtige keine Klage
bei Gericht einreicht.

Die Zurücknahme der regelwidrigen Verwaltungsent-
scheidung auszuschließen, sofern keine Gerichtsklage
eingereicht wird, bedeutet im Übrigen in der Praxis,
dass dem Steuerpflichtigen in gewissen Steuerbe-
reichen der Zugang zur Schlichtung verwehrt wird,
das heißt zu einer alternativen Weise der Konflikt-
lösung, die der Gesetzgeber 1995 für Beschwerden
gegen alle föderalen Verwaltungsbehörden eingeführt
hat. Derzeit weigern sich aber die Direktoren auf der
Grundlage des Ausschlusses der Zurücknahme von
Handlungen in Steuersachen, dem Eingreifen des
Föderalen Ombudsmanns Folge zu leisten, selbst
wenn sie eingestehen, dass die strittige Entscheidung
regelwidrig ist.

Diese starre Haltung der Steuerverwaltung führt zu
einer ungerechtfertigten ungleichen Behandlung der
Streitsachen zwischen den Bürgern und der
Verwaltung, je nachdem, ob diese Streitsache sich auf
die Entscheidung eines Direktors der direkten
Steuern oder einer anderen föderalen Verwaltungs-
behörde bezieht.

Die Kosten, die bei einem Gerichtsverfahren entstehen, darf man ebenfalls nicht unterschätzen. Wenn
der Steuerpflichtige gezwungen ist, wegen einer regelwidrigen Entscheidung für einen unbedeutenden
Betrag eine Gerichtsklage einzureichen, ist es die Sache natürlich nicht wert. Diese Notwendigkeit ist in
einem solchen Fall umso unannehmbarer und führt zu einer weiteren Ungleichheit.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt daher, Artikel 375 des Einkommenssteuergesetzbuches 92
abzuändern, damit der Direktor der Steuerverwaltung ausdrücklich die Möglichkeit erhält, die
Verwaltungsentscheidung zurückzunehmen, die er über einen Einspruch gefällt hat.

Frau Tuerlincx erhält ihren Veranlagungsbescheid
für das Steuerjahr 2006 fast zwei Wochen nach
dem auf dem Steuerbescheid vermerkten Versand-
datum. In einem Begleitschreiben wird präzisiert,
dass angesichts des verspäteten Versands des
Steuerbescheids die Einspruchsfrist verlängert wird.
Da Frau Tuerlincx nicht mit der Berechnung ihrer
Steuer einverstanden ist, reicht sie innerhalb der im
Begleitschreiben angegebenen Frist einen
Einspruch ein. Der Regionaldirektor der direkten
Steuern stellt ihr seine Entscheidung zu, in der er
den Einspruch wegen verspäteten Einreichens als
unzulässig bezeichnet. Das ist doch nicht möglich!
Der Regionaldirektor scheint nicht über die im
Begleitschreiben vorgesehene Verlängerung der
Einspruchsfrist informiert zu sein. Seine
Entscheidung zurückzunehmen, ist unmöglich. Frau
Tuerlinck ist entrüstet und wendet sich an den
Föderalen Ombudsmann. Die Entscheidung des
Regionaldirektors ist offensichtlich falsch. Die
gesetzliche Einspruchsfrist, über die Frau Tuerlincx
verfügte, war zweifellos diejenige, die im Begleit-
schreiben angegeben war. Die Steuerverwaltung
hat eine praktische Lösung gefunden, um der
Situation von Frau Tuerlincx entgegenzukommen:
es wurde eine neue Abgabe in die Heberolle einge-
tragen, um den in ihrem Einspruch angeführten
Argumenten Rechnung zu tragen. Ein Zurück-
ziehen der regelwidrigen Entscheidung des
Regionaldirektors kommt jedoch nicht in Frage.
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6. Wenn verschiedene Ombudsdienste
zusammenarbeiten

In Belgien gibt es eine große Vielfalt von Ombudsdiensten. Das Webportal der belgischen „Ombuds-
männer“, „médiateurs“ und „ombudsmans“ hilft den Bürgern, sich darin zurechtzufinden :
http://www.ombudsman.be.

Bisweilen erfordert die Lösung des Problems das Eingreifen mehrerer Ombudsmänner, insbesondere
wenn mehrere Verwaltungsbehörden sich die Verantwortung für eine Situation zuschieben.

Dies war der Fall zwischen der Stadt Antwerpen und dem FÖD Inneres. Aus Beschwerden, die beim
Ombudsdienst für den Postsektor eingereicht worden waren, ging hervor, dass eine Meinungsverschie-
denheit zwischen dem FÖD Inneres, Direktion des Nationalregisters, und der Stadt Antwerpen die
Ursache für den Verlust von Postsendungen war. Die Stadt Antwerpen hatte die Anweisungen des
FÖD Inneres über die Hausnummerierung nicht korrekt angewandt, und die elektronischen Daten der
Adressen der Stadt Antwerpen waren nicht immer mit der Computerdatenbank des Nationalregisters
kompatibel. Folglich kam es zu Irrtümern im Kodieren der Adressen.

Dies bereitete Probleme, insbesondere für Wohnungen mit einer doppelten Nummer und für
Gebäude mit mehreren Briefkästen.

Die meisten Beschwerden, die uns durch den Ombudsdienst für den Postsektor übermittelt wurden,
betrafen offizielle Dokumente, die auf der Grundlage von Angaben aus dem Nationalregister
abgesendet worden waren und die der Briefträger gemäß den Anweisungen der Post nicht verteilen
konnte oder durfte, weil die Nummer des Briefkastens nicht darauf vermerkt war.

Analyse der bearbeiteten Beschwerden III
6. Wenn verschiedene Ombudsdienste zusammenarbeiten
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Der Föderale Ombudsmann hat sich an den
Ombudsmann der Stadt Antwerpen gewandt.

Dank dieser Zusammenarbeit hat die Stadt
Antwerpen ihre Polizeiverordnung den Anweisungen
des FÖD Inneres bezüglich der Nummerierung der
Wohnungen angepasst, während das Nationalre-
gister in seinem Informatiksystem die
Straßennummern korrigiert hat, sofern dies technisch
möglich war. Durch diese Maßnahme konnten 80%
der Fälle gelöst werden. Für die anderen Fälle haben
die betroffenen Behörden zugesagt, eine manuelle
Korrektur vorzunehmen.

Seither stellt der Ombudsdienst für den Postsektor
eine deutliche Abnahme der Beschwerden über die Postverteilung in Antwerpen fest.

Bereits seit einer gewissen Zeit werden alle Briefe
der Verwaltung, Krankenhausrechnungen und
Dokumente bezüglich der Steuererklärung der 135
Bewohner eines Appartementgebäudes in
Antwerpen an den Absender zurückgeschickt, weil
in der Adresse keine Nummer des Briefkastens
angegeben ist. Frau Poulain, Vorsitzende des
Verwaltungskomitees des Gebäudes, unternahm
die notwendigen Schritte, damit die Steuerdoku-
mente den betroffenen Personen wieder zugesandt
wurden, und erhielt vom FÖD Finanzen eine Verlän-
gerung der Frist für das Einreichen der Erklärung
wegen der festgestellten Probleme. Andere
Sendungen sind hingegen endgültig verloren. Daher
wünscht sie, dass das Problem der Nummern der
Briefkästen umgehend gelöst wird.
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7. Unzulässige Beschwerden und
Informationsanfragen

2007 hat der Föderale Ombudsmann außerdem weiterhin die verschiedensten Informationsanfragen
erhalten.

Derzeit sind auf föderaler Ebene drei Verwaltungen von der Erteilung von Informationen an die Bürger
betroffen. Die Aktualisierung der auf dem Webportal verfügbaren Informationen wurde der On-line-
Dienststelle der Generaldirektion Externe Kommunikation der Kanzlei des Premierministers anver-
traut. Seit Anfang 2007 behandeln 15 Mitarbeiter die verschiedenen Themen. Parallel hierzu erarbeiten
sie ein benutzerfreundlicheres Projekt. Die Lenkung der Beamten für Information und/oder der
Kommunikationsdienststellen der verschiedenen Verwaltungen erfolgt in Zusammenarbeit mit der
Generaldirektion Interne Kommunikation des FÖD Personal und Organisation. Die technische Unter-
stützung wird durch den FÖD Informationstechnologie und Kommunikation (Fedict) besorgt.

Während die Regionen den Bürgern kostenlose Informationsleitungen zur Verfügung stellen,
beschränkt sich die föderale Verwaltung darauf, ein Webportal anzubieten. Dieses enthält zwar eine
Fundgrube von Informationen, doch das Angebot wird nicht unterstützt und ergänzt durch eine
Dienststelle, die tatsächlich die Fragen der Bürger beantwortet oder sie an die zuständigen Dienst-
stellen weiterleitet. So bietet das Webportal, abgesehen vom technischen Helpdesk von Fedict, keine
Kontaktstelle. Es gibt weder eine spezifische (kostenlose) Telefonnummer, noch eine Post- oder
Internetadresse, an die der Bürger seine Fragen richten könnte.

Das Ergebnis einer Suche im Webportal hängt also von den Fähigkeiten des Bürgers und dem Maß
seiner Vertrautheit mit dem Internet ab. Bürger, die keinen Internetzugang haben, finden ganz einfach
nicht Zugang zu den Informationen der föderalen Website.

Die Informationsanfragen, die der Föderale Ombudsmann per Telefon, per Brief oder per E-Mail
erhält, drehen sich häufig um Folgendes: ‘Ich weiß nicht, an wen ich mich wenden soll… können Sie
mich zur richtigen Dienststelle weiterleiten?’. Interessanterweise wenden sich nicht nur Bürger an den
Föderalen Ombudsmann, sondern auch Unternehmen und Selbständige, die uns bisweilen ziemlich
komplexe Fragen zusenden. Oft wurden die Betroffenen bereits von einer Dienststelle zur anderen
weitergeleitet.

Die rund tausend Informationsanfragen, die der Föderale Ombudsmann dieses Jahr noch beantworten
musste, stellen nur die Spitze des Eisbergs dar.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt daher, eine zentrale Informationsstelle einzurichten, die
Basisinformationen erteilt und die Anfragen wirksam zu den zuständigen Dienststellen lenkt oder
weiterleitet. Dieses Informationszentrum könnte die Form einer (kostenlosen) Informationsleitung
der föderalen Verwaltung haben.

Analyse der bearbeiteten Beschwerden III
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1. Einleitung

Zu den Aufgaben, die den föderalen Ombudsmännern ausdrücklich mit Artikel 1, Absatz 3 des
Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner (im Folgenden „das Gesetz“
genannt) erteilt wurden, gehört es, auf der Basis der Feststellungen, die anlässlich der Prüfung der
Beschwerden bezüglich des Funktionierens der föderalen Behörden gemacht wurden, Empfehlungen
auszusprechen.

Es gibt zwei Arten von Empfehlungen

a) Die offiziellen Empfehlungen (OE): gemäß Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes können die Ombuds-
männer im Rahmen der Bearbeitung der Beschwerden jede Empfehlung, die sie für zweckmäßig
halten, an die Verwaltungsbehörde richten16.

b) Die allgemeinen Empfehlungen (AE): Artikel 15, Absatz 1 des Gesetzes sieht vor, dass der Jahres-
bericht und die eventuellen Zwischenberichte, die die Ombudsmänner an die
Abgeordnetenkammer richten, die Empfehlungen enthalten, die sie für zweckmäßig halten, und die
Funktionsstörungen darlegen, auf die die Ombudsmänner im Rahmen ihrer Tätigkeit stoßen.17

2. Allgemeine Empfehlungen

Transversale Empfehlungen 2007

AE 07/01: eine zentrale Informationsstelle einrichten, die Basisinformationen erteilt und die
Anfragen wirksam zu den zuständigen Dienststellen lenkt oder weiterleitet. Diese Informations-
stelle kann die Form einer (kostenlosen) Informationsleitung der föderalen Obrigkeit haben.

Während die Regionen den Bürgern kostenlose Informationsleitungen zur Verfügung stellen,
beschränkt sich die föderale Verwaltung darauf, ein Webportal anzubieten. Dieses enthält zwar eine
Fundgrube an Informationen, doch das Angebot wird nicht unterstützt und ergänzt durch eine Dienst-
stelle, die tatsächlich die Fragen der Bürger beantwortet oder sie an die zuständigen Dienststellen
weiterleitet. So bietet das Webportal, abgesehen vom technischen Helpdesk von Fedict, keine
Kontaktstelle. Es gibt weder eine spezifische (kostenlose) Telefonnummer, noch eine Post- oder
Internetadresse, an die der Bürger seine Fragen richten könnte.

16 Eine zusammenfassende Liste aller im Jahr 2007 formulierten Empfehlungen ist am Ende dieses Teils IV, S. XXX wiederge-
geben.

17 Nur die allgemeinen Empfehlungen von 2007 sind in diesen Teil IV, S. 59 wiedergegeben. Die zusammenfassende Tabelle der
Empfehlungen, die sich noch in Bearbeitung befinden (1997-2007), wird im Anhang, S. 104 wiedergegeben.
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Das Ergebnis einer Suche im Webportal hängt also von den Fähigkeiten des Bürgers und dem Maß
seiner Vertrautheit mit dem Internet ab. Bürger, die keinen Internetzugang haben, finden ganz einfach
keinen Zugang zu den Informationen der föderalen Website.

Thematische Empfehlungen 2007

AE 07/02: Artikel 366 des Einkommenssteuergesetzbuches 92 anpassen, damit eine Beschwerde,
die einer an der Festlegung oder Eintreibung der angefochtenen Steuer beteiligten Dienststelle
unterbreitet wird, als gültig eingereicht gilt und von Amts wegen an den zuständigen Direktor
weitergeleitet wird.

Artikel 366 des Einkommenssteuergesetzbuches 92 (EStGB92) schreibt vor, dass der Steuerpflichtige,
um eine Beschwerde gegen den Betrag der zu seinen Lasten festgelegten Steuer einzureichen, sich
schriftlich an den Steuerdirektor des Zuständigkeitsbereichs, in dem die Steuer festgelegt wurde,
wenden kann.

Das Programmgesetz vom 27. Dezember 2004, das am 1. Januar 2005 in Kraft getreten ist, hat Artikel
366 abgeändert, indem eine Beschwerde, die an einen anderen Steuerdirektor als den territorial
zuständigen Direktor gerichtet wird, für zulässig erklärt wurde. Dieser übermittelt sie von Amts wegen
dem territorial zuständigen Direktor und informiert den Beschwerdeführer darüber.

Diese Erweiterung erfolgte im Anschluss an eine allgemeine Empfehlung des Föderalen Ombudsmanns
aus dem Jahr 200318, nachdem er festgestellt hatte, dass die Steuerpflichtigen ihre Beschwerde
bisweilen an eine andere föderale Behörde als diejenige, die in Artikel 366 erwähnt ist, richten (ein
territorial nicht zuständiger Direktor, ein Kontrolleur oder ein Einnehmer). Wurden sie zu spät über
ihren Irrtum benachrichtigt, hatten sie bisweilen nicht mehr die Möglichkeit, ihre Beschwerde fristge-
recht bei der zuständigen Behörde einzureichen. Der Föderale Ombudsmann hatte folglich
vorgeschlagen, gesetzgeberisch auf diese Problematik einzugehen, in dem Sinne, dass eine Beschwerde
zwingend zwischen den Steuerdienststellen des FÖD Finanzen weitergeleitet wird.

Aufgrund der durch das Programmgesetz vom 27. Dezember 2004 eingeführten Änderung sind
zukünftig Beschwerden, die an einen Steuerdirektor, unabhängig von seiner territorialen Zuständigkeit,
sowie an einen Direktor eines Eintreibungsdienstes gerichtet sind, zulässig. Insofern es sich um einen
Direktor handelt…

Diese Erweiterung lediglich auf die Steuerdirektoren reicht jedoch nicht aus.

Für den Steuerpflichtigen ist es nicht selbstverständlich, die Struktur des FÖD Finanzen zu verstehen.
Ein Steuerdirektor ist nicht sein erster Gesprächspartner. Sein erster Kontakt findet im Allgemeinen mit
seinem Steueramt statt. Wenn er die für ihn festgelegte Besteuerung beanstandet, wendet der Steuer-

18 AE 03/03, Jahresbericht 2003, S. 150, und Jahresbericht 2004, S. 117-118.
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pflichtige sich oft zunächst an die Dienststelle, die von ihm die Zahlung fordert, nämlich sein
Einnahmeamt, das ihm auch näher steht…

Dass ein Steuerpflichtiger seine Kritik an sein Einnahme- oder Steueramt richtet, ist also nicht verwun-
derlich. Und an sich dürfte dies auch kein Problem darstellen.

Artikel 5 der Charta für eine gegenüber den Benutzern offene Verwaltung schreibt vor: „Jeder öffent-
liche Dienst, der einen Antrag eines Bürgers oder eines Unternehmens erhält, der ihn nicht betrifft,
leitet ihn an den zuständigen öffentlichen Dienst weiter und informiert den Bürger oder das Unter-
nehmen darüber“.

Derzeit vertritt der FÖD Finanzen den Standpunkt, eine fristgerecht bei einem Einnahme- oder
Steueramt eingereichte Beschwerde, die fristgerecht an den zuständigen Steuerdirektor weitergeleitet
wurde, könne nicht als eine ordnungsgemäß eingereichte Beschwerde gelten.

Unserer Auffassung nach müsste dies jedoch der Fall sein.

Der FÖD Finanzen ist nur einverstanden, sie als einen auf der Grundlage von Artikel 376 des EStGB92
eingereichten Antrag auf Steuerbefreiung von Amts wegen anzusehen19, die eingereicht wurde. Seines
Erachtens könne die Beschwerde keinesfalls als gültig oder zulässig gelten, da Artikel 366 formell
vorschreibe, dass eine Beschwerde beim „Steuerdirektor“ eingereicht werden müsse. Eine an den
zuständigen Direktor weitergeleitete Beschwerde entspricht somit nicht der strengen Auslegung von
Artikel 366 durch den FÖD Finanzen.

Daher schickt der Einnehmer oder Kontrolleur dem Steuerpflichtigen die Beschwerde wieder zurück
und teilt ihm mit, an welchen Direktor er sie richten muss, damit sie ordnungsgemäß eingereicht wird.

Selbst wenn der FÖD Finanzen auf den Vorschlag des Föderalen Ombudsmannes eingehen sollte,
befürchtet er, dass ein Gericht, das später mit einem Einspruch gegen die Entscheidung des Direktors
befasst würde, der sich bereit erklärt habe, die Beschwerde anzunehmen, die Einrede der Unzuläs-
sigkeit auf der Grundlage des Textes von Artikel 366 und der öffentlichen Beschaffenheit der
Steuergesetzgebung geltend machen könnte.

Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und es gleichzeitig dem FÖD Finanzen zu ermöglichen, der
Charta für eine gegenüber den Benutzern offene Verwaltung zu entsprechen, empfiehlt der Föderale
Ombudsmann somit, Artikel 366 im vorstehenden Sinne anzupassen.

19 Die Befreiung von Amts wegen wird nur unter gewissen Bedingungen gewährt. Der Steuerdirektor oder der von ihm beauf-
tragte Beamte gewährt von Amts wegen die Befreiung von Zusatzbesteuerung, die sich ergeben aus:
1° materiellen Irrtümern;
2° einer Doppelbesteuerung;
3° beweiskräftigen Dokumenten oder neuen Fakten, deren verspätete Vorlage oder Anführung durch den Steuerpflichtigen
ordnungsmäßig begründet sind.
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Die gleiche Besorgnis gilt für Beschwerden gegen die Verkehrssteuer, den Immobiliensteuervorabzug
und das Katastereinkommen.

AE 07/03: Artikel 371 des Einkommenssteuergesetzbuches 92 in dem Sinne ändern, dass das
Versanddatum der Beschwerde als Datum des Einreichens gilt.

Artikel 371 des EStGB92 schreibt vor, dass Beschwerden bei Strafe der Hinfälligkeit innerhalb einer
Frist von sechs Monaten ab dem Versanddatum des Steuerbescheids, auf dem die Frist der
Beschwerde vermerkt ist, oder der Mitteilung des Steuerbescheids oder ab dem Datum der Erhebung
der Steuern auf andere Weise als per Heberolle eingereicht werden müssen.

Das Versanddatum des Steuerbescheids ist darauf vermerkt. Viele Steuerpflichtige schicken sie oft am
letzten Tag, bisweilen per Einschreibebrief, ab in der Überzeugung, dass ihre Beschwerde innerhalb der
vorgeschriebenen Frist eingereicht wurde. Sie sind nämlich der Auffassung, dass der Poststempel
beweist, dass die Beschwerde tatsächlich innerhalb der vorgeschriebenen Frist eingereicht wurde.

Angesichts der Schwierigkeiten bei der Prüfung der Zulässigkeit dieser Beschwerden hat der Föderale
Ombudsmann 2003 eine allgemeine Empfehlung formuliert20 ; einige Aspekte davon sind immer noch
aktuell.

Der Steuerpflichtige muss uneingeschränkt über die durch den Gesetzgeber vorgeschriebene
Beschwerdefrist für die Steuer der natürlichen Personen verfügen können, die derzeit sechs Monate
beträgt.

In Bezug auf den Beginn der Beschwerdefrist hat der Verfassungsgerichtshof den Standpunkt vertreten,
dass dessen Festlegung nicht vom Handeln der Parteien abhängen darf. Er hat vorgeschlagen, die
Beschwerdefrist am dritten Werktag nach dem im Steuerbescheid vermerkten Versanddatum laufen
zu lassen, außer bei Beweis des Gegenteils.

Auf der Grundlage des Urteils des Verfassungsgerichtshofes wird der FÖD Finanzen seine neue
Position in einem Rundschreiben mitteilen.

Das Ende der Beschwerdefrist kann ebenfalls nicht vom Handeln der einen oder anderen Partei
abhängen. Unter Bezugnahme auf den Begriff « eingereicht » in dem oben genannten Gesetzesartikel
führt der FÖD Finanzen an, das Datum des Einreichens der Beschwerde sei dasjenige ihres Eingangs
bei seinen Dienststellen. Dieser Standpunkt fördert die Rechtsunsicherheit und die Ungleichheit. Der
Steuerpflichtige weiß sehr wohl, an welchem Datum er seine Beschwerde abgeschickt hat, doch er
kann nicht immer präzise bestimmen, an welchem Datum sie bei dem FÖD Finanzen eingeht oder
dieser davon ausgeht. Das Versanddatum der Beschwerde sollte deshalb als das Datum ihres Einrei-
chens gelten, außer bei Beweis des Gegenteils.

20 AE 03/03, Jahresbericht 2003, S. 149-150.
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Nur auf diese Weise kann die Frist von sechs Monaten gegenüber allen Steuerpflichtigen eingehalten
werden.

Nach der Anhörung über diesen Empfehlungsentwurf hat der FÖD Finanzen keinen grundsätzlichen
praktischen Einwand gegen diese Vorgehensweise erhoben. Er ist hingegen der Auffassung, dass die
derzeitige Formulierung von Artikel 371 es ihm nicht ermöglicht, der Empfehlung des Föderalen
Ombudsmanns Folge zu leisten, es sei denn, dass ein neues Urteil des Verfassungsgerichtshofes diese
Auslegung von Artikel 371 vorschreibt.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt also, proaktiv zu handeln und Artikel 371 in diesem Sinne
abzuändern

AE 07/04: Artikel 375 des Einkommenssteuergesetzbuches 92 in dem Sinn anpassen, dass der
Direktor der direkten Steuern ausdrücklich die Möglichkeit erhält, eine Entscheidung über eine
Beschwerde zurückzunehmen.

Artikel 375 des EStGB2 besagt:
„Der Steuerdirektor oder der von ihm beauftragte Beamte entscheidet als Verwaltungsbehörde anhand einer
mit Gründen versehenen Entscheidung über die Beschwerden des Steuerpflichtigen oder seines Ehepartners,
auf dessen Güter die Eintreibung vorgenommen wird.
Die Entscheidung wird mit einem bei der Post aufgegebenen Einschreibebrief mitgeteilt. Diese Entscheidung
ist unwiderruflich, insofern nicht eine Klage beim Gericht erster Instanz innerhalb der in Artikel 1385undecies
des Gerichtsgesetzbuches festgelegten Frist eingereicht wird.“

Der FÖD Finanzen glaubt aus Absatz 2 und insbesondere aus dem Begriff „unwiderruflich“ schließen
zu können, dass die Rücknahme einer Entscheidung über eine Beschwerde unmöglich ist, und führt ein
Urteil des Kassationshofes von 193821 zur Untermauerung seines Standpunktes an.

Indem die Verwaltung das Gesetz auf diese Weise auslegt, übersieht sie zwei wichtige Elemente.

Zunächst unterlässt sie es zu präzisieren, dass die Tragweite des Urteils des Kassationshofes sich auf
den Schutz des Steuerpflichtigen gegen eine unbegrenzte Möglichkeit der Steuerverwaltung, eine
bereits getroffene günstige Entscheidung in Frage zu stellen, beschränkt.

Sodann berücksichtigt sie nicht, dass Absatz 1 von Artikel 375, § 1 ausdrücklich vorsieht, dass der
Steuerdirektor als Verwaltungsbehörde über einen Einspruch entscheidet. Dies beinhaltet notwendiger-
weise, dass die Regeln des Verwaltungsrechts auf seine Entscheidungen anwendbar sind.

Gemäß den Regeln des Verwaltungsrechts kann eine regelwidrige Verwaltungshandlung, aus der
Rechte entstehen, jedoch zurückgenommen werden, solange sie durch den Staatsrat – oder in Steuer-
sachen durch das Gericht erster Instanz – für nichtig erklärt werden kann.

21 Kass., 8. Juni 1938, Pas., I, S. 197.
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Die Zurücknahme von Handlungen befindet sich am Schnittpunkt von zwei Rechtsgrundsätzen, deren
Einhaltung der Ombudsmann kontrolliert: dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit und dem Grundsatz
der Rechtssicherheit. Einerseits muss die Behörde sich – im Interesse des Gemeinwohls – bemühen,
die von ihr getroffene ungesetzliche Entscheidung aus der Rechtsordnung zu entfernen (Grundsatz der
Gesetzmäßigkeit). Andererseits muss der Bürger darauf vertrauen können, dass die aus einer Verwal-
tungsentscheidung entstehenden Rechte ihm nicht für die Vergangenheit entzogen werden wegen der
rückwirkenden Kraft der Zurücknahme (Grundsatz der Rechtssicherheit).

Ebenso wie die unbegrenzte Möglichkeit der Zurücknahme von Handlungen gegen den Grundsatz der
Rechtssicherheit verstößt, ist ein absolutes Verbot dieser Zurücknahme unvereinbar mit dem Grundsatz
der Gesetzmäßigkeit.

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Darlegungen ist der in Artikel 375 vorgesehene Begriff
„unwiderruflich“ im Lichte der Regeln des Verwaltungsrechts auszulegen; somit bedeutet er lediglich,
dass die Möglichkeit eines organisierten Verwaltungseinspruchs im Sinne des EStGB92 erschöpft ist.

Die Unmöglichkeit eines Verwaltungseinspruchs nach einer Entscheidung über eine Beschwerde
schließt selbstverständlich weder eine außergerichtliche Beschwerde noch die Zurücknahme dieser
Entscheidung aus. Die Zurücknahme einer Entscheidung versetzt die Parteien in die Lage ex-ante, und
die zurückgenommene Entscheidung gilt als nicht vorhanden. Die rechtlichen Folgen dieser
Entscheidung verschwinden ebenfalls für die Vergangenheit.

Die Haltung des FÖD Finanzen steht also im Widerspruch zu den Regeln des Verwaltungsrechts, wenn
er anführt, dass eine regelwidrige Entscheidung des Steuerdirektors aufrechterhalten werden muss,
außer wenn der Steuerpflichtige eine Gerichtsklage einreicht.

Die Zurücknahme einer regelwidrigen Verwaltungsentscheidung auszuschließen, sofern keine Gerichtsklage
eingereicht wird, bedeutet im Übrigen in der Praxis, dass dem Steuerpflichtigen in gewissen Steuerbereichen
der Zugang zur alternativen Weise der Konfliktlösung verwehrt wird, die dem Föderalen Ombudsmann durch
das Gesetz vom 22. März 1995 anvertraut wurde.

So weigern sich derzeit die Direktoren auf der Grundlage des Ausschlusses der Zurücknahme von
Handlungen im Steuerbereich, dem Eingreifen des Föderalen Ombudsmanns Folge zu leisten, selbst wenn sie
eingestehen, dass die strittige Entscheidung regelwidrig ist.

Diese starre Haltung der Steuerverwaltung führt zu einer ungerechtfertigten ungleichen Behandlung der
Streitsachen zwischen den Bürgern und der Verwaltung, je nachdem, ob diese Streitsache sich auf die
Entscheidung eines Direktors der direkten Steuern oder einer anderen föderalen Verwaltungsbehörde
bezieht.

Aus all diesen Gründen drängt sich eine Gesetzesänderung auf.
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3. Offizielle Empfehlungen 2007

(in chronologischer Reihenfolge)

Die halbstaatlichen Sozialeinrichtungen

❖ Landesamt für soziale Sicherheit (LASS)

OE 07/01: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt aus Gründen der Gerechtigkeit, dass das LASS
hinsichtlich der Anwendung der spezifischen Sanktion des CO2-Beitrags analog die allgemeine
Regelung für den Verzicht auf Zivilstrafen oder deren Herabsetzung anwendet, insbesondere die
Artikel 54ter und 55 des königlichen Erlasses vom 28. November 1969 für die (Beauftragten der)
Arbeitgeber, die Argumente anführen, um eine Verspätung in der Erklärung (oder Zahlung) des
CO2-Beitrags zu rechtfertigen oder zu erklären.

❖ Zentralanstalt für Familienbeihilfen für Arbeitnehmer

OE 07/02: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, Artikel 17 des Gesetzes vom 11. April 1995 zur
Einführung der Charta des Sozialversicherten auf die neuen Entscheidungen (im Sinne von Artikel 17)
bezüglich der Familienzulagen vor dem 1. Oktober 2006, die dazu führen, dass der Anspruch auf die
Leistungen geringer war als der ursprünglich gewährte, anzuwenden.

FÖD Personal und Organisation

❖ Selor

OE 07/03: Der Föderale Ombudsmann empfiehlt, in Erwartung einer etwaigen Änderung von Artikel
20, §1 des königlichen Erlasses vom 8. März 2001 die bei einer Sprachprüfung abwesenden Bewerber
nicht von jeglicher Teilnahme an einer späteren Sprachprüfung während der Dauer eines Jahres auszu-
schließen, wenn sie vorher Selor über ihre Abwesenheit bei dieser Prüfung informiert, anschließend
aber nicht den Grund für diese Abwesenheit mitgeteilt haben.

Der Föderale Ombudsmann empfiehlt ebenfalls, die Entscheidungen über den Ausschluss von der
Teilnahme für die Dauer eines Jahres in Bezug auf Bewerber, die Selor zuvor über ihre Abwesenheit
informiert, anschließend Selor aber nicht den Grund für diese Abwesenheit mitgeteilt hatten, für nichtig
zu erklären.

Empfehlungen IV
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V.
Zehn Jahre Vorschläge

und Anregungen
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Überblick 1997 - 2007

2007 hat der Föderale Ombudsmann sein zehnjähriges Bestehen gefeiert. Dies bietet uns die
Gelegenheit, einen Überblick der in diesen zehn Jahren erzielten Verwirklichungen zu erstellen. Jedes
Jahr werden neben den Empfehlungen, denen eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird, eine
Reihe von Vorschlägen und Anregungen an die Verwaltung gerichtet. Sie tragen – wenn auch auf
weniger sichtbare Weise – zur ständigen Verbesserung der Qualität des öffentlichen Dienstes und zur
Stärkung der Beziehung zwischen dem Bürger und der Verwaltung bei.

Selbstverständlich ist dieses Ergebnis nicht nur unserem Handeln zu verdanken, sondern es ist auch
einer engen und fruchtbaren Zusammenarbeit mit der Verwaltung zu verdanken.

1997

Ausgleich der Hinterbliebenenrenten22

1. Seit dem 1. Oktober 1997 erfolgt der Ausgleich automatisch durch die Pensionsverwaltung des
Finanzministeriums, ohne dass der überlebende Ehegatte dies beantragen muss. (Rapport annuel
1997, S. 128 und Jahresbericht 1998, S. 160)

Bewertungen des Pensions-Infodienstes des Landespensionamtes (LPA)
2. Der Inhalt der Bewertungen ist Ende 1997 verbessert worden, damit sie künftig die Regeln der

Zusammenlegung der verschiedenen Rentensysteme berücksichtigen sowie den Namen und die
Telefonnummer der Person enthalten, die weitere Auskünfte geben kann. (Jahresbericht 1998, S.
154)

Steuerrückzahlungen
3. Im zweiten Halbjahr 1997 hat die Finanzverwaltung, die einen erheblichen Rückstand bei den

Steuerrückzahlungen aufwies, infolge des gemeinsamen Eingreifens ihrer leitenden Beamten und
des Föderalen Ombudsmanns eine Verstärkung in Personal und Informatikgeräten erhalten.
(Jahresbericht 1998, S. 130 ff.)

1998

Erstattung der Fahrtkosten für medizinische Behandlung bei Arbeitsunfällen
4. Der königliche Erlass vom 20. September 1998 zur Abänderung des königlichen Erlasses vom 24.

Januar 1969 über Entschädigungen für die Personalmitglieder des öffentlichen Sektors bei
Arbeitsunfällen und Unfällen auf dem Arbeitsweg (B.S. 9. Oktober 1991) besagt, dass es dem

22 Für die Bearbeitung von Beschwerden über die gesetzlichen Pensionen ist ab dem 1. Juni 1999 der Ombudsdienst für die
Pensionen zuständig.
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Verwaltungsdienst für Gesundheit obliegt, diese Fahrtkosten zu erstatten. Der königliche Erlass
beendete die juristische Diskussion zwischen dem Verwaltungsdienst für Gesundheit und der
Unterrichtsabteilung des Ministeriums der Flämischen Gemeinschaft. (AE 97/11; Rapport annuel
1997, S. 139; Jahresbericht 1998, S. 180 und Jahresbericht 1999, S. 227)

Verzicht auf die Rückzahlung von zu Unrecht gewährten Beträgen
5. Seit dem 1. Juli 1998 sind die Entscheidungen des Verwaltungsrats des Landesamtes für Arbeits-

beschaffung über den Verzicht auf zu Unrecht gewährte Beträge ordnungsgemäß begründet.
(Jahresbericht 1998, S. 234)

Personen mit Behinderung – Information über zu Unrecht gewährte Beträge
6. Der zu Unrecht gewährte Betrag (der nach der Überprüfung der Akte festgestellt wurde) wird

der Person mit Behinderung mitgeteilt, bevor mit der Prüfung des neuen Antrags in Bezug auf
Zulagen begonnen wird, so dass diese Person schneller über den zu Unrecht gewährten Betrag
informiert werden kann. (Jahresbericht 1998, S. 186)

Transparenz der Verwaltung
7. Ein Rundschreiben vom 15. Dezember 1998 klärt zum ersten Mal die Kriterien, die das Ausländ-

eramt bei der Bearbeitung von Anträgen auf Aufenthaltsgenehmigung anwendet, die auf der
Grundlage von Artikel 9, Absatz drei des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 gestellt werden. (AE
98/1; Jahresbericht 1998, S. 296 und Jahresbericht 1999/1, S. 38)

Schutz des Privatlebens
8. Das Rundschreiben vom 9. September 1998 über die Verpflichtung zur Kostenübernahme im

Sinne von Artikel 3bis des Ausländergesetzes von 1980 entspricht dem Wunsch zahlreicher
Bürgen, die Belege ihrer Einkünfte über die zuständige diplomatische oder konsularische
Vertretung und nicht mehr über den Antragsteller des Visums vorlegen zu können. (Jahresbericht
1999, S. 81)

Sprachengebrauch
9. In den diplomatischen und konsularischen Vertretungen Belgiens werden Plakate angeschlagen,

um die Bürger über ihr Recht zu informieren, mit einem Mitglied der Vertretung zusammen-
treffen zu können, das die von ihnen gewünschte belgische Landessprache beherrscht.
(Jahresbericht 1998, S. 93)

1999

Bearbeitungsdauer der Pensionsakten
10. Die Reform des Verfahrens für die Vorlage der durch die Pensionsverwaltung bearbeiteten Pensi-

onsakten beim Rechnungshof entspricht dem Bemühen, die Bearbeitung der Pensionsanträge zu
beschleunigen. (Jahresbericht 1998, S. 158-159 und Jahresbericht 1999, S. 209-210)
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Empfangsbestätigung des Pensionsantrags
11. Dieses Dokument wurde durch die Pensionsverwaltung geändert, um mehr Informationen über

die Bearbeitung des Pensionsantrags zu erteilen und die Möglichkeit der Inanspruchnahme des
Föderalen Ombudsmanns zu erwähnen. (Jahresbericht 1999, S. 207)

Pensionskarten des öffentlichen Sektors
12. Ein neuer Paragraph wurde den Zahlkarten für die Pensionsempfänger hinzugefügt, mit dem sie

an die Verpflichtung erinnert werden, eine Änderung ihrer Situation zu melden (Ausübung einer
Berufstätigkeit, Gewährung einer andren Pension,…). (OE 99/3; Jahresbericht 1999, S. 211- 212)

Prüfungen - SAS
13. Das Ständige Anwerbungssekretariat hat die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um zu

vermeiden, dass an den von ihm durchgeführten Prüfungen Bewerber teilnehmen, die nicht die
vorgeschriebenen Teilnahmebedingungen erfüllen und somit über die Unzulässigkeit ihrer
Einschreibung informiert werden, nachdem sie bereits alle Anstrengungen zur Vorbereitung auf
die Prüfung unternommen und daran teilgenommen haben. (Jahresbericht 1999/1, S. 121)

Berufskrankheit
14. Die Entscheidung des Fonds für Berufskrankheiten, mit der der Prozentsatz der durch eine

Berufskrankheit verursachten Arbeitsunfähigkeit mitgeteilt wird, enthält künftig den Vermerk, dass
dieser Prozentsatz aus zwei Teilen besteht: eine körperliche und eine wirtschaftliche Arbeitsun-
fähigkeit (für die Zulage werden wirtschaftliche Faktoren ab 65 Jahren nicht mehr berücksichtigt).
Die allgemeinen Auskünfte für die Betroffenen wurden ebenfalls in diesem Sinne angepasst.
(Jahresbericht 1999, S. 288-289)

Personen mit Behinderung - Terminologie
15. Infolge des Vorschlags des Föderalen Ombudsmanns hat die Verwaltung den Begriff “Behin-

derter” durch “Person mit Behinderung” ersetzt. Künftig wird die neue Terminologie auf allen
Formularen und in der gesamten Korrespondenz der Verwaltung verwendet. (Jahresbericht 1999,
S. 229)

Personen mit Behinderung – Deutlichere Bescheinigung
16. Bei der Ausstellung einer ärztlichen Bescheinigung mit begrenzter Dauer wird die Person mit

Behinderung durch die Verwaltung darüber informiert, dass es ihr obliegt, bei Ablauf der
Gültigkeit der Bescheinigung eine Verlängerung zu beantragen. (Jahresbericht 1999, S. 232)

Koordinierung zwischen der Steuerverwaltung und der Französischen Botschaft
17. Auf die Bitte des Föderalen Ombudsmanns hin hat die Generaldirektion der Verwaltung für

Steuern, Unternehmen und Einkünfte sich an den Steuerattaché der Französischen Botschaft
gewandt, damit die französischen Steuerbehörden an der Erstellung des (negativen) Nachweises,
dass die belgischen Steuerpflichtigen nicht die Besteuerung in Frankreich beantragt hatten, mitar-
beiten. (Jahresbericht 1999, S. 153 ff.)
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Beschwerderecht des Ehepartners in Bezug auf die auf den Namen des faktisch getrennten
Ehepartners eingetragene Steuer

18. Der neue Artikel 366 des Einkommenssteuergesetzbuches (EStGB92) gewährt dieses Recht dem
faktisch getrennten Ehepartner, der nicht in der Steuerrolle erwähnt ist und auf dessen Güter die
Steuer eingefordert werden kann. (AE 97/9; Jahresbericht 1999, S. 158-159)

Schatzamt – Einhaltung der vorgesehenen Fristen
19. Bei einer längeren Schließung der Verwaltungsdienste des Postscheckamtes (beispielsweise

zwischen Weihnachten und Neujahr) werden die Zahlungen nicht mehr durch sie, sondern
durch die Nationalbank ausgeführt. So können die vorgesehenen Bearbeitungsfristen eingehalten
werden. (Jahresbericht 1999, S. 198)

Fehlen einer gesetzlichen Frist für die Bearbeitung eines Einspruchs durch
die Regionaldirektoren

20. Diese Lücke ist durch die Einführung einer Frist von sechs bzw. neun Monaten im Rahmen des
neuen Verfahrens für Steuerstreitsachen gefüllt worden, das durch die Gesetze vom 15. und 23.
März 1999 eingeführt wurde. (AE 97/8; Jahresbericht 1998, S. 113 ff. und Jahresbericht 1999, S.
202)

Korrespondenz von Häftlingen mit dem Föderalen Ombudsmann
21. Das Recht auf Freiheit und auf Wahrung des Briefgeheimnisses für die Korrespondenz von

Häftlingen mit den föderalen, regionalen, gemeinschaftlichen, provinzialen oder kommunalen
Ombudsmännern wurde anerkannt durch das Rundschreiben vom 19. Mai 1999 in Erwartung
einer Abänderung des königlichen Erlasses vom 21. Mai 1965 zur Festlegung der allgemeinen
Ordnung der Justizvollzugsanstalten. (Jahresbericht 1999/1, S. 32-33)

Visum für Familienzusammenführung (1)
22. Das Ausländeramt zieht seine Erfordernis zurück, die Erteilung eines Visums für Familienzusam-

menführung von der Erstattung der Rückführungskosten abhängig zu machen, die zuvor für den
Antragsteller entstanden sind, wobei diese Bedingung nicht im Gesetz vorgesehen ist. (Jahresbe-
richt 1999, S. 89-90)

Visum für Familienzusammenführung (2)
23. Das Ausländeramt zieht seine Anforderung zurück, die Erteilung eines Visums für Familienzusam-

menführung von der Vorlage eines Auszugs aus einem freien Vorstrafenregister abhängig zu
machen, wobei diese Bedingung nicht im Gesetz vorgesehen ist. (Jahresbericht 1999/1, S. 41-43)

Transitvisum
24. Das Ausländeramt ist einverstanden, das Transitvisum als ausreichendes Eingangsdokument

anzusehen, um einen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung oder Niederlassung in Anwendung der
Artikel 10 oder 40 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 stellen zu können. (Jahresbericht 1999,
S. 93-94 und Jahresbericht 1999/1, S. 49)
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Wachunternehmen
25. Infoblätter mit einer deutlichen Definition des Begriffs ,Personen, die tatsächlich die Leitung haben’

im Sinne des Gesetzes vom 10. April 1990 über Wachunternehmen, die Sicherheitsunternehmen
und die internen Wachdienste werden allen interessierten Personen zugesandt, die dies
beantragen. (Jahresbericht 1999, S. 113-114)

2000

Verzicht auf Erhöhungen
26. Das Landesinstitut der Sozialversicherungen für Selbständige (LISVS) hat beschlossen, dass ein

durch eine Sozialversicherungskasse begangener Fehler als ein Fall höhere Gewalt angesehen
werden könnte, der es ermöglicht, auf die Zahlung von Erhöhungen infolge der verspäteten
Zahlung der Sozialbeiträge zu verzichten. (Jahresbericht 2000, S. 169-172)

Sprachprüfungen - Selor
27. Selor hat sich damit einverstanden erklärt, dass Bewerber, die eine Sprachprüfung nicht

bestanden haben, ihre Prüfungskopie vor Ort einsehen. (Jahresbericht 2000, S. 48-49)

Besonderer Solidaritätsfonds – Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV)
28. Das Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV) hat Maßnahmen ergriffen, um

das Verfahren für den Erhalt einer Beteiligung des Besonderen Solidaritätsfonds zu vereinfachen
und zu optimieren. (Jahresbericht 1999, S. 295-296 und Jahresbericht 2000, S. 203)

Anspruch auf Entschädigungen im Rahmen des Vaterschaftsurlaubs
29. Das Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV) hat die Diskriminierung

abgeschafft, die sich aus der Anwendung der Entschädigungsversicherung ergibt, so dass es seit
Mai 2000 möglich ist, ebenfalls den Arbeitnehmern oder kontrollierten Arbeitslosen, deren
verstorbene Ehegattin statutarische Beamtin war, Entschädigungen für Vaterschaftsurlaub zu
gewähren. (Jahresbericht 2001, S. 159)

Rückzahlungspläne
30. Fortan wird in den ,Allgemeinen Anleitungen für Arbeitgeber’ des Landesamtes für Soziale Sicherheit

(LASS) die Möglichkeit vermerkt, die Streckung der Zahlungen zu beantragen. (Jahresbericht
2000, S. 196)

Rentner – Zulage des Sterbemonats
31. Die Diskriminierung zwischen Anspruchsberechtigten eines Rentners, je nachdem, ob das

Landespensionamt (LPA) die Rente durch Postanweisung oder durch Banküberweisung
auszahlte, ist beseitigt worden durch den königlichen Erlass vom 21. Januar 2000 zur Abänderung
der Artikel 66, 67 und 72 des königlichen Erlasses vom 21. Dezember 1967 zur Festlegung der
allgemeinen Regelung des Systems der Alters- und Invalidenrenten der Arbeitnehmer. (Jahresbe-
richt 1999, S. 300-301 und Jahresbericht 1999/1, S. 117)
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Zugang zur medizinischen Akte
32. Das Landesamt für Arbeitsbeschaffung (LFA) erlaubt es den Arbeitslosen, Zugang zu ihrer

medizinischen Akte über den von ihnen bestimmten Arzt zu erhalten. (Jahresbericht 2000, S. 191)

Antwort auf die Argumente des Steuerpflichtigen als Reaktion auf die Berichtigung seiner
Erklärung

33. Das Gesetz vom 30. Juni 2000 verpflichtet die Steuerverwaltung seit dem 1. Oktober 2000, die
Argumente, die der Steuerpflichtige als Reaktion auf den Berichtigungsbescheid seiner Erklärung
vorgebracht hat, zu beantworten. (Jahresbericht 1999, S. 144-148 und Jahresbericht 1999/1, S. 64)

Angabe der Vergleichspunkte bei Berichtigung eines unzureichenden Schätzwertes
34. Die Registrierungsverwaltung vermerkt auf den Dokumenten mit einer zu niedrigen

Abschätzung, die dem Eigentümer der Immobilien zugesandt werden, die Vergleichspunkte im
Falle der Berichtigung eines unzureichenden Schätzwertes der Immobilien. So hat der Eigentümer
der Immobilien die Möglichkeit, die Bewertung der Verwaltung besser zu verstehen. (Jahresbericht
2000, S. 122)

Antragsformular für Verkehrszulassung und technische Kontrollbescheinigung
35. Die Muster dieser Dokumente sind angepasst worden, um die betreffenden Personen (Käufer

und Verkäufer) darüber zu informieren, dass das Fahrzeug innerhalb von zwei Monaten nach dem
Datum der technischen Kontrolle, die der Verkäufer vor dem Verkauf seines Fahrzeugs hat
durchführen lassen, verkauft und angemeldet werden muss. Bei Nichteinhaltung dieser Frist sind
diese Dokumente nicht mehr gültig. (Jahresbericht 2000, S. 185)

Verfahren zur Änderung von Familienname und Vorname
36. Das Justizministerium passt seine Informationsbroschüre und die Empfangsbestätigung der

Verwaltung an, um die Antragsteller über die durchschnittliche Dauer eines Verfahrens zur
Änderung von Familienname und Vorname zu informieren. (Jahresbericht 2000, S. 59)

Information der Öffentlichkeit
37. Das Ausländeramt führt einen Informationsdienst für die Öffentlichkeit ein, um für eine

Verbindung zwischen seinen verschiedenen Ausführungsbüros und den Betroffenen zu sorgen.
Im September 2002 wurde dieser Dienst in einen ,Helpdesk’ umgewandelt, der die Informa-
tionen über Anträge für Visa und vorübergehende Aufenthaltsgenehmigungen erteilt. Auf
Wunsch der Betroffenen stellt dieser Dienst ebenfalls Empfangsbestätigungen bei der Überrei-
chung von Dokumenten ans Ausländeramt aus. (AE 98/2; Jahresbericht 2000, S. 69- 70)

Personalausweise – beschleunigtes Verfahren
38. Die Generaldirektion für Institutionen und Bevölkerung des Innenministeriums erarbeitet durch

Rundschreiben ein Dringlichkeitsverfahren für das Ausstellen von Personalausweisen. (Jahresbe-
richt 2001, S. 72)
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Visa für Familienzusammenführung nach Heirat
39. Falls die Legalisierung der Dokumente einer vorherigen Untersuchung unterliegt, die durch die

Botschaft einem Vertrauensanwalt anvertraut wurde, verzichtet das Außenministerium auf die
ungerechtfertigte Anforderung, dass die Ehepartner eine Bescheinigung als Ledige vorlegen, um
nachzuweisen, dass sie vor ihrer Ehe ledig waren. (Jahresbericht 2000, S. 95)

Belgier im Ausland
40. Das Außenministerium ergreift Maßnahmen, um die Verspätung in der Eintragung des Wohnsitz-

wechsels von Belgiern im Ausland ins Nationalregister aufzuholen und um es den Betroffenen in
der Zwischenzeit zu ermöglichen, den betreffenden belgischen Instanzen selbst ihre Adressenän-
derung mitzuteilen. (Jahresbericht 2000, S. 98-99)

Zusammenführung von Kindern für die Berechnung von Familienzulagen - Diskriminierung
41. Durch das Gesetz vom 14. Mai 2000 zur Abänderung der Artikel 42 und 51 der koordinierten

Gesetze über die Familienzulagen für Arbeitnehmer wurde die Bedingung aufgehoben, wonach
die Zusammenführung nur möglich war, wenn der Haushalt aus zwei Personen unterschiedlichen
Geschlechts bestand. (Jahresbericht 1999/1, S. 113)

Eurocontrol
42. Die Beschäftigten von Eurocontrol genießen ein besonderes Besteuerungssystem. Der Kassati-

onshof hat am 2. Januar 1997 über das anwendbare Steuersystem geurteilt. Der Föderale
Ombudsmann hat der Steuerverwaltung mitgeteilt, dass die Verwaltungspraxis dem Urteil nicht
entsprach, und die Zentralverwaltung gebeten, die Rechtsprechung des Kassationshofes zu
übernehmen. Die Zentralverwaltung hat die notwendigen Anweisungen erteilt, um sich im Jahr
2000 dem Urteil zu fügen. (Jahresbericht 1999, S. 154)

2001

Kontrolle der Einhaltung der Astbestbestimmungen
43. Die Verwaltung für Arbeitshygiene hat die medizinischen Inspektionsdienste gebeten, bei

Kontrollen bezüglich der Einhaltung der Asbestbestimmungen streng vorzugehen, insbesondere
hinsichtlich der Verpflichtung, den Arbeitnehmern schriftliche Anweisungen über einzuhaltende
Schutzmaßnahmen, wenn sie Asbest ausgesetzt sind, zu erteilen. (Jahresbericht 2001, S. 121)

Berufskrankheiten - Bearbeitungsdauer der Akten
44. Der Fonds für Berufskrankheiten hat neue Verfahren ausgearbeitet, um die Bearbeitungsdauer

der Akten zu verkürzen, insbesondere durch einen elektronischen Datenaustausch. (Jahresbericht
2000, S. 194 und Jahresbericht 2001, S. 155-156)

Selor - Sprachprüfungen
45. Selor hat ein neues Bewertungssystem für Sprachprüfungen eingeführt, das einfacher und trans-

parenter ist als das vorige. Dieses Bewertungssystem ist im Vorladungsschreiben angeführt. Der
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Bewerber, der dies wünscht, kann ebenfalls Einzelheiten zur Berechnung seiner Ergebnisse in den
verschiedenen Teilen der informatisierten Prüfung anfordern. (Jahresbericht 2001, S. 48)

Der Lohnzettel der in den einstweiligen Ruhestand versetzten Bediensteten
46. Auf den Lohnzetteln von Beamten, die wegen Krankheit in den einstweiligen Ruhestand versetzt

worden sind, wurde durch die Zentrale Dienststelle für feste Ausgaben des Finanzministeriums
ein Vermerk angebracht, dass von dem Wartegehalt dieser Bediensteten kein Berufsteuervor-
abzug vorgenommen wurde. (Jahresbericht 2001, S. 167)23

Verfahren für die Rückzahlung von zu Unrecht gewährten Beträgen
47. Die Zentrale Dienststelle für feste Ausgaben des Finanzministeriums hat das Verfahren zur

Rückzahlung von zu Unrecht gezahlten Beträgen flexibler gestaltet, indem den betroffenen
Bediensteten eine ausreichende Frist zum Reagieren gewährt wurde. (Jahresbericht 2001, S. 166)

Markteinführung neuer Arzneimittel
48. Durch eine Änderung der belgischen Gesetzgebung wurde das Verfahren vereinfacht, damit das

Landesinstitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV) die durch die Europäische Union
vorgeschriebenen Fristen einhalten kann. (Jahresbericht 1999, S. 296; Jahresbericht 2000, S. 202
und Jahresbericht 2001, S. 158)

Anspruch von Grenzgängern, die das Recht auf Familienzulagen in dem Land, in dem sie
arbeiten, verloren haben, auf belgische Familienzulagen

49. Infolge des königlichen Erlasses vom 13. März 2001 zur Ausführung von Artikel 102, §1 der
koordinierten Gesetze über die Familienzulagen für Arbeitnehmer ist nunmehr ein Recht auf
belgische Familienzulagen vorgesehen, falls der Grenzgänger das Recht auf Zulagen in dem Land,
in dem er arbeitet, verliert. (Jahresbericht 2000, S. 200)

Projekt ‘Einstellungsplan’
50. Vereinfachung des Verfahrens zur Ausstellung der neuen Arbeitskarte und der elektronischen

Übermittlung der Daten durch das Landesamt für Arbeitsbeschaffung (ONEM), damit die
Kontrolle durch das Landesamt für Soziale Sicherheit (LASS) über beantragte Beitragssenkungen
beschleunigt werden kann. (Jahresbericht 1999, S. 289; Jahresbericht 2000, S. 195 und Jahresbericht
2001, S. 157)

Projekt ‘Einstellungsplan’ und Zivilstrafen
51. Optimierung der Informationen durch das Landesamt für Soziale Sicherheit (LASS) für Arbeit-

geber und Milderung der Anwendung der Strafen. (Jahresbericht 2000, S. 197 und Jahresbericht
2001, S. 157-158)

23 Wir verweisen darauf, dass die Regelung inzwischen geändert wurde und nunmehr die Einbehaltung eines Berufssteuersvor-
abzugs vorsieht.
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Kontrolle der Familiensituation
52. Die Dokumente, die den Arbeitslosen bei der Kontrolle ihrer Familiensituation überreicht

werden, sind angepasst worden. Der Sozialversicherte wird besser über die Möglichkeit infor-
miert, den Föderalen Ombudsmann mit einer mündlichen oder schriftlichen Beschwerde über
das Eingreifen des Landesamtes für Arbeitsbeschaffung in Bezug auf die Kontrolle der Familien-
situation zu befassen. (Jahresbericht 2001, S. 153-154)

Personen mit Behinderung – Bescheinigungen
53. Das Gerichtsgesetzbuch ist durch das Programmgesetz vom 24. Dezember 2002 abgeändert

worden, um darin die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für Sozial- und Steuervorteile festzu-
legen. (Jahresbericht 2000, S. 160-161 und Jahresbericht 2001, S. 133)

Personen mit Behinderung - Parkscheine
54. Die Kriterien zur Ausstellung des Parkscheins wurden abgeändert, damit die realen Mobilitätspro-

bleme der Benutzer besser berücksichtigt werden. (OE 00/07; Jahresbericht 2000, S. 160 und
Jahresbericht 2001, S. 134)

Personen mit Behinderung - Information
55. Die allgemeinen Auskünfte, die den Entscheidungen über Zulagen für Personen mit Behinderung

beigefügt werden, werden abgeändert, um die Folgen des Zusammenwohnens oder einer
Trennung zu präzisieren. (Jahresbericht 2000, S. 157 und Jahresbericht 2001 S. 129)

Erhöhung von Sozialzulagen – Negative Auswirkung bei gleichzeitigem Bezug
mehrerer Zulagen

56. Geringfügige Erhöhungen in einem System der Sozialzulagen können zur Kürzung oder zum
Verlust der Zulagen in einem anderen System führen, was eine erhebliche Verringerung des
Gesamteinkommens zur Folge hat. Indem die Erhöhung von Zulagen in einem System mit einer
begrenzten Anhebung der Obergrenze der Einkünfte im anderen System verbunden wurde,
konnte eine sofortige Lösung für das Problem gefunden werden, ohne das Prinzip der Einkom-
mensobergrenze grundlegend anzutasten. (AE 01/03; Jahresbericht 2001, S. 175-176)

Ausbildung für den Empfang von Steuerpflichtigen
57. Die Nationale Schule für Steuerwesen und Finanzen hat ein Handbuch ,Grundsätze der angemes-

senen Verwaltung’ erstellt und verschiedene Ausbildungen bezüglich der Beziehungen zum
Steuerpflichtigen organisiert. (AE 99/10; Jahresbericht 1999, S. 332-333 ; Jahresbericht 1999/1, S.
70-71 und AE 00/3; Jahresbericht 2000, S. 111)

Lesbarkeit von manuell erstellten Veranlagungsbescheiden
58. Die manuell erstellten Steuerbescheide werden angepasst, um für mehr Klarheit und eine bessere

Lesbarkeit zu sorgen.
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Recht auf indirekten Zugang zur Verarbeitung von Daten persönlicher Art
durch Polizeidienste

59. Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Dezember 1992 zum Schutz der Privatlebens hinsichtlich der
Verarbeitung von Daten persönlicher Art legt das Bestehen eines Rechtes auf indirekten Zugang
zu diesen Daten über die Kommission für den Schutz des Privatlebens fest. Die Wirksamkeit
dieses Rechtes hing jedoch von der Annahme eines königlichen Ausführungserlasses ab, der
schließlich am 13. Februar 2001 angenommen wurde. (Jahresbericht 1999, S. 71-72)

Anhang 35
60. Das Ausländeramt hat die rechtliche Tragweite dieses Anhangs geklärt durch ein Rundschreiben

vom 20. Juli 2001, in dem daran erinnert wurde, dass es sich um einen Aufenthaltstitel handelt,
der Anrecht auf die Eintragung ins Ausländerregister gewährt, bis über den Revisionsantrag
entschieden worden ist. Damit wurde der Praxis gewisser Gemeinden, Personen mit einem
Anhang 35 von Amts wegen aus dem Ausländerregister zu streichen, ein Ende gesetzt. (Jahres-
bericht 2001, S. 68)

Gesetz vom 22. Dezember 1999 über die so genannte „Regularisierung“
61. Der Innenminister hat schließlich im März 2001 dem Ausländeramt die notwendigen Richtlinien

übermittelt, damit die Bearbeitung der so genannten ‘technischen’ Anträge (Änderung des
Statuts), die zu Unrecht an die Legalisierungskommission weitergeleitet worden waren wegen
fehlender sachdienlicher Informationen über die betroffenen Personen, wieder aufgenommen
werden konnte. (Jahresbericht 1999/1, S. 38-39; Jahresbericht 2000, S. 71-74 und Jahresbericht
2001, S. 62)

Transparenz der Verwaltung
62. Um das neue Verfahren für die Eheankündigung, das durch das Gesetz vom 4. Mai 1999 zur

Abänderung gewisser Bestimmungen über die Ehe, eingeführt worden war, zu berücksichtigen,
wurde am 11. Juli 2001 ein Rundschreiben herausgegeben, indem insbesondere die Dokumente
präzisiert wurden, die zur Unterstützung eines Visumsantrags im Hinblick auf eine Eheschließung
im Königreich vorgelegt werden müssen. (Jahresbericht 2001, S. 66-67)

Information
63. Das Ausländeramt richtet seine Website ein, mit der es die Möglichkeit bietet, die Bestimmungen

und Rundschreiben über das Ausländerrecht einzusehen und sich über den Stand der
Bearbeitung eines bei einer informatisierten diplomatischen Vertretung eingereichten Visumsan-
trags zu informieren. (AE 99/5; Jahresbericht 1999, S. 111 und 329-330 und Jahresbericht 2001, S.
61-62)

Nachweis der Existenzmittel
64. Die diplomatischen und konsularischen Vertretungen Belgiens verlangen nicht mehr gleichzeitig

vom Antragsteller eines Visums den Nachweis der Existenzmittel in Form einer Verpflichtung zur
Kostenübernahme (mit den entsprechenden Belegen) und den Nachweis der persönlichen
Existenzmittel. (Jahresbericht 2001, S. 78)
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2002

Die Bedingungen des Aufenthalts in Belgien für Frührentner
65. Ein königlicher Erlass vom 20. September 2002 befreit nunmehr Frührentner und ältere

Arbeitslose von der Bedingung des tatsächlichen Aufenthalts in Belgien, unter der Voraussetzung,
dass sie dort ihren Hauptaufenthaltsort behalten. (OE 98/6; Jahresbericht 1998, S. 236 ff.; Jahres-
bericht 1999, S. 285 und Jahresbericht 2000, S. 190)

Personen mit Behinderung - Bescheinigungen
66. Der Text der Bescheinigungen wurde geändert, um der Person mit Behinderung darin präzise

mitzuteilen, an welche Dienststelle sie sich wenden muss, um die verschiedenen steuerlichen und
sozialen Vorteile zu erhalten.

LPG-Prämien
67. Die Auskünfte, die den Formularen zur Beantragung der LPG-Prämie in französischer Sprache

beigefügt sind, wurden durch die Dienststellen des Ministeriums für Soziales, Volksgesundheit und
Umwelt in dem Sinne angepasst, dass die Begriffe „véhicule privé“ durch die Begriffe „voiture
particulière“ ersetzt werden, was besser dem Text des königlichen Erlasses über die Prämie
entspricht und die Information der Antragsteller verbessert.

Gehälter - Legalisierung
68. Der Minister für den öffentlichen Dienst und die Modernisierung der Verwaltung hat durch ein

Rundschreiben die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um die Legalisierung der finanziellen
Situation der Ausbildungsdirektoren zu ermöglichen, die einen Gehaltszusatz verloren hatten,
ohne dass dieser zur Berechnung ihrer Pension berücksichtigt wurde, obwohl davon ein Abzug zu
Gunsten des Fonds für Hinterbliebenenpensionen vorgenommen wurde.

Berechnung des Wartegehalts
69. Das Ministerium für den öffentlichen Dienst hat die erforderlichen Maßnahmen ergriffen, um die

Bestimmungen über die Berechnung des Wartegehalts der teilzeitlich beschäftigten Bediensteten,
die wegen Krankheit in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurden, anpassen zu lassen. Die
vorherige Regelung war nämlich wegen der Unklarheit der bestehenden Texte nicht mehr
angewandt worden.

Beurteilung der Bediensteten
70. Der FÖD Finanzen hat auf alle Verwaltungen dieses Ministeriums Anweisungen bezüglich der

Beurteilung der Bediensteten ausgedehnt, die ursprünglich nur auf die Bediensteten der
Verwaltung des Schatzamtes anwendbar waren.
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Formulare zur Beantragung von Zulagen für Laufbahnunterbrechung (öffentlicher Sektor)
71. In diesen Formularen wird nunmehr die Verpflichtung angegeben, den Antrag per Einschreibe-

brief ans Arbeitslosenbüro zurückzuschicken. Andernfalls muss der Betroffene nachweisen, dass
er seinen Antrag eingeschickt hat. So können Streitsachen bezüglich des Versands des Antrags auf
Zulagen vermieden werden.

Verzugszinsen
72. Das Landesamt für Arbeitsbeschaffung (LFA) vermerkt nunmehr auf gewissen, den Arbeitslosen

überreichten Dokumenten die Möglichkeit, Verzugszinsen zu fordern, wenn die vorgeschrie-
benen Fristen für die Bearbeitung einer Akte überschritten werden.

Fristen zur Bearbeitung der Akten durch den Entschädigungsfonds für im Falle von
Betriebsschließungen entlassene Arbeitnehmer (FBS)

73. Das neue Gesetz über Betriebsschließungen vom 26. Juni 2002 schreibt Maximalfristen für die
Bearbeitung einer Unternehmensakte und für die Auszahlung der Entschädigungen vor. (AE
97/13; Rapport annuel 1997, S. 191)

Rückzahlungsfrist für Gesundheitspflege durch has Landesinstitut für Kriegsinvaliden,
ehemalige Kriegsteilnehmer und Kriegsopfer

74. Einstellung von Personal, um diese Frist von 105 Tagen auf 30 Tage zu verkürzen. (Jahresbericht
2001, S. 160-161)

Steuersatz für die Berichtigung von Ersatzeinkünften
75. Verbesserung der Ausbildung der Bediensteten, um wiederholte Irrtümer in der Anwendung des

Steuersatzes zu vermeiden. Das Ausbildungszentrum für direkte Steuern verweist in der
Darlegung des betreffenden Lehrstoffs systematisch auf Fälle aus der Praxis.

Befreiung von der Verkehrssteuer für Personen mit Behinderung
76. Aufhebung der Verpflichtung, bei jedem Kauf eines neuen Fahrzeugs einen neuen Antrag auf

Befreiung einzureichen und zu begründen, durch Gewährung einer dauerhaften Befreiung.
(Jahresbericht 2000, S. 133 und OE 01/10; Jahresbericht 2001, S. 104)

Verjährungsfrist für den Antrag auf Erstattung der Registrierungsgebühren
77. Die Registrierungsverwaltung hat ihren Standpunkt bezüglich des Beginns der Verjährungsfrist

beim Kauf eines Baugrundstücks angepasst. In gewissen Situationen hat die Verwaltung sich damit
einverstanden erklärt, dass die Verjährungsfrist zum Einreichen des Antrags auf Erstattung der
Registrierungsgebühren am Datum der endgültigen Festlegung des Katastereinkommens der auf
diesem Grundstück errichteten ‘bescheidenen Wohnung’ beginnt, statt das Datum der Regist-
rierung der Kaufurkunde des Grundstücks zu berücksichtigen. (Jahresbericht 2001, S. 108-109)
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Streichung der Eintragung eines Fahrzeugs
78. Die Benachrichtigung über die Streichung und Löschung der Eintragung wurde angepasst, um die

Tragweite und Bedeutung der darin angegebenen Daten zu präzisieren, um so jede Gefahr einer
Verwirrung und von nachteiligen Folgen für die Benutzer zu beseitigen. (Jahresbericht 2001, S.
148-150)

Niederlassungsanträge
79. Die Praxis des Ausländeramtes, die Berücksichtigung eines Niederlassungsantrags in Anwendung

von Artikel 40 zu verweigern, wenn der Betroffene nicht die erforderlichen Eintrittsdokumente
für den gültigen Zugang zum Staatsgebiet vorlegen konnte, die seit 1999 durch den Föderalen
Ombudsmann angeprangert wurde, ist durch den Europäischen Gerichtshof in seinem Urteil
vom 25. Juli 2002 verurteilt worden. Durch das Rundschreiben vom 21. Oktober 2002 hat das
Ausländeramt seine Entscheidungspraxis geändert, um sich der Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofes anzupassen. (Jahresbericht 1999, S. 92 ff.; Jahresbericht 1999/1, S. 49; Jahresbericht
2000, S. 77-78; Jahresbericht 2001, S. 69 ff. und Jahresbericht 2003, S. 62)

Geschlossene Zentren
80. Der königliche Erlass vom 2. August 2002 zur Festlegung des Systems und der Funktionsregeln für

geschlossene Zentren erweitert die Garantien für die Information der Bewohner ab ihrer
Ankunft im Zentrum. Künftig müssen ihnen zwei Broschüren überreicht werden: eine Empfangs-
broschüre mit den Rechten und Pflichten für ihren Aufenthalt im Zentrum und den Möglichkeiten
der medizinischen, psycho-sozialen, moralischen oder religiösen Unterstützung sowie eine Infor-
mationsbroschüre, in der die Verfahren des Gesetzes über Ausländer und der Zugang zur
Unterstützung durch eine NGO oder einen Rechtsanwalt erläutert werden. Der königliche Erlass
schreibt ausdrücklich vor, dass diese Broschüren mindestens in den drei Landessprachen und in
Englisch verfügbar sein müssen.

Ausstellung von Bescheinigungen aus dem Warteregister
81. Die Direktion Wahlen und Bevölkerung des FÖD Inneres erteilt den Kommunalverwaltungen

Anweisungen, um auch den sich illegal aufhaltenden Ausländern die Bescheinigungen aus dem
Warteregister auszustellen, die im Rahmen des Regularisierungsverfahrens verlangt werden.

Nationalitätsbescheinigung
82. Die Direktion Wahlen und Bevölkerung des FÖD Inneres schickt den Gemeinden Anweisungen,

in denen sie aufgefordert werden, nicht mehr das Datum und die Weise des Erwerbs der belgi-
schen Staatsangehörigkeit auf den Nationalitätsbescheinigungen zu vermerken, die aus den
Bevölkerungsregistern ausgestellt werden.

Belgier im Ausland
83. Das Gesetz vom 26. Juni 2002 hat konsularische Bevölkerungsregister eingeführt, durch die es

möglich wird, den darin eingeschriebenen belgischen Staatsangehörigen Personalausweise auszu-
stellen. (Jahresbericht 2001, S. 79)
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Anträge auf Reisepässe
84. Während früher die Beantragung eines Passes durch eine Person, die – in manchen Fällen – ohne

ihr Wissen steckbrieflich gesucht wurde, systematisch verweigert wurde, bis diese Person die
Zurücknahme dieses Steckbriefes erreichte, schickt der FÖD Auswärtige Angelegenheiten
nunmehr der Staatsanwaltschaft eine Bitte um eine begründete Stellungnahme, in der präzisiert
wird, dass der Pass ausgestellt wird, sofern ihrerseits innerhalb einer vorgeschriebenen Frist kein
Einwand geäußert wird.

2003

Anspruch auf Wartezulagen für junge Belgier, die im Ausland studiert haben
85. Der königliche Erlass vom 11. Februar 2003 zur Abänderung vom Artikel 36 der Arbeitslosig-

keitsbestimmungen gewährt künftig den Anspruch auf Wartezulagen den jungen Belgiern, die
ihren Sekundarunterricht im Ausland absolviert haben, sofern sie sechs Jahre in Belgien studiert
haben, bevor sie das ausländische Diplom erhalten haben, und sofern dieses als gleichwertig mit
demjenigen, das Anrecht auf Wartezulagen in Belgien gibt, anerkannt wird. (OE 98/1; Jahresbe-
richt 1998, S. 234-235; Jahresbericht 2000, S. 189; Jahresbericht 2001, S. 122; Jahresbericht 2002, S.
86 und Jahresbericht 2003, S. 108)

Begründung und Angabe der Einspruchsmöglichkeiten gegen medizinische Entscheidungen des
Verwaltungsgesundheitsdienstes (VGD)

86. Die im Einverständnis mit dem behandelnden Arzt getroffenen medizinischen Entscheidungen
wurden nie ausdrücklich begründet, da die Parteien grundsätzlich über die Begründung auf dem
Laufenden waren. Der Verwaltungsgesundheitsdienst hat sich damit einverstanden erklärt, diese
Verwaltungspraxis zu ändern und ebenfalls in allen seinen Entscheidungen die Regressmöglich-
keiten anzugeben. (Jahresbericht 2003, S. 120)

Anträge auf Eröffnung und Übernahme von Apotheken
87. Der königliche Erlass vom 29. Juni 2003 zur Einführung von Änderungen an der bestehenden

Regelung über die Eröffnung, die Übernahme und den Zusammenschluss von der Öffentlichkeit
zugänglichen Apotheken hat die Möglichkeit geboten, organisatorische Maßnahmen zu ergreifen,
um die Bearbeitungsdauer der Anträge zu verkürzen (Jahresbericht 2003, S. 120 und Jahresbericht
2004, S. 88)

Prüfungen - Selor
88. Selor hat gewisse Grundsätze für den Standpunkt festgelegt, den die Prüfungsausschüsse

einnehmen sollen, wenn sie beim Verbessern von Prüfungen mit mehreren Wahlmöglichkeiten
das Vorhandensein von Fragen mit einer unpräzisen Formulierung feststellen (Annullierung der
Frage, Annahme jeder Antwort, die logischerweise als korrekt angesehen werden konnte, als
richtig, usw.). (Jahresbericht 2003, S. 48-49)
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Information der Bediensteten des FÖD Finanzen und des FÖD Inneres
89. Hinsichtlich der Versetzung in den Ruhestand wegen körperlicher Arbeitsunfähigkeit achtet der

FÖD Finanzen künftig durch ein erklärendes Schreiben darauf, dass die betroffenen Bediensteten
die Folgen der Entscheidungen hinsichtlich ihrer Laufbahn richtig verstanden haben. Der FÖD
Auswärtige Angelegenheiten fordert die diplomatischen Stellen und Vertretungen Belgiens auf,
den Inhalt der Gespräche oder Informationsversammlungen mit ihren örtlichen Bediensteten
über ihre Rechte und Pflichten hinsichtlich der sozialen Sicherheit schriftlich festzuhalten. (Jahres-
bericht 2003, S. 143)

Entscheidung über die Gewährung einer Zulage für die Hilfe Dritter
90. Die Entscheidungen über die Gewährung durch das Landesinstitut für Kranken- und Invalidenver-

sicherung (LIKIV) enthalten nunmehr die Angabe der erzielten Anzahl Punkte (die auf der
Grundlage medizinischer Daten festgelegt werden), während diese Begründung vorher nur auf
Verweigerungsentscheidungen angegeben wurde. (Jahresbericht 2003, S. 136)

Kriegsopfer
91. Angesichts der Bearbeitungsdauer der Anträge auf das nationale Anerkennungsstatut hat der

Ministerialerlass vom 19. Oktober 1998 das Verfahren vereinfacht, indem die Entscheidungsbe-
fugnis gewissen Beamten übertragen wurde. (AE 97/16; Rapport annuel 1997, S. 138-139 und S.
193; Jahresbericht 1998, S. 189; Jahresbericht 1999, S. 232-233; Jahresbericht 1999/1, S. 91-92;
Jahresbericht 2000, S. 161-162; Jahresbericht 2001, S. 134-135; Jahresbericht 2002, S. 131 und
Jahresbericht 2003, S. 161)

Personen mit Behinderung – Allgemeine Bescheinigungen
92. Die Begründung der allgemeinen Bescheinigungen: die Verwaltung vermerkt nunmehr die

gewährte Anzahl Punkte der „Verringerung der Eigenständigkeit“, selbst wenn der Betroffene
nicht für einen sozialen oder steuerlichen Vorteil in Frage kommt (Jahresbericht 2003, S. 114)

Personen mit Behinderung – Berechnung der Zulagen
93. Die Reform der Regelung für Zulagen zugunsten von Personen mit Behinderung ermöglicht es

nunmehr, unverzüglich Änderungen in der Familiensituation der Person mit Behinderung im Falle
der Trennung des Haushalts zu berücksichtigen. (AE 00/5; Jahresbericht 2000, S. 153-154 und S.
222-223; Jahresbericht 2001, S. 177, Jahresbericht 2002, S. 123-124 und Jahresbericht 2003, S. 155)

Personen mit Behinderung – Zulage für den Sterbemonat
94. Die Diskriminierung zwischen Personen mit Behinderung, die durch Überweisung bezahlt

wurden, und denjenigen, die durch Postanweisung bezahlt wurden, ist durch den königlichen
Erlass vom 22. Mai 2003 beseitigt worden. Als Auszahlungsdatum wird dasjenige der Ausstellung
der Postanweisung berücksichtigt (anstelle des Datums, an dem die Postanweisung eingelöst
wurde) (Jahresbericht 2003, S. 114)

Personen mit Behinderung – Rückforderung von zu Unrecht gezahlten Beträgen
95. Wenn eine Person mit Behinderung zu Unrecht Zulagen erhielt, im Anschluss an eine erneute

Prüfung ihres Anspruchs auf Zulagen aber Anspruch auf Nachzahlungen hatte, bestand die Praxis

Überblick 1997 - 2007 V
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der Verwaltung darin, die Nachzahlungen für die Begleichung der Schulden der Person mit Behin-
derung zu verwenden, ungeachtet dessen, ob diese einen Verzicht auf den zu Unrecht bezahlten
Betrag beantragt hatte oder nicht. Wenn die Schuld mit den Nachzahlungen vollständig beglichen
werden konnte, wurde der Antrag auf Verzicht zu den Akten gelegt. Seit dem 1. Juli 2003, dem
Datum des Inkrafttretens der abgeänderten Bestimmungen des anwendbaren Gesetzes, werden
die Nachzahlungen nur mehr für die Begleichung einer Schuld verwendet, nachdem der Minister
eine Entscheidung getroffen hat (über den Verzicht). Wird die Schuld durch den Minister annul-
liert, so werden der Person mit Behinderung alle Nachzahlungen überwiesen. Ist der Betrag der
Nachzahlung höher als der Betrag der Schuld, so wird die Differenz der Person mit Behinderung
überwiesen, ohne die Entscheidung des Ministers abzuwarten.24 (Jahresbericht 2003, S. 114)

Verzicht auf Einspruch - Einkommenssteuern
96. Annahme eines Rundschreibens, um die Verwaltungspraxis, nach der ein Steuerpflichtiger aufge-

fordert wurde, auf seinen Einspruch zu verzichten, mit den Grundsätzen der angemessenen
Verwaltung in Einklang zu bringen. (OE 03/01; Jahresbericht 2003, S. 80-81 und S. 103)

Beschleunigtes Berichtigungsverfahren für Einkommenssteuern – Information
97. Ausarbeitung eines Standardschreibens, in dem das beschleunigte Verfahren durch berichtigende

Veranlagung erläutert wird, um zu vermeiden, dass die Steuerämter und die Einnahmeämter zu
viele Anstrengungen für spätere Erläuterungen an die Steuerpflichtigen unternehmen müssen.
(Jahresbericht 2003, S. 79-80 und S. 103-104)

Personalmangel in einer regionalen Steuerdirektion
98. Angesichts eines konjunkturellen und massiven Zustroms von Einsprüchen war es einer Regio-

naldirektion – trotz der ergriffenen Maßnahmen – unmöglich, ihren anwachsenden Rückstand
aufzuholen. Im letzten Quartal 2003 wurden zusätzliche Bedienstete eingestellt. (Jahresbericht
2003, S. 92)

Eintreibung der Verkehrssteuer – faktische Trennung und Ehestand der Gütertrennung
99. Die Steuerverwaltung hat ihre Auslegung von Artikel 222 des Zivilgesetzbuches im Lichte des

Urteils des Kassationshofes vom 15. Oktober 1999 angepasst und den Standpunkt vertreten,
dass in dem Fall, wo getrennte Eheleute unter dem Güterstand der Gütertrennung verheiratet
waren, die Solidarität für die Schulden des Haushalts und die Erziehung der Kinder nur mehr in
den Situationen geltend gemacht werden konnte, wo das Fahrzeug, für das einer von ihnen die
Steuer schuldete, weiterhin zum Transport der gemeinsamen Kinder diente. (Jahresbericht 2003,
S. 93-94)

Anpassung des Antragsformulars für eine Berufskarte für Ausländer
100. Die Verwaltung passt das Antragsformular für die Berufskarte an, in der nunmehr deutlich die

Notwendigkeit angegeben ist, jede Adressenänderung mitzuteilen, und die Möglichkeit, die
Korrespondenz an einen gewählten Wohnsitz schicken zu lassen. Es werden ebenfalls Erläute-

24 In einem Dienstvermerk von September 2007 werden Änderungen dieser Grundsätze in Aussicht gestellt.
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rungen beigefügt, in denen die notwendigen Kontaktadressen angegeben, Informationen zum
Verfahren erteilt werden und die Möglichkeit erwähnt wird, dem Rat für Wirtschafsuntersu-
chungen für Ausländer die Sache zu unterbreiten. (Jahresbericht 2003, S. 124)

Besuchsrecht in Haftanstalten
101. Die Generaldirektion für Strafvollzug und Maßnahmen des FÖD Justiz hat ein Rundschreiben

1715bis vom 24. Dezember 2003 über affektive Beziehungen in Gefängnissen angepasst.
Aufgrund dieses Rundschreibens kann der Umstand, dass ein (nicht inhaftierter) Besucher nicht
imstande ist, ein Führungszeugnis vorzulegen, keinen ausreichenden Grund für die Verweigerung
des Besuchsantrags darstellen. Bei internen Besuchen kann der Umstand, dass die beiden
Häftlinge nicht das Bestehen einer Beziehung vor ihrer Inhaftierung nachweisen können, keinen
ausreichenden Grund für die Ablehnung ihres Antrags darstellen. (Jahresbericht 2003, S. 52- 53)

DNA-Tests
102. Da es gewissen Antragstellern auf Familienzusammenführung nicht möglich ist, ordnungsgemäße

Zivilstandsdokumente vorzulegen, hat das Ausländeramt bei mehreren diplomatischen Stellen
Belgiens ein Pilotprojekt für DNA-Tests eingerichtet, mit denen die Abstammung zwischen dem
Antragsteller für das Visum und der Person, die das Recht auf Familienzusammenführung
eröffnet, nachgewiesen werden kann. (Jahresbericht 2003, S. 61-62 und Jahresbericht 2004, S. 55)

Begründung einer Entscheidung zur Verweigerung der Verpflichtung der Kostenübernahme
103. Bei der Beantragung eines Visums für einen kurzen Aufenthalt stellt das Ausländeramt nunmehr

demjenigen, der die Kostengarantie übernimmt, die Begründung seiner Entscheidung zu, falls die
Verpflichtung zur Kostenübernahme verweigert wird. (Jahresbericht 2003, S. 62-63)

Funktionieren des belgischen Generalkonsulats in Casablanca
104. Das belgische Generalkonsulat in Casablanca verbessert das Verfahren zum Einreichen der

Visumsanträge und ihrer Behandlung infolge der Einführung eines neuen modus operandi. (Jahres-
bericht 2000, S. 96 ff.; Jahresbericht 2001, S. 74 ff.; Jahresbericht 2003, S. 71-72 und Jahresbericht
2004, S. 53)

,Ahmadi’-Ehen
105. Durch die Beendigung einer unterschiedlichen Praxis der belgischen Botschaft in Islamabad

bezüglich der Anerkennung der ,Ahmadi’-Ehen hat die Generaldirektion für Konsularische
Angelegenheiten des FÖD Auswärtige Angelegenheiten Stellung bezogen und erklärt, dass
solche Ehen regelwidrig sind. Seither wird keine Urkunde über eine ,Ahmadi’-Ehe mehr dem
Vertrauensanwalt zur Untersuchung vorgelegt oder durch die Vertretung legalisiert. Der FÖD
Auswärtige Angelegenheiten übermittelt der Botschaft eine Musterbescheinigung für die Verwei-
gerung der Legalisierung (allgemein als „negative Bescheinigung“ bezeichnet), die auszustellen
oder an der Rückseite solcher Heiratsurkunden anzubringen ist. (Jahresbericht 2003, S. 68-69)

Verstoßungen
106. In Bezug auf Verstoßungen hat die Generaldirektion für Konsularische Angelegenheiten des FÖD

Auswärtige Angelegenheiten den Standpunkt des Föderalen Ombudsmanns angenommen,
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wonach die Verstoßung nicht ipso facto ohne Folgen im belgischen Recht ist und geprüft werden
muss, ob konkret die Bedingungen von Artikel 570 des Gerichtsgesetzbuches erfüllt sind. (Jahres-
bericht 2003, S. 69-70)

2004

Angabe der Berufungsmöglichkeiten durch die Krankenkassen
107. Die Krankenkassen vermerken künftig systematisch die Berufungsmöglichkeiten bei einer

Entscheidung zur Verweigerung der Kostenübernahme für gewisse Arzneimittel, für die vorher
die Zustimmung durch einen Vertrauensarzt erforderlich ist. (Jahresbericht 2004, p.108)

Eintreibung des Gesellschaftsbeitrags
108. Da die Verwaltung in den Tagen nach einem Verfahren zur Eintreibung des Jahresbeitrags bei

mehreren Tausend Gesellschaften von Telefonanrufen überflutet wurde, war sie tagelang nicht
mehr telefonisch erreichbar. Das Landesinstitut der Sozialversicherungen für Selbständige (LISVS)
erklärte, es werde künftig mehrere kleinere Eintreibungsmaßnahmen vorziehen (statt einer
großen), um seine Arbeitsweise und seine telefonische Erreichbarkeit zu gewährleisten. (Jahres-
bericht 2004, S. 85)

Einheitsakte bei Selor
109. Selor hat ein neues Informatiksystem eingeführt, mit dem alle sachdienlichen Angaben zu einem

Bewerber in eine ‘Einheitsakte’ aufgenommen werden können. Somit ist der Bewerber nicht
mehr verpflichtet, bei jeder Einschreibung für eine neue Prüfung eine Kopie seines Diploms einzu-
schicken. Dieses Informatiksystem ermöglicht außerdem eine Online-Einschreibung über die
Website von Selor. 2004 galt dieses Verfahren für die im Rahmen des ‘internen Marktes’
(Mobilität) durchgeführten Prüfungen sowie für die Auswahl von Vertragsbediensteten. (AE
99/06; Jahresbericht 1999, S. 330; Jahresbericht 2003, S. 47-48; Jahresbericht 2004, S. 33-34 und
Rapport annuel 2006, S. 118 und 164)

Datumsänderung - Selor
110. Selor hat sich damit einverstanden erklärt, dass Abweichungen von den ursprünglich vorgese-

henen Prüfungsdaten dem Bewerber im Falle offensichtlicher höherer Gewalt gewährt werden
können, sofern mehrere Prüfungstage vorgesehen sind. Selor beurteilt dies von Fall zu Fall.
(Jahresbericht 2004, S. 35)

Berechnung der Anzahl Krankheitstage
111. Das Landesamt für Jahresurlaub (LJU) hat die Berechnungsweise der Krankheitstage, auf die seine

statutarischen Beamten Anspruch haben (nachdem sie vorher als vertragliche Bedienstete in
einem anderen öffentlichen Dienst beschäftigt waren,) berichtigt. Alle öffentlichen Einrichtungen
der sozialen Sicherheit werden ebenfalls über die korrekte Auslegung der bestehenden Regelung
informiert. (Jahresbericht 2004, S. 109)
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Entscheidungen über den Pflichtbeitritt zur sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer
112. Das Landesamt für Soziale Sicherheit (LASS) vermerkt in seinen Entscheidungen über den Pflicht-

beitritt, dass die betroffenen Personen sich an die Sozialversicherungskasse oder das LISS wenden
können, um die als Selbständige bezahlten Sozialbeiträge zurückzuerlangen. (Jahresbericht 2004,
S. 101)

Erstattung der medizinischen Kosten für Kriegsopfer
113. Um die Fristen für die Erstattung der medizinischen Kosten durch das Landesinstitut für Kriegsin-

validen, die Ende 2003 festgestellt wurden, zu verkürzen, hat der FÖD Soziale Sicherheit sich
verpflichtet, dieses dreimonatliche Verfahren zur Auszahlung der Beihilfen früher einzuleiten.
(Jahresbericht 2004, S. 102-103)

Steuerschulden aus der Ehe – unbegrenzter Aufschub der Eintreibung
114. Die Artikel 332 und 333 des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 bieten den vor dem

Jahr 2000 faktisch getrennten Steuerpflichtigen, bei denen die Steuerschuld eines Ehepartners auf
die Güter des anderen Ehepartners eingezogen werden konnten, eine Lösung. Diese Artikel
ermöglichen es nämlich, den nachteilig betroffenen, aber gutgläubigen Steuerpflichtigen, die sich
in einer schwierigen finanziellen Lage befinden, bei der zuständigen Regionaldirektion für
Eintreibung einen Antrag auf unbegrenzten Aufschub der Eintreibung einzureichen, indem sie die
Steuerverwaltung bitten, die Eintreibung ihrer Steuerschulden nicht mehr fortzusetzen. (Jahresbe-
richt 2004, S. 67-68)

Telefonische Erreichbarkeit der Direktion für die Zulassung von Fahrzeugen (DZF)
115. Die Direktion für die Zulassung von Fahrzeugen hat einen telefonischen ,Infodesk’ eingerichtet,

der seit November 2004 in Betrieb ist. Ein ‘Infokiosk’ (ein Antwortgerät, das die automatisierte
Beantwortung häufig gestellter Fragen ermöglicht), wird Ende des Jahres 2005 eingerichtet nach
dem geplanten Umzug der DZF. (OE 02/06, Jahresbericht 2002, S. 104; Jahresbericht 2004, S.
93-94)

Übertragung von Daten des Nationalregisters der natürlichen Personen (NRNP) an die DZF
116. Die DZF besitzt keinen direkten Zugang zum NRNP, sondern erhält wöchentlich einen Informa-

tikträger mit den im NRNP eingetretenen und für die DZF nützlichen Änderungen. Da durch
dieses System falsche Informationen in der Datei der DZF trotz ihrer Berichtigung innerhalb des
NRNP nicht mehr auszuschließen sind, hat die DZF sich verpflichtet, beim NRNP die Richtigkeit
der Informationen über Todesfälle zu überprüfen, die sich in ihrer Akte befinden, bevor sie
gegebenenfalls Schritte bei den Erben unternimmt, um Nummernschilder zurückzufordern.
(Jahresbericht 2004, S. 94-95)

Bedingungen für die Erteilung einer zeitweiligen Genehmigung zum Überfliegen des
belgischen Staatsgebiets für ein durch einen Amateur gebautes Flugzeug

117. Der FÖD Mobilität und Transportwesen hat die oben genannten Bedingungen erleichtert, indem
eine Formel des Typs ‘Zeitkredit’ für ein Jahr eingeführt wurde. Die Genehmigung zum
Überfliegen des belgischen Staatsgebietes ist nunmehr 30 Tage im Jahr gültig. Die Nutzung dieser
Zeit wird der freien Wahl des betreffenden Piloten überlassen (die Bedingungen der Teilnahme
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an spezifischen Veranstaltungen wurden aufgehoben). Die Piloten müssen außerdem die Anfor-
derungen bezüglich des Zulassungsnachweises, der Überfluggenehmigung und der Versicherung
erfüllen und sind verpflichtet, eine Gebühr zu zahlen. (Jahresbericht 2004, S. 95)

Eintausch von ausländischen Führerscheinen
118. Die belgische Regelung entsprach nicht der diesbezüglichen Europäischen Richtlinie. Da die

betreffende Europäische Richtlinie nicht den Ort der Eintragung einer Person im Bevölkerungs-
register, sondern nur ihren „normalen Wohnsitz“ berücksichtigt, fügte die belgische Regelung
eine nicht in dieser Richtlinie vorgesehene einschränkende Bedingung hinzu. Die belgische
Regelung wurde 2004 geändert: die Bedingung der vorherigen Eintragung in die belgischen Bevöl-
kerungsregister wurde nunmehr aufgehoben für die Inhaber eines durch einen Mitgliedsstaat der
Europäischen Union ausgestellten Führerscheins. (Jahresbericht 2004, S. 95-96)

Berichtigung einfacher Irrtümer durch eine neue Eintragung in die Heberolle
119. Das Programmgesetz vom 27. Dezember 2004 hat einen Artikel 376ter in das Einkommenssteu-

ergesetzbuch eingefügt, um dieses Verfahren festzulegen. (AE 99/9; Jahresbericht 1999/1, S. 66
und Jahresbericht 2004, S. 63-64)

Bearbeitung der Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung
120. Das Ausländeramt erklärt Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung, die auf der Grundlage von

Artikel 9, Absatz drei des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 durch Asylbewerber eingereicht
werden, die sich auf eine unvernünftige Länge ihres Asylverfahrens berufen können (drei oder
vier Jahre, je nachdem, ob es sich um Personen mit oder ohne schulpflichtige Kinder handelt),
nicht mehr für unzulässig. (Jahresbericht 2004, S. 45-46)

Elektronische Übermittlung von Visumsakten durch die diplomatische Stelle zum Ausländeramt
121. Im Anschluss an die zahlreichen Informatikprobleme, die bei der Übermittlung von Akten

bezüglich der Beantragung von Visa durch diplomatische Stellen ans Ausländeramt festgestellt
wurden, hat der FÖD Auswärtige Angelegenheiten in seiner Verwaltung eine neue Informatik-
anwendung eingeführt, um alle Verfahrensschritte der Übermittlung einer Akte kontrollieren zu
können. (Jahresbericht 2003, S. 71)

Begnadigung von Amts wegen
122. Im Falle einer technischen Begnadigung (die voraussetzt, dass ein Inhaftierter zwei Mal für die

gleichen Taten verurteilt wurde), nimmt die Generaldirektion für Strafvollzug und Maßnahmen
des FÖD Justiz ein neues Verfahren an, bis die Gerichte zur Strafanwendung eingesetzt sind.
Dieses Verfahren beinhaltet, dass der Justizminister, der verfassungsgemäß mit der Vollstreckung
der Strafen beauftragt ist, auf Vorschlag seiner Verwaltung beschließt, ob Artikel 61 des Strafge-
setzbuches angewandt wird oder nicht, wobei er darauf achtet, dass die durch den
Schwurgerichtshof verhängte Strafe die betreffende Verurteilung aufnimmt. (Jahresbericht 2004,
S. 37-38)
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Häftlinge - Fallstudie
123. In Bezug auf die Anwendung der Praxis der ‘Fallstudien’ in der Verwaltung des Verlaufs des

Strafvollzugs eines Häftlings nimmt die Generaldirektion für Strafvollzug und Maßnahmen des
FÖD Justiz an, dass die Dienststelle für Einzelfälle sich nicht mehr damit begnügen kann, in ihrer
Entscheidung auf die Schlussfolgerungen einer Fallstudie zu verweisen. So muss sie ausdrücklich
die sowohl rechtlichen als auch faktischen Gründe für ihre Entscheidung angeben. (Jahresbericht
2004, S. 38-39)

Bearbeitung der Anträge auf Eintragung ins Bevölkerungsregister
124. Die Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung des FÖD Inneres hat ein Rundschreiben für

die Gemeinden herausgegeben, das einerseits bezweckt, dass alle von einer Eintragung ins Bevöl-
kerungsregister betroffenen Parteien darüber informiert werden gemäß dem Prinzip ,et audi
alteram partem’ und dass andererseits die Untersuchungen über den Wohnort möglichst
gründlich durchgeführt werden. (Jahresbericht 2004, S. 47)

Übermittlung von Informationen aus dem Nationalregister
125. Ein Rundschreiben vom 16. Dezember 2004 der Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung

des FÖD Inneres an die Gemeinden erläutert die allgemeinen Anweisungen bezüglich der
Führung der Bevölkerungsregister und präzisiert ausdrücklich, dass das Einverständnis des
Ausländeramtes nicht erforderlich ist für die Erteilung einer Bescheinigung des Warteregisters an
den Betroffenen selbst. Im Rundschreiben wird ebenfalls daran erinnert, dass der Begriff ,sich
illegal aufhaltende Ausländer’ in Punkt 21 der oben erwähnten allgemeinen Anweisungen nicht die
Asylbewerber betrifft, die einen Dringlichkeitseinspruch beim Generalkommissariat für Flücht-
linge und Staatenlose gegen eine Entscheidung zur Verweigerung des Aufenthalts durch das
Ausländeramt eingereicht haben, wobei dieser Einspruch eine aussetzende Wirkung hat. (Jahres-
bericht 2004, S. 47-48)

Gemeinsame elterliche Aufsicht – Ausstellung eines Auszugs aus dem Bevölkerungsregister
und dem Ausländerregister

126. Der FÖD Inneres schickte den Gemeinden ein Rundschreiben, um ihnen mitzuteilen, dass
getrennt lebende Eltern, die aber gemeinsam die elterliche Aufsicht über ihre minderjährigen
Kinder ausüben, gleiche Rechte hinsichtlich der Ausstellung von Auszügen aus dem Bevölkerungs-
register und dem Ausländerregister genießen. (Jahresbericht 2004, S. 48-49)

Honorarkonsulate in Accra (Ghana)
127. Die Generaldirektion für Konsularische Angelegenheiten des FÖD Auswärtige Angelegenheiten

hat beschlossen, die Bearbeitung der in Ghana eingereichten Visumsanträge zu ändern. Diese
Bearbeitung erfolgt nunmehr durch einen in der Botschaft der Niederlande in Accra niedergelas-
senen Visumsbediensteten und nicht mehr durch den belgischen Honorarkonsul in Accra.
(Jahresbericht 2001, S. 76-77; Jahresbericht 2003, S. 72-73 und Jahresbericht 2004, S. 55)

Bescheinigung über Nichtvorliegen eines Ehehindernisses für Belgier im Ausland
128. Die Generaldirektion für Konsularische Angelegenheiten des FÖD Auswärtige Angelegenheiten

schickt den diplomatischen Stellen ein Rundschreiben, in dem deutlich festgelegt wird, dass der
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Leiter der diplomatischen Stelle den Antrag auf Erhalt der Bescheinigung als Standesbeamter
bearbeitet. In diesem Rundschreiben wird die Verwaltungspraxis präzisiert, die für die inhaltliche
Beurteilung der Erteilung und nicht der besagten Bescheinigung gilt, und es wird festgelegt, dass
eine Verweigerung schriftlich erfolgen und formgerecht begründet werden muss. Der Leiter der
diplomatischen Stelle muss vermerken, auf welche Weise der Antragsteller Berufung gegen die
Entscheidung einlegen kann. (Jahresbericht 2004, S. 56-57)

2005

Bedingung des Aufenthaltsortes, um Zulagen für Laufbahnunterbrechung zu erhalten
129. Die Bedingung des Aufenthaltsortes, die 2002 für Frührentner und ältere Arbeitslose abgeschafft

worden war, bestand noch offiziell für andere Systeme der Laufbahnunterbrechung (Eltern-
schaftsurlaub, …), auch wenn sie in der Praxis nicht mehr angewandt wurde. Ein königlicher Erlass
vom 15. Juni 2005 hat die Regeln über den Aufenthaltsort vereinheitlicht, so dass es genügt, über
einen Wohnsitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums zu verfügen, um Anspruch
auf die Zulagen für Laufbahnunterbrechung zu haben. (OE 98/06; Jahresbericht 1998, S. 237-238;
Jahresbericht 2003, S. 108; Jahresbericht 2004, S. 77 und Rapport annuel 2005, S. 86)

Verfahren zur Bestätigung der Einschreibung für eine Prüfung von Selor
130. Selor hat sein Standardauswahlverfahren geändert und darin das Datum des Beginns und des

Endes des Zeitraums vermerkt, in dem die für eine Prüfung eingeschriebenen Bewerber das
Formular erhalten, mit dem sie ihre Bewerbung bestätigen sollen. Somit können sie reagieren, falls
sie dieses Formular nicht innerhalb der Frist, die in den Auswahlbestimmungen vorgesehen ist,
erhalten haben (Rapport annuel 2005, S. 41)

Flexiblere Auslegung des Begriffs höhere Gewalt durch das ONEM
131. Die Zentralverwaltung des Landesamtes für Arbeitsbeschaffung (LFA) hat präzisiert, was unter

höherer Gewalt bei zeitweiliger Arbeitslosigkeit zu verstehen ist (wenn Gründe höherer Gewalt
den Arbeitgeber daran hindern, die Ausführung des Arbeitsvertrags eines Arbeitsnehmers zu
gewährleisten). (Rapport annuel 2005, S. 107-108)

Personen mit Behinderung - Arbeitsweise der Dienststelle
132. Durch verschiedene Projekte (u.a. „Communit-E“ für den elektronischen Datenaustausch

zwischen den Gemeinden und der Generaldirektion) der Verwaltung ist die bereits 2004
verkürzte Bearbeitungsdauer noch weiter verringert worden. (AE 03/02, Jahresbericht 2003, S.
81-82 und S. 103-104; Jahresbericht 2004, S. 81; Rapport annuel 2005, p. 90 und S. 128)

Steueraufhebung von Amts wegen
133. Durch ein neues Rundschreiben der Verwaltung für Unternehmenssteuern und Einkünfte vom

13. Dezember 2005 wurden die vorherigen Rundschreiben über Einkommenssteuern dem Urteil
54/2005 des Schiedshofes vom 8. März 2005 angepasst. Alle Steuerpflichtigen verfügen nunmehr
über eine Frist von drei Jahren ab dem 1. Januar des Jahres der Eintragung der Steuer in die
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Heberolle, um eine Berichtigung der zu hohen Besteuerung zu beantragen auf der Grundlage
eines Urteils des Schiedshofes, das auf eine präjudizielle Frage hin gefällt wurde. (Rapport annuel
2005, S. 71-73)

Einforderung des Immobiliensteuervorabzugs
134. Die Dienststellen für Eintreibung erkennen an, dass die Praxis der Eintreibung des Immobilien-

steuervorabzugs bei dem neuen Eigentümer auf der Grundlage der Klausel zu Gunsten eines
Dritten, die in Nummer 251/14 des EsGB92 präzisiert wurde, nicht mehr angewandt werden
kann. (Rapport annuel 2005, S. 74)

Steuerbescheide des Immobiliensteuervorabzugs
135. Ab dem Steuerjahr 2006 wird ein Vermerk, dass ein Einspruch bezüglich eines Steuerjahres nicht

für spätere Steuerjahre gilt, auf der Rückseite des Steuerbescheids für den Immobiliensteuervor-
abzug eingetragen, der durch die föderalen Steuerdienststellen verschickt wird. (Rapport annuel
2005, S. 75)

Pflegebescheinigung
136. Im Anschluss an zahlreiche Beschwerden, die Ende 2005 eingingen, hat der FÖD Finanzen die

notwendigen Maßnahmen ergriffen, um die Kontinuität des öffentlichen Dienstes und die Bereit-
stellung der Pflegebescheinigungen zu gewährleisten. Die beiden Druckvorrichtungen – die zuvor
technische Probleme bereiteten – wurden repariert, und die Druckkapazität war wieder optimal.
Ebenso wurde nach einer Gewerkschaftskonzertierung zusätzliches Personal angeworben, um
den Produktionsrhythmus zu halten. (OE 04/03; Jahresbericht 2004, S. 72 und S. 126; Rapport
annuel 2005, S. 81-82)

Sicherungspfändung in Steuersachen
137. Das Verfahren der vereinfachten Sicherungspfändung in Steuersachen war nicht nur Gegenstand

einer Angleichung mit dem MWSt-Gesetzbuch, sondern auch – insofern es in der Steuerregelung
notwendig war – mit dem gemeinrechtlichen Verfahren des Gerichtsgesetzbuches. Somit können
durch eine gemeinsame Regelungsgrundlage die Beamten der Eintreibungsverwaltung über ein
angepasstes Formular 247.7 für Sicherungspfändungen verfügen. (OE 04/04; Jahresbericht 2004, S.
72-73 und S. 126; Rapport annuel 2005, S. 82-83)

MWSt-Protokoll
138. Nach Absprache mit der Sonderinspektion der Steuern und der Eintreibungsverwaltung fügt die

MWSt-Verwaltung nunmehr ein Musterdokument jedem ersten Schreiben bei, das dem Steuer-
pflichtigen durch die Verwaltung zugesandt wird (wie eine Berichtigungsaufstellung, ein Protokoll,
eine Direktionsentscheidung, …). In diesem Dokument ist die Frist vermerkt, innerhalb derer der
Steuerpflichtige erklären kann, dass er nicht einverstanden ist, sowie die bestehenden Einspruchs-
möglichkeiten. (OE 04/05; Jahresbericht 2004, S. 73-74 und S. 126; Rapport annuel 2005, S. 83)
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Geldbußen für verspätete Hinterlegung des Jahresabschlusses der Gesellschaften –
Antrag auf Erlass oder Herabsetzung

139. Infolge der Beschwerden von Verantwortlichen von Gesellschaften, die eine lakonische Antwort
mit wenigen Argumenten auf ihren Antrag auf Erlass oder Herabsetzung der Geldbuße für
verspätete Hinterlegung erhalten hatten, schlug der Föderale Ombudsmann vor, ein Schreiben zu
verfassen, in dem die Hauptgründe angeführt würden, aus denen eine Beschwerde abgewiesen
werden könnte. Entsprechend diesem Vorschlag hat der FÖD Wirtschaft ein neues Dokument
verfasst, in dem die zehn in seinen Dienststellen am häufigsten vorkommenden Fälle angeführt
und erläutert wurden (mit einem System von anzukreuzenden Fächern auszuwählen). Der
Wirtschaftsminister hat beschlossen, das System der Verwaltungsgeldbußen für die Jahresab-
schlüsse der nach dem 1. Oktober 2005 abgeschlossenen Rechnungsjahre aufzuheben und es
durch ein System der sofortigen Erhebung von höheren Hinterlegungskosten durch die Bilanz-
zentrale der Belgischen Nationalbank zu ersetzen. (Rapport annuel 2005, S. 99-100)

Kollektive Schuldenregelung – einvernehmliche Phase
140. Das Gesetz vom 13. Dezember 2005 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über die Frist,

die kontradiktorische Klageschrift und die kollektive Schuldenregelung erlaubt den Erlass von
Steuerschulden im Rahmen der einvernehmlichen Phase der kollektiven Schuldenregelung. (AE
03/04; Jahresbericht 2003, S. 94-96)

Internationale Adoption
141. Das Gesetz vom 24. April 2003 zur Reform der Adoption in der abgeänderten und am 1.

September 2005 in Kraft getretenen Fassung bringt im belgischen Recht die erforderlichen
Änderungen für die Ratifizierung und Umsetzung des Haager Abkommens vom 29. Mai 1993
über den Schutz der Kinder und die Kooperation auf dem Gebiet der internationalen Adoption
durch Belgien an. (AE 99/07, Jahresbericht 1999, S. 127-128; Jahresbericht 2000, S. 56; Jahresbericht
2001, S. 181 und Rapport annuel 2005, S. 43-44 und S. 64-65)

Unmöglichkeit der rechtlichen Rückkehr von Ausländern
142. Wenn keine Gefahr für die öffentliche Ordnung oder die nationale Sicherheit besteht, gewährt

das Ausländeramt eine zeitweilige Aufenthaltsgenehmigung für nicht entfernbare Personen, die
einen Antrag auf freiwillige Rückführung bei der internationalen Organisation für Migration (IOM)
eingereicht haben und deren Anweisung zum Verlassen des Staatsgebiets angesichts der
Unmöglichkeit, ihre Rückkehr zu organisieren, seit drei oder vier Jahren verlängert wurde (je
nachdem, ob es sich um Personen mit oder ohne schulpflichtige Kinder handelt). (Rapport annuel
2005, S. 54-55)

Identitätsnachweis im Rahmen eines Revisionsantrags
143. Die Säule ‘Revisionsanträge’ des Ausländeramtes verzichtet auf die ausschließliche Erfordernis

des nationalen Passes und erklärt sich einverstanden, jedes Element der Akte zu berücksichtigen,
das den Nachweis der Identität des Betroffenen bei der Untersuchung des Revisionsantrags
gegen eine Verweigerung der Niederlassung ermöglichen würde, die damit begründet ist ‘dass
der Betroffene nicht den Beweis seiner Identität und/oder Staatsangehörigkeit erbringt oder nicht
im Besitz eines Passes ist’. (Rapport annuel 2005, S. 56-57)
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Antrag auf Verlängerung der vorläufigen Aufenthaltsgenehmigung infolge der Beendigung
des Zusammenwohnens im Rahmen einer dauerhaften Beziehung

144. Das Ausländeramt erklärt Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung, die auf der Grundlage von Punkt
E (Ende der dauerhaften Beziehung) des Rundschreibens vom 30. September 1997 eingereicht
werden, für zulässig, sofern sie während des rechtmäßigen Aufenthaltes eingereicht werden.
(Rapport annuel 2005, S. 58-60)

2006

Zustellung von Entscheidungen über die körperliche Arbeitsunfähigkeit
145. Medex erklärt sich einverstanden, die Entscheidungen nach dem zwanzigsten des Monats

zuzustellen, wenn sich herausstellt, dass das Ausbleiben einer Entscheidung vor dem Monatsende
nachteilige Folgen für den Betroffenen mit sich bringt. (Rapport annuel 2006, S. 54)

Vermerk der Anzahl Punkte der Eigenständigkeit im Falle der vorzeitigen Versetzung in den
Ruhestand wegen körperlicher Arbeitsunfähigkeit

146. Medex vermerkt fortan in allen Entscheidungen die Anzahl Punkte der Einschränkung der Eigen-
ständigkeit, selbst in den Fällen, in denen die Anzahl Punkte weniger als zwölf beträgt. Die
Musterbriefe zur Mitteilung der Entscheidungen wurden angepasst (Rapport annuel 2006, S. 93)

Einspruch gegen den Beitrag an die Föderalagentur für die Sicherheit der Nahrungsmittelkette
(FASN)

147. Angesichts der Probleme bei dem Versand der Beitragsrechnungen hat die FASN sich einver-
standen erklärt, eine gewisse Flexibilität anzuwenden, wenn die Angaben ihr nicht in der
gesetzlich vorgeschriebenen Form übermittelt wurden. Die beim Föderalen Ombudsmann einge-
reichten Beschwerden werden im Allgemeinen als gültige Einsprüche angesehen. (Rapport annuel
2006, S. 99)

Einführung eines neuen EDV-Systems
148. Selor hat die Anwendung des Systems der ‘Einheitsakte’ (vgl. Jahr 2004, Punkt 109) auf die neuen

Auswahlverfahren ausgedehnt.

Verfahren der Bestätigung der Einschreibung für eine Prüfung
149. Selor hat seine Bestimmungen für Standard-Auswahlverfahren noch verbessert, um die

Bewerber besser darüber zu informieren, wie sie reagieren müssen, falls sie nicht fristgerecht das
Formular erhalten haben, mit dem sie aufgefordert werden, ihre Bewerbung zu bestätigen. Im
Übrigen ist Selor in dem Fall, dass es nicht das ordnungsgemäß ausgefüllte Formular zur Bestä-
tigung der Bewerbung erhalten hat, einverstanden, das Ergebnis der Untersuchung durch die Post
anzunehmen, sofern die Prüfungen noch nicht begonnen haben. (Rapport annuel 2006, S. 108)
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Sprachprüfungen
150. Selor hat das Verfahren verbessert, damit Bewerber, die einen informatisierten Test (ATLAS-

Test) nicht bestanden haben, vor Ort die Kopie ihrer Prüfung einsehen können, mit Zugang zu
den Fragen sowie zu ihren Antworten und den korrekten Antworten. In Bezug auf ihre etwaigen
Fragen und Bemerkungen stellt Selor diesen Bewerbern ein Standardformular zur Verfügung, das
sie ausfüllen können und das Selor später beantwortet. (Rapport annuel 2006, S. 91).25

Entscheidungen über den Pflichtbeitritt zum LASS
151. Seit Ende 2006 vermerkt das Landesamtes für Soziale Sicherheit (LASS) auf den Entscheidungen

über den Pflichtbeitritt oder die Annullierung des Pflichtbeitritts die Regressmöglichkeiten, über
die der betroffene Arbeitnehmer oder Arbeitgeber verfügt (Bestehen einer Einspruchsmö-
glichkeit, zuständiges Gericht und Weise der Befassung).

Berechnung der Zulage für ältere Personen
152. Die Generaldirektion für Personen mit Behinderung hat ihr Informatiksystem angepasst, um die

seit dem 1. Juli 2003 durch die Regelung gebotene Möglichkeit, vom Betrag der Einkünfte die
gezahlten Hypothekenzinsen abzuziehen, zu berücksichtigen (Rapport annuel 2006, S. 67)

Befreiung von der Verkehrssteuer für Fahrzeuge zur Vermietung mit Fahrer
153. Die Steuerverwaltung erklärt sich einverstanden, dass die Kategorie der «Fahrzeuge zur

Vermietung mit Fahrer» nicht auf die Kategorie der Fahrzeuge für Feierlichkeiten beschränkt
werden kann. Die Generaldirektoren der Steuer erhalten die erforderlichen Anweisungen. Daher
hat der Föderale Ombudsmann empfohlen, die Wörter ‘anlässlich von Feierlichkeiten’ in Artikel
15, §2, 2° des königlichen Erlasses vom 8. Juli 1970 zu streichen. (AE 06/07; Rapport annuel 2006,
S. 62-63)

Besteuerung des Empfängers der Restschuldversicherung
154. Wenn ein Steuerpflichtiger keinen Vorteil aus einer Restschuldversicherung hat, kann er nicht auf

das fiktive Einkommen des gezahlten Kapitals besteuert werden. Um die gleiche Behandlung aller
Steuerpflichtigen zu gewährleisten und die bestehende Rechtunsicherheit zu beseitigen, teilen die
Zentraldienste des FÖD Finanzen den Außendienststellen der Verwaltung für Unternehmens-
steuern und Einkünfte diesen Standpunkt mit. (OE 06/11; Rapport annuel 2006, S. 83-84)

Wahl zwischen einer individuellen Besteuerung und einer gemeinsamen Besteuerung für das
Sterbejahr eines Ehepartners oder gesetzlich Zusammenwohnenden Partners

155. Die erläuternde Broschüre zu Teil I der Steuererklärung der natürlichen Personen ist angepasst
worden, um den überlebenden Ehepartner darauf aufmerksam zu machen, dass der Betrag der
Steuer sehr unterschiedlich ausfallen kann entsprechend der Entscheidung für eine gemeinsame
Besteuerung oder für zwei getrennte Besteuerungen. (Jahresbericht 2006, S. 86-88)

25 Es sei bemerkt, dass der ATLAS-Test inzwischen durch den SALTO-Test ersetzt wurde. Es laufen Gespräche über Möglich-
keiten der Einsichtnahme für diesen neuen Test.
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Verfahren zum Erhalt der Zahlung der Kaution für die Beendigung der Arbeit
156. Ein zugelassener Unternehmer muss der Depositen- und Hinterlegungskasse eine Kaution als

Garantie für die Fertigstellung der Arbeiten überweisen. Im Gesetz ist nicht festgelegt, wie der
Käufer oder der Bauherr die Zahlung dieser Kaution erreichen kann. Die Depositen- und Hinter-
legungskasse erklärt dieses komplizierte Verfahren in Schritten auf ihrer Website. Die
verschiedenen möglichen Fälle sind nunmehr klar und ausführlich auf der Website erklärt.
(Rapport annuel 2006, S. 88)

Tarife der Verkehrszulassungssteuer auf der Grundlage des Hubraums
157. Auf der Grundlage der Tabelle in der Informationsbroschüre des FÖD Finanzen und der spezi-

fischen Merkmale des Fahrzeugs kann ein potenzieller Käufer den Betrag der Steuer, die er beim
Kauf eines Fahrzeugs zahlen muss, vorhersehen. Der Hubraum des Fahrzeugs ist in Litern
angegeben. Der Übergang zur nächsten Kategorie erfolgt in Stufen von 0,100 Litern. Wenn diese
Zentiliter aber weniger als 0,050 betragen, wird die Zahl auf die untere Einheit abgerundet. Sind
sie höher als 0,050, so wird die Zahl auf die obere Einheit aufgerundet. Diese Präzisierung ist nicht
in der Broschüre enthalten. Der FÖD Finanzen hat sich verpflichtet, in der nächsten Informati-
onsbroschüre mehr Erläuterungen zu erteilen. (Rapport annuel 2006, S. 89)

Formular der Nachlasserklärung auf der Website des FÖD Finanzen
158. Früher musste das Formular der Nachlasserklärung bei einem Registrierungsamt abgeholt

werden. Die Bereitstellung des Formulars auf elektronischem Wege würde eine Verwaltungsver-
einfachung darstellen, wenn der Bürger sich nicht zunächst Spezialpapier von 110 g/m2 besorgen
müsste, um das Formular ausdrucken zu können. Die Verwaltung für Vermögensdokumentation
hat beschlossen, die Steuerpflichtigen, die selbst das Musterformular ausdrucken, nicht mehr zu
verpflichten, Papier mit einem Mindestgewicht von 110g/m2 zu verwenden. (Rapport annuel
2006, S. 98)

Steuererstattung nach einem Urteil
159. Da die verschiedenen Steuerverwaltungen auf ihrer jeweiligen Ebene nicht die Bearbeitung dieser

Akten für Erstattungen im Anschluss an ein Urteil beschleunigen können und der Steuerpflichtige
nicht das Opfer dieses Umstandes sein darf, zahlt die Eintreibungsverwaltung künftig automatisch
einen zusätzlichen Monat Verzugszinsen. (Rapport annuel 2006, S. 113)

Besteuerung der Mutterschaftsentschädigung
160. Im Laufe des Jahres 2006 haben die Zentraldienste der Verwaltung für Unternehmenssteuern

und Einkünfte den Nationalfonds für wissenschaftliche Forschung (NFWF) und den Regionaldi-
rektionen geschrieben, um mitzuteilen, dass künftig die Mutterschaftsentschädigungen für
Empfängerinnen eines nicht steuerpflichtigen Stipendiums nicht mehr der Steuer unterliegen.

Abgabe des Nummernschildes nach dem Verkauf des Fahrzeugs
161. Wenn der neue Eigentümer das erworbene Fahrzeug unter einem neuen Nummernschild

anmeldet, erhält der vorherige Eigentümer einen Löschungsbescheid. Mit diesem Bescheid wird
ihm mitgeteilt, dass er vier Monate Zeit hat, um der Direktion für die Zulassung von Fahrzeugen
(DZF) das Nummernschild, das er nicht mehr benutzt, im Hinblick auf dessen Löschung zurück-
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zuschicken. Schickt er das Nummernschild nicht innerhalb von vier Monaten zurück, so wird ein
pro Justitia erstellt. Es handelt sich um ein Protokoll, mit dem ein befugter Beamter feststellt, dass
der vorherige Eigentümer eine Übertretung der Gesetzgebung begangen hat. Dieses pro Justitia
wird dem Staatsanwalt übermittelt, und der Zuwiderhandelnde erhält davon eine Kopie. Der
Staatsanwalt kann dann beschließen, den vorherigen Eigentümer zu verfolgen. Ende 2006 hat die
DZF uns darüber informiert, dass im pro Justitia eine Kontaktperson innerhalb ihrer Dienststelle
angegeben würde. Es wird fortan ebenfalls einen zusätzlichen Absatz enthalten, in dem freundlich
die ab dem Erhalt des pro Justitia zu unternehmenden Schritte erklärt werden.

Verfahren zur Änderung des Namens und Vornamens
162. Artikel 21 des Gesetzes vom 1. Juli 2006 zur Abänderung der Bestimmungen des Zivilgesetz-

buches über die Feststellung der Abstammung und deren Folgen ändert Artikel 335, §3, Absatz
zwei des Zivilgesetzbuches im Sinne der Rechtsprechung des Schiedshofes ab. Der Hof hatte
erklärt, es sei verfassungswidrig, das Einverständnis der Ehegattin für die Namensänderung des
außerehelichen Kindes ihres Gatten zu verlangen. (OE 00/02; Jahresbericht 2000, S. 58 ff. und S.
222 und Rapport annuel 2006, S. 165)

Legalisierung und Vertrauensanwälte
163. Der Notwendigkeit der Transparenz und Rechtssicherheit auf dem Gebiet der Legalisierung

einerseits und bezüglich der Modalitäten für das Eingreifen der Vertrauensanwälte in Ländern mit
Betrugsrisiko andererseits wird entsprochen durch:
- Artikel 30, §1, Absatz zwei des Gesetzbuches des internationalen Privatrechts;
- den königlichen Erlass vom 12. Juli 2006 über die Legalisierung von ausländischen Gerichtsent-

scheidungen oder notariellen Urkunden;
- das Rundschreiben vom 14. Dezember 2006 zur Festlegung von Anweisungen über die Legali-

sierung
(Jahresbericht 1999, S. 123-127; Jahresbericht 2000, S. 90-95; AE 02/02; Jahresbericht 2002, S.
72-73 und S. 120; Jahresbericht 2004, S. 58 und Rapport annuel 2006, S. 166)

Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung von Staatenlosen
164. Das Ausländeramt ändert seine Praxis, indem es künftig unmittelbar den Sachverhalt der Anträge

auf Aufenthaltsgenehmigung, die durch staatenlose Personen eingereicht werden, prüft. (Rapport
annuel 2006, S. 81)

Anordnung zum Verlassen des Staatsgebiets
165. Ausländische Bürger, die sich auf ein unangemessen langes Asylverfahren berufen können (mehr

als drei oder vier Jahre, je nachdem, ob es sich um Personen mit oder ohne schulpflichtige Kinder
handelt) und die daher eine befürwortende Entscheidung über ihren Antrag auf Aufenthaltsge-
nehmigung beanspruchen könnten, erhalten keine Anweisung zum Verlassen des Staatsgebiets
mehr, solange der Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung nicht untersucht wurde. (Rapport annuel
2006, S. 82 )
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Der Föderale Ombudsmann Jahresbericht ’0796



Verlust offizieller Korrespondenz
166. Die Stadt Antwerpen und die Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung des FÖD Inneres

arbeiten zusammen, um Angaben zu Adressen, die in den Bevölkerungsregistern enthalten sind,
mit dem Nationalregister in Einklang zu bringen.

2007

Begründung der Entscheidungen der Kommission für Befreiung von Beiträgen (KBB)
167. Die Verwaltung hat ein neues Informatikprogramm entwickelt für die Abfassung der Entschei-

dungen der KBB, damit die Mitglieder der Kommission zwischen mehreren Möglichkeiten der
Begründung wählen können, die den verschiedenen, in der KBB vorkommenden Situationen
entsprechen. Künftig werden die Einspruchsmöglichkeiten ebenfalls ausdrücklich in der
Entscheidung angegeben. Das Programm ist seit Januar 2007 operationell. (Jahresbericht 2002, S.
96; Jahresbericht 2003, p.115; Jahresbericht 2004, S. 84 und Rapport annuel 2005, S. 93-94)

Ausschluss aus der Anwerbungsreserve durch Selor
168. Der Musterbrief, mit dem Selor die Personen einer Anwerbungsreserve auffordert, sich um eine

oder mehrere Funktionen zu bewerben, war nicht klar. In diesem Brief heißt es, der Bewerber
könne drei Mal eine Stelle ohne eine zusätzlich angebotene Prüfung verweigern. In einem
anderen Satz heißt es hingegen, wenn ein Bewerber diese Zahl von Verweigerungen erreicht
habe, werde er automatisch aus der Reserve ausgeschlossen. Selor hat seinen Standardbrief
angepasst, in dem es nunmehr heißt: „Sie können eine Stelle ohne zusätzliche Prüfung ablehnen.
Nach der dritten Ablehnung werden Sie aus der Reserve ausgeschlossen …“. Auch die Information
auf der Website wird in diesem Sinne angepasst. (Rapport annuel 2007, S. 40-41)

Ausschluss von jeder Teilnahme an einer Sprachprüfung während eines Jahres
169. Nunmehr wendet Selor die Regelung korrekt an: die Bewerber, die Selor spätestens einen Tag

vor dem Test per E-Mail, Brief oder Fax über ihre Abwesenheit benachrichtigt haben, werden
nicht mehr für die Dauer eines Jahres ausgeschlossen. (OE 07/03, Rapport annuel 2007, S. 87-89,
S. 149-150 und 202-209)

Verzicht auf die Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge durch den
gesetzlichen Versicherer

170. Artikel 45quinquies des Gesetzes vom 10. April 197126 über Arbeitsunfälle sieht nunmehr vor,
dass unter der Bedingung, dass der Schuldner im guten Glauben handelt, das Versicherungsun-
ternehmen auf die Rückforderung von zu Unrecht gezahlten Beträgen verzichtet in Fällen oder

26 Eingefügt durch das Gesetz vom 13. Juli 2006 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über Berufskrankheiten und
Arbeitsunfälle und über die berufliche Wiedereingliederung (B.S., 1. September 2006).
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Fallkategorien von Interesse, die der König bestimmt. Der König hat diese Fälle oder Fallkate-
gorien im Juni 2007 definiert.27 (Jahresbericht 2004, S. 103)

Berechnung der Einkünfte (Arbeitsunfallrente) bei der Prüfung des Rechtes auf erhöhte
Beteiligung

171. Muss man zur Berechnung der Einkünfte des Empfängers von Invaliditätsentschädigungen den
Betrag der Arbeitsunfallrente vor oder nach der Steuerbefreiung berücksichtigen? Das Landesin-
stitut für Kranken- und Invalidenversicherung (LIKIV) schließt sich im Juni 2007 dem Standpunkt
der Steuerverwaltung an (Steuerbefreiung des Teils der Arbeitsunfallrente bis 20% und
Möglichkeit zu beweisen, dass der Rest befreit ist).

Personen mit Behinderung – Verzugszinsen nach einer Gerichtsentscheidung
172. Wenn eine Gerichtsentscheidung die Entscheidung über das Recht auf Zulagen für Personen mit

Behinderung reformiert, zahlt die Generaldirektion für Personen mit Behinderung von Amts
wegen Verzugszinsen, ohne dass der Betroffene dies ausdrücklich beantragen muss, selbst wenn
keine gerichtlichen Zinsen gewährt werden. (AE 06/10, Rapport annuel 2006, S. 68 und S. 178
und Rapport annuel 2007, S. 58)

Maßnahmen zur Verbesserung der Dienstleistungsqualität gegenüber dem Steuerpflichtigen
173. Der FÖD Finanzen hat im August 2007 seinen Steuer- und Eintreibungsdienststellen ein

Rundschreiben zugesandt, um die Qualität der Dienstleistungen für den Bürger zu optimieren,
insbesondere durch Vermeidung unnötiger Eintreibungsverfahren. (Rapport annuel 2007, S. 39)

Verwaltungsvereinfachung des Verfahrens zur Erstattung einer MWSt-Gutschrift nach dem
Tod des Steuerpflichtigen

174. Wenn der Bezugsberechtigte einer MWSt-Erstattung verstirbt, können seine Erben diesen Betrag
nur unter der Bedingung erhalten, dass sie eine Offenkundigkeitsurkunde vorlegen. Es handelt
sich natürlich um ein sehr schwerfälliges Verfahren für die Erstattung bescheidener Beträge an
den überlebenden Ehepartner oder an die Kinder des Verstorbenen. Der FÖD Finanzen hatte
bereits das Verfahren für die Erstattung einer Gutschrift der direkten Steuern nach dem Tod des
Bezugsberechtigten vereinfacht. Der FÖD Finanzen hat dieses vereinfachte Verfahren auf
MWSt-Erstattungen nach dem Tod ausgedehnt. (Rapport annuel 2007, S. 41- 42)

Erstattung von Registrierungsgebühren – Formvorschriften für die Gewährung
von Verzugszinsen

175. Seit Ende 2007 verlangen die Zentralen Dienststellen für Registrierung nicht mehr die Zustellung
einer Gerichtsvollzieherurkunde, um Zinsen laufen zu lasen. Diese Dienststellen sind nun damit
einverstanden, dass die Mahnung als Einschreiben zugestellt werden kann. Zinsen werden
gewährt, sofern die Bearbeitungsdauer des Antrags auf Erstattung übertrieben lang ist. (Rapport
annuel 2007, S. 49-51)

27 Königlicher Erlass vom 5. Juni 2007 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen über Arbeitsunfälle (B.S., 22. Juni 2007), zur
Abänderung von Artikel 3 des königlichen Erlasses vom 30. Dezember 1976 zur Ausführung der Artikel 60 und 60bis des
Gesetzes vom 10. April 1971 über Arbeitsunfälle (Titel abgeändert durch K.E. vom 5. Juni 2007) (B.S. 22. Juni 2007).
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Begründung der Entscheidung zur Festlegung des Katastereinkommens (KE),
Zustellungsformular

176. Das Zustellungsformular enthält nunmehr eine Beschreibung der wichtigsten materiellen
Merkmale der Immobilien. Diese verstärkte Begründung gilt ab der ersten Zustellung von Zustel-
lungen der Serie 2007-2008. Die Katasterverwaltung arbeitet ebenfalls parallel an einer
einsehbaren Datenbank, in der die kürzlich mitgeteilten Katastereinkommen angeführt sind, auch
Referenzparzellen genannt. (Rapport annuel 2007, S. 74-75)

Erinnerung an die Verpflichtung, beim Erwerb einer bescheidenen Wohnung innerhalb der
vorgeschriebenen Frist den Wohnsitz zu nehmen

177. Um eine Ermäßigung der Registrierungsgebühren beim Erwerb einer bescheidenen Wohnung
erhalten zu können, ist der Käufer verpflichtet, innerhalb einer Frist von drei Jahren im nationalen
Bevölkerungsregister an der Adresse der erworbenen Immobilien eingeschrieben zu sein.
Obwohl diese Bedingung in der Kaufurkunde vermerkt ist, übersieht der Käufer sie bisweilen. In
diesem Fall wird der über dem ermäßigten Tarif liegende Teil der Registrierungsgebühren
verlangt, sowie zusätzlich eine Geldbuße oder eine Erhöhung der Gebühr. Nur ein Fall höherer
Gewalt ist befreiend. Die Registrierungsverwaltung schickt sechs Monate vor dem Ablauf der
Dreijahresfrist den Käufern von bescheidenen Wohnungen einen Brief, in dem sie an ihre
Verpflichtung erinnert werden, sich an der Adresse der erworbenen Immobilien einzuschreiben,
um den Vorteil der Ermäßigung der Registrierungsgebühr zu behalten. Ab Mitte Januar 2008 wird
dieser Brief automatisch zugesandt. (Rapport annuel 2007, S. 75-76)

Datum, ab dem Zinsen geschuldet werden im Falle der verspäteten Zahlung der Steuern
der natürlichen Personen

178. Um künftig Missverständnisse zu vermeiden, vermerkt der FÖD Finanzen auf dem Steuerbe-
scheid den letzten Werktag des Monats, an dem die geschuldete Steuer auf das Konto des
Einnahmeamtes überwiesen sein muss, um Zinsen zu vermeiden. Dieser Vermerk steht seit dem
Steuerjahr 2007 auf den Steuerbescheiden. (Rapport annuel 2007, S. 76-77)

Zinsen im Fall eines Einspruchs oder eines Antrags auf Berichtigung der Eintragung in die
Heberolle

179. Viele Steuerpflichtigen sind überzeugt, dass sie die geschuldete Steuer nicht zahlen müssen,
sobald sie einen Antrag auf Berichtigung der ihrer Auffassung nach falschen Besteuerung einge-
reicht haben. Sie übersehen oft, dass rechtsgültig Zinsen laufen, wenn die geschuldete (also nicht
gezahlte) Steuer für ein Steuerjahr nach der Revision 860 Euro oder mehr beträgt. Der FÖD
Finanzen vermerkt künftig den Schwellenbetrag von 860 Euro auf den Mahnungen zur Zahlung
einer Steuer, für die bereits ein Antrag auf Berichtigung des Steuerbescheids eingereicht wurde.
(Rapport annuel 2007, S. 77-78)

Gleichzeitige Anwendung des Abzugs von Unterhaltsgeld und des steuerbefreiten Anteils für
unterhaltsberechtigte Kinder

180. Die Steuerverwaltung erlaubt künftig die gleichzeitige Anwendung dieser Steuervorteile. Daher
hat die Verwaltung ein neues Rundschreiben verfasst. (Rapport annuel 2007, S. 85-87)
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Informationen über Steuern auf der Website des FÖD Finanzen
181. Die Rubrik FAQ der Website des FÖD Finanzen enthält seit Dezember 2007 eine Reihe zusätz-

licher FAQ in Bezug auf Steuerermäßigungen im Zusammenhang mit dem Rentensparplan sowie
die Modalitäten für deren Erhalt. Die Steuerverwaltung hat ebenfalls in ihrer Website Erläute-
rungen angeführt zu der Frage „Wann erhalte ich meinen Steuerbescheid?“. (Rapport annuel
2007, S. 113-114)

Befreiung von Amts wegen von der Verkehrssteuer auf der Grundlage einer Bescheinigung über
eingeschränkte Autonomie

182. Wenn die Einschränkung der Autonomie rückwirkend anerkannt wird, müsste die Befreiung
ebenfalls rückwirkend gewährt werden können. Durch eine allzu strikte Auslegung verkürzte die
Steuerverwaltung die gesetzliche Frist von drei Jahren für die Befreiung von Amts wegen auf eine
Frist von vier Monaten. Im Juli 2007 hat die Steuerverwaltung ihre interne Anweisung angepasst.
(OE 04/06, Jahresbericht 2004, S. 74 und S. 126; Rapport annuel 2006, S. 61- 62)

Vereinfachung der Verwaltungsdokumente – Benachrichtigung über die Verrechnung einer
Erstattung (Formular 6.2)

183. Die Lesbarkeit des Formulars Benachrichtigung über Verrechnung ließ zu wünschen übrig. Die
Verwaltung für Eintreibung hat dieses Formular im Rahmen des Informatikprojektes Dorothée
vereinfacht, eines der neuen Projekte im Rahmen von Coperfin. Die neuen Formulare werden
seit Mai 2007 verwendet.

Heiratserklärung
184. Im Jahr 2000 hat der Föderale Ombudsmann eine allgemeine Empfehlung AE 00/01 formuliert

zur Annahme eines Systems des stufenweisen Ersatzes der gleich lautenden Kopie der Geburts-
urkunde für die Heirat, ähnlich dem, was im Gesetzbuch der belgischen Staatsangehörigkeit
vorgesehen ist. Der allgemeinen Empfehlung wird entsprochen durch das Gesetz vom 9. Mai
2007 zur Abänderung gewisser Bestimmungen des Zivilgesetzbuches im Hinblick auf die Erleich-
terung des Nachweises des Personenstandes in Ermangelung von Standesamtsurkunden. (AE
00/01, Jahresbericht 2000, S. 56-58 und S. 221)

Statut der Zusammenwohnenden im Ausländerrecht
185. Das Statut der Zusammenwohnenden, so wie es durch das Rundschreiben vom 30. September

1997 geregelt wurde, hat nunmehr eine gesetzliche Grundlage in folgenden Bestimmungen:
- Artikel 6 des Gesetzes vom 15. September 2006 zur Abänderung des Gesetzes vom 15.

Dezember 1980;
- Artikel 11 des königlichen Erlasses vom 17. Mai 2007 zur Festlegung der Ausführungsmodali-

täten des Gesetzes vom 15. Dezember 1980;
- Artikel 20 des Gesetzes vom 25. April 2007 zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember

1980 (Inkrafttreten vorgesehen zum 1. Juni 2008 oder später). (AE 00/1; Jahresbericht 2002,
S.68 ff. und S. 119-120; Jahresbericht 2003, S. 57 ff. und Rapport annuel 2006, S. 165)
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Empfangsbestätigung eines Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung
186. Das Rundschreiben vom 21. Juni 2007 über Änderungen in den Bestimmungen über den

Aufenthalt von Ausländern infolge des Inkrafttretens des Gesetzes vom 15. September 2006
sieht vor, dass eine Empfangsbestätigung für Anträge erteilt wird, die auf der Grundlage von
Artikel 9bis des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 eingereicht werden. (OE 06/01; Rapport
annuel 2006, S. 107, 153 und 169)

Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung (1)
187. Für eine effiziente Bearbeitung der Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung, die aus medizinischen

Gründen eingereicht werden, richtet das Ausländeramt eine interne Datenbank mit aktualisierten
Informationen über die Verfügbarkeit und die Zugänglichkeit von medizinischer Versorgung im
Herkunftsland des Antragstellers ein. (Rapport annuel 2006, S. 82 ff.)

Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung (2)
188. In dem Gutachten, das der beamtete Arzt dem Ausländeramt anlässlich der Bearbeitung eines

Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen auf der Grundlage von Artikel
9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 abgeben muss, prüft dieser Arzt nicht mehr das Maß
der Integration des Ausländers.

Legalisierung auf der Grundlage eines Asylverfahrens
189. Das Ausländeramt ist einverstanden, die Kriterien der Legalisierung bezüglich der unangemes-

senen Dauer des Asylverfahrens (drei oder vier Jahre, je nachdem, ob es sich um Personen mit
oder ohne schulpflichtige Kinder handelt) im Rahmen eines Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung
auf der Grundlage von Artikel 9, Absatz drei des Gesetzes vom 15. Dezember 1980
anzuwenden, obwohl ein vorheriger Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung Antrag auf Legalisierung
auf der Grundlage des Gesetzes vom 22. Dezember 1999 abgelehnt wurde.

Rückwirkende Einschreibung in die Bevölkerungsregister
190. Die Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung des FÖD Inneres kann die Entscheidungen

über eine Streitsache im Anschluss an eine Schwierigkeit oder eine Anfechtung bezüglich der
Bestimmung des Hauptaufenthaltsortes rückwirkend treffen am Datum des Antrags auf
Einschreibung in das Bevölkerungsregister oder am nächstmöglichen Datum zu demjenigen des
tatsächlichen Bezugs der neuen Wohnung auf der Grundlage von Beweismitteln. (OE 06/08,
Rapport annuel 2006, S. 154 und S. 176)

Verlängerung oder Erneuerung eines vorläufigen Aufenthaltstitels
191. Artikel 18, 1° des königlichen Erlasses vom 27. April 2007 zur Abänderung des königlichen

Erlasses vom 8. Oktober 1981 soll es dem Ausländeramt ermöglichen, künftig eine Entscheidung
über den Antrag auf Verlängerung oder Erneuerung eines vorläufigen Aufenthaltstitels vor
seinem Ablaufdatum zu treffen. (OE 06/05, Jahresbericht 2006, S. 62)

Identitätsbescheinigung für Kinder < 12 Jahren
192. Die Generaldirektion Institutionen und Bevölkerung des FÖD Inneres verfasst ein Rundschreiben

an die Gemeinden, um zu präzisieren, dass die Identitätsbescheinigung für Kinder unter 12 Jahren
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ein Identitätsdokument ist, das auf Antrag der Person(en) ausgestellt wird, die über das Kind die
elterliche Aufsicht ausübt (ausüben). Die Gemeinden müssen davon ausgehen, dass der Elternteil,
bei dem das Kind nicht eingeschrieben ist, mit dem Einverständnis des anderen Elternteils handelt.
Es ist nicht möglich, die Identitätsbescheinigung auszustellen, wenn der andere Elternteil sich dem
schriftlich widersetzt. (Rapport annuel 2006, S. 66)

Elektronische Personalausweise
193. Während der Übergangsphase vom gewöhnlichen Personalausweis zum elektronischen Perso-

nalausweis und solange keine ausdrückliche Rechtsgrundlage besteht, kann die Gemeinde einen
gültigen gewöhnlichen Personalausweise nicht aus dem alleinigen Grund annullieren, dass der
Inhaber nicht der Aufforderung, ihn vor seinem Ablaufdatum zu ersetzen, Folge geleistet hat. Der
Innenminister hat der Gesetzgebungsabteilung des Staatsrates den Vorentwurf eines königlichen
Erlasses unterbreitet, der vorsieht, dass der gewöhnliche Personalausweis annulliert wird, wenn
der Betroffene der Aufforderung, ihn zu ersetzen, nicht Folge leistet. Der Vorentwurf sieht
ebenfalls vor, dass der neue Ausweis annulliert wird, wenn der Betroffene ihn nicht innerhalb
einer Frist von drei Monaten ab dem Datum des ihm zugesandten Mahnungsbriefes abholt.
(Rapport annuel 2006, S. 154 und S. 177)

Beantragung eines Visums für Familienzusammenführung
194. Anlässlich des Einreichens eines Antrags auf ein Visum für eine Familienzusammenführung erklärt

die Generaldirektion für Konsularische Angelegenheiten des FÖD Auswärtige Angelegenheiten
sich damit einverstanden, dass der Ehepartner den Antragsteller des Visums begleiten kann.
Diese Regel gilt für alle belgischen Vertretungen im Ausland, mit Ausnahme des belgischen
Generalkonsulats in Casablanca aus Sicherheitsgründen.
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Ö
ffe

nt
lic

hk
ei

t
be

ss
er

üb
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FÖ
D

Fi
na

nz
en

A
nh

än
gi

g
D

ie
se

r
Em

pf
eh

lu
ng

w
ur

de
ke

in
e

Fo
lg

e
ge

le
ist

et
.

26
.0

4.
20

07

07
/0

2
A

bä
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lä
nd

er
am

t.

FÖ
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